Sozialistische Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 



Die Geheimnisse der Krämer 

Die Wortwahl spielt im Rüstungsgeschäft 
eine große Rolle. Noch wichtiger ist 
Schweigen. 
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Verschenkt 

Der Regisseur Fatih Akin ist mit seinem 
Film über den Völkermord an den Arme¬ 
niern gescheitert. 
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Thema der Woche 


Kein Mensch ist illegal! 

Seit einigen Tagen beteiligen sich 
18 ooo Polizeibeamte an der zwei¬ 
wöchigen, EU-weiten Operation „Mos 
Maiorum“. Offiziellen Angaben zufol¬ 
ge ist das Ziel der Aktion, jene organi¬ 
sierte Kriminalität zu schwächen, die 
illegale Immigration in die EU und den 
Schengenraum ermöglicht. Der Bun¬ 
destagsabgeordnete der Partei „Die 
Linke“, Andrej Hunko, kritisiert die 
Verhaftung von hunderten Menschen 
ohne Papiere. 
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Angstgegner des Kapitals 

Widerstand gegen Fords Werksschließung in Genk vor Gericht 



A ls am Montag der Prozess gegen 
Gaby Colebunders, einen der 
13 belgischen Gewerkschafter 
und Beschäftigten von Ford Genk, die 
am 7. November 2012 in Köln gegen 
die Schließung ihres Werks protestiert 
hatten, beginnen sollte, brach unter 
den Sicherheitsleuten Hektik aus. Sie 
suchten auf den Fluren des Amtsge¬ 
richts nach den bestellten Zeugen - 
allesamt Polizisten -, die mit ihren 
Aussagen die Vorwürfe der Staatsan¬ 
waltschaft belegen sollten: Landfrie¬ 
densbruch, Sachbeschädigung, Bei¬ 
hilfe zur Nötigung und Verstoß gegen 
das Vermummungsverbot. 

Sieben von acht geladenen Zeugen 
blieben der Verhandlung an diesem 
Tag jedoch fern, drei davon wohl spon¬ 
tan. Die angegebenen Gründe reich¬ 
ten vom Verkehrsunfall bis zum krank¬ 
heitsbedingten Ausfall. Warum die 
Kolleginnen und Kollegen der Polizei 
Bauchschmerzen gehabt haben könn¬ 
ten, wurde durch die Äußerungen des 
alleine verbliebenen Kollegen deutlich: 
er mochte den Angeklagten Colebun¬ 
ders nicht als Rädelsführer ausmachen 
und widersprach der Darstellung der 
Staatsanwaltschaft, die Demonstranten 
seien gewaltsam auf das Gelände von 


Ford Köln vorgedrungen. Es wurde 
vielmehr deutlich, dass es die Werks¬ 
feuerwehr war, die das große Tor ge¬ 
öffnet hatte, wohl um brennende Rei¬ 
fen außerhalb des Geländes zu löschen. 

170 belgische Kolleginnen und 
Kollegen waren damals nach Köln 
gekommen, um ihre Wut öffentlich zu 
machen und für den Erhalt des Wer¬ 
kes in Genk zu kämpfen. Der Kölner 
Stadt-Anzeiger gibt Colebunders mit 
den Worten wieder: „Wir waren die 
Kinder von Bergarbeitern und haben 
erlebt, wie vor 25 Jahren die Kohle¬ 
bergwerke schlossen.“ Die Schließung 
des Werkes, an dem insgesamt etwa 
10 000 Arbeitsplätze hängen, sei für 
die 65 000 Einwohner zählende Stadt 
Genk eine Katastrophe. Entspre¬ 
chend war die Stimmung unter den 
belgischen Arbeitern, die in Köln de¬ 
monstrierten. Dass Autoreifen brann¬ 
ten und die Kolleginnen und Kollegen 
das Werksgelände unbefugt betreten 
haben sollen, ist aus belgischer Sicht 
kein Grund, sie vor ein Gericht zu 
zerren. Der Straftatbestand des Land¬ 
friedensbruchs existiert in Belgien in 
dieser Form nicht. In Köln habe er 
so demonstriert, wie er es aus seiner 
Heimat gewohnt sei, so der 41-jährige 


Colebunders. Und auch die IG Metall 
Köln-Leverkusen stellte klar, der „Ge¬ 
richtsprozess stellt eine klare Überre¬ 
aktion vonseiten der Staatsanwalt¬ 
schaft dar“. Der Eindruck, es handele 
sich bei den belgischen Kollegen um 
gefährliche Kriminelle, wurde durch 
besondere - durch das Gericht verfüg¬ 
te - Sicherheitsauflagen gestützt. 

Es war überdeutlich, dass vermit¬ 
telt werden sollte, der Angeklagte und 
ihm solidarisch verbundene Kollegin¬ 
nen und Kollegen seien ein Sicher¬ 
heitsrisiko. Und auch wenn der einzi¬ 
ge an diesem Tag erschienene Zeuge 
und Polizist keine konkreten Vorwür¬ 
fen der Staatsanwalt bestätigen konn¬ 
te, so wusste er doch zu berichten, dass 
er das allgemeine Auftreten der Pro¬ 
testierenden bei seinem Eintreffen als 
martialisch empfand. Die Bild-Zei¬ 
tung zitiert ihn gar mit den drama¬ 
tisierenden Worten: „Das Kräfteun¬ 
gleichgewicht zwischen Randalierern 
und Polizisten war unfassbar“, und der 
Kölner Stadtanzeiger berichtet, der 
Polizist habe überlegt, „die Schusswaf¬ 
fe einzusetzen“. Deutlicher kann nicht 
ausgedrückt werden, von wem die Ge¬ 
walt in diesem Staate ausgeht und wer 
das „Sicherheitsrisiko“ darstellte. 


Angesichts der fortwährenden 
Wirtschaftskrise und der immensen 
Überkapazitäten in der Automobil¬ 
produktion trotz der Werksschließun¬ 
gen der vergangenen Jahre (u.a. Ren¬ 
ault Vilvoorde und Opel Antwerpen), 
zu denen Ende 2014 noch Ford Genk 
und Opel Bochum hinzukommen, ist 
die von Kölner Kolleginnen und Kol¬ 
legen geübte Solidarität mit den belgi¬ 
schen Ford-Arbeitern sicherlich keine 
Einbahnstraße. 

Nahezu jeder Standort, jedes Werk 
kämpft derzeit um Aufträge, die eine 
Perspektive über die nächsten paar 
Jahre hinaus bieten. Dass Lohnver¬ 
zicht der falsche Weg ist, davon kön¬ 
nen die belgischen Kollegen mehrere 
Lieder singen. Noch 2010 hatten sie ei¬ 
nen „Zukunftskontrakt“ mit Arbeits¬ 
platzgarantie bis 2020 geschlossen und 
dafür eine Lohnsenkung von 12 Pro¬ 
zent verordnet bekommen. 

Merke: Verträge mit Arbeitsplatz¬ 
garantie schließen und brechen - mit 
tausenden betroffenen Familien - 
ist legal, aktiven Widerstand gegen 
Werksschließungen leisten ist ein Fall 
fürs Gericht. 

Lars Mörking 

(Mehr zum Prozess auf Seite 3) 


Fundsache 


Plakat im Heimatmuseum 
Wanne-Eickel. 



Esther Bejarano und 
Microphone Mafia 



KOCK 


GEGEN RECHTS 


18.05 Uhr - Poetry / Comedy gegen Rechts 

18.15 Uhr-CHIKASAW 

18.50 Uhr - Kurzfilm .D er Schwarzfahrer' 

19.05 Uhr-Windmaer 

19.40 Uhr - Interview 

20 Uhr - Esther Bejarano & Microphone Mafia 

DKP BVIII ■ — 

DIE LINKE. 22.15 Uhr - Gesprächsrunde mit 



Am 0711.2014 veranstalten die Falken, 
die VVN-BdA Essen und die DGB- 
Jugend ab 1700 Uhr im Falkenzentrum 
Süd, Holsterhauser Straße 200 in Es¬ 
sen ein Konzert „Rock gegen Rechts“. 
Höhepunkt des Konzerts ist der Auf¬ 
tritt von Esther Bejarano und Micro¬ 
phone Mafia um 20.00 Uhr. Esther Be¬ 
jarano und ihr Sohn Joram singen mit 
den Rappern Kutlu und Pennino ein¬ 
drucksvoll Lieder des Widerstandes, 
Lieder gegen Rassismus und Gewalt. 
Vertreter dreier Generationen und 
dreier Religionen machen gemeinsam 
Musik. Mit ihrer Musik schaffen sie es 
immer wieder „Alt und Jung, Traditi¬ 
on und Moderne, Herz und Verstand 
in Einklang zu bringen“. 

Weitere Tourneedaten auf Seite 15. 


BND-Provokation als Vorlage für eine „Spiegels-Ente 

Verantwortungsloses Spiel auf dem Rücken der MHi7-Opfer 


In seiner jüngsten Ausgabe berichtet 
der „Spiegel“ über einen Vortrag des 
BND-Präsidenten Gerhard Schindler 
am 8. Oktober vor den Mitgliedern 
des Parlamentarischen Kontrollgremi- 
ums. In dem Bericht heißt es, der BND 
komme „in einer detaillierten Analyse 
zu dem Schluss, dass prorussische Re¬ 
bellen für den Absturz der malaysi¬ 
schen Passagiermaschine, Flug MH17, 
in der Ostukraine verantwortlich“ sei¬ 
en. Schindler habe „umfangreiche Be¬ 
lege“, darunter eine Auswertung von 
Satellitenaufnahmen und verschiedene 
Fotos, präsentiert. „Danach erbeuteten 
die prorussischen Separatisten ein rus¬ 
sisches Buk-Luftabwehrsystem von ei¬ 
nem ukrainischen Stützpunkt und feu¬ 
erten am 17 Juli eine Rakete ab, die di¬ 
rekt neben der malaysischen Maschine 
mit 298 Menschen an Bord explodierte.“ 


Bereits unmittelbar nach dem Unglück 
hätten „Indizien“ auf einen Abschuss 
durch prorussische Milizen hingewie¬ 
sen. Weiter schreibt der „Spiegel“, „Der 
BND kam zu eindeutigen Ergebnissen“. 

Da stellt sich die Frage: Wo ist die 
„detaillierte Analyse“? Wo sind die 
„umfangreichen Belege“? Wo die „ein¬ 
deutigen Ergebnisse“ und „Indizien“? 
Im „Spiegel“ findet sich nichts davon. 
Das ist verantwortungslos angesichts 
der Tragödie, um die es geht. Und es 
handelt sich um einen groben Ver¬ 
stoß gegen die Grundsätze eines seri¬ 
ösen Journalismus, nach denen „Bele¬ 
ge“ präsentiert und verifiziert werden 
müssen. 

Was den BND und seinen Präsiden¬ 
ten betrifft, so kann der Vortrag nur als 
Provokation gesehen werden, die offen¬ 
bar das Ziel verfolgt, den vorläufigen 


Untersuchungsbericht der niederlän¬ 
dischen Untersuchungskommission zu 
unterlaufen, in dem keine Verantwort¬ 
lichen genannt werden. Da stellt sich die 
Frage, in wessen Auftrag der Geheim¬ 
dienst diese Bombe zündete. War es die 
für den BND verantwortliche Bundes¬ 
regierung oder sitzen die Auftraggeber 
in Washington? Nicht auszuschließen 
ist auch, dass die Schlapphüte einmal 
mehr demonstrieren wollten, dass sie 
sich als Staat im Staate verstehen und 
jeder Kontrolle entziehen. 

Die niederländische Regierung, 
heißt es in deutschen Medien, habe 
„zurückhaltend“ auf den Bericht des 
BND reagiert. Aus der Sprache der 
Diplomatie in gewöhnliches Deutsch 
übertragen bedeutet das, sie ist ver¬ 
ärgert. Ein niederländischer Regie¬ 
rungssprecher erklärte jedenfalls, 


die Beurteilung der Geschehnisse 
sei Sache des damit beauftragten Si¬ 
cherheitsrates in Den Haag sowie der 
Staatsanwaltschaft. Eine Ohrfeige für 
den BND! 

Übrigens hat die Bundesregierung 
im Unterschied zu BND-Boss Schind¬ 
ler in einem von Staatssekretär Mar¬ 
kus Ederer verfassten Antwortschrei¬ 
ben vom 5. September 2014 auf eine 
kleine Anfrage der Fraktion der Partei 
„Die Linke“ im Bundestag bekannt: 
„Aus der Bundesregierung vorliegen¬ 
den Informationen lassen sich keine 
gesicherten Erkenntnisse über etwa¬ 
ige Einsätze von Flugabwehrlenk¬ 
flugkörpern gegen das Luftfahrzeug 
(MH17) ableiten.“ 

Gegen die Behauptungen des BND 
über einen Abschuss der Passagierma¬ 
schine durch eine Buk-Rakete sprechen 


auch die kürzlich vom niederländischen 
Außenminister Frans Timmermanns 
gemachten Angaben zum Absturz der 
MH17: „Wie Sie wissen, wurde jemand 
mit einer an das Gesicht gepressten 
Sauerstoffmaske gefunden. Das heißt, 
er hatte Zeit, das zu tun“, sagte der Mi¬ 
nister am 9. Oktober im Fernsehen. 

Wenn so viel Zeit war, bedeu¬ 
tet das aber, dass auch ein Abschuss 
durch ein Kampfflugzeug denkbar 
ist, den manche Experten im Zusam¬ 
menhang mit gefundenen durchlö¬ 
cherten Flugzeugteilen für möglich 
halten. Timmermanns Aussage stützt 
zudem die in russischen Medien ge¬ 
äußerte Kritik daran, dass selbst wäh¬ 
rend der Waffenruhe (so brüchig sie 
auch sein mag) die internationalen 
Experten keine Eile zeigen, an der 
Absturzstelle zu arbeiten. 

Willi Gerns 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Betriebsbedingte 

Familienplanung 


Für zu eng befunden 

Beim Bahnstreik zeigen sich die Grenzen einer 
Berufsgewerkschaft 


Der US-Sender NBC meldete Mitte 
Oktober ungeheuerliches: Um unge¬ 
hindert Karriere machen zu können, 
bieten die Firmen Apple und Face- 
book ihren Mitarbeiterinnen an, das 
Kinderkriegen hinausschieben. 

Die beiden Konzerne übernäh¬ 
men bis zu 20 000 Dollar (15 800 
Euro) der Kosten für die Entnahme 



der Eier und für das Einfrieren von 
Eizellen sowie die jährlichen Kos¬ 
ten für die Lagerung (mindestens 
500 Dollar jährlich). Facebook habe 
kürzlich schon mit der Kostenüber¬ 
nahme begonnen und Apple werde 
schon im Januar nachziehen. 

Das wird schnell Schule machen. 
Warum? Bekanntermaßen ist gera¬ 
de in IT-Firmen der Frauenanteil 
besonders niedrig. So arbeiten zum 
Beispiel bei Microsoft lediglich 29 
Prozent Frauen, bei Google arbeiten 
30 Prozent Frauen und bei Facebook 
auch nur 31 Prozent. 

Unmoralisch ist das Angebot von 
Facebook und Apple nicht etwa, weil 
das Verfahren der Entnahme und des 
Einfrierens von Eizellen unmoralisch 
wäre. Ursprünglich wurde dieses Ver- 


Die Landesmitgliederversammlung 
der DKP in Brandenburg am 19. Ok¬ 
tober 2014 erklärt sich solidarisch mit 
den fast 500 Beschäftigten und ihren 
Familien aus dem Bahnwerk in Ebers¬ 
walde. 

Mit Empörung nahmen die Dele¬ 
gierten den Beschluss des DB-Vor- 
standes zur Kenntnis, dass das Werk 
in Eberswalde zum Ende des Jahres 
2016 geschlossen werden soll. Die 
Schließung hat für die gesamte Region 
gravierende Auswirkungen. Auch für 
junge Menschen wird eine Perspektive 
in dieser Region beendet, da die Deut¬ 
sche Bahn AG in der Vergangenheit 
viele Ausbildungsplätze angeboten 
hat. Doch es gehen nicht nur die Ar¬ 
beitsplätze des Bahnwerkes verloren. 
Es ist zu befürchten, dass viele Men¬ 
schen diese Region verlassen müssen, 
um ihren Lebensunterhalt zu verdie¬ 
nen. Damit wird die Schließung eines 
der größten Betriebe weitere Arbeits¬ 
plätze in Brandenburg vernichten. 

Wir fordern von der Landesregie¬ 
rung, ihren Einfluss auf den Eigentü¬ 
mer der DB AG, dem Bund, geltend zu 
machen und diesen aufzufordern, die 
Schließung zu verhindern. 


fahren bei Krebs-Patientinnen ange¬ 
wandt, deren Fruchtbarkeit durch die 
Krebstherapie gefährdet war. Dafür 
gibt es gute Gründe und es gibt sicher 
noch eine ganze Reihe weiterer, wes¬ 
halb diese Methode zurecht in An¬ 
wendung kommt. 

Unmoralisch ist das Angebot den¬ 
noch, denn es gibt vor, den Frauen 
die Selbstbestimmung, Freiheit und 
Gleichberechtigung zu schenken, die 
ihnen die Männer immer noch in vie¬ 
len Bereichen vorenthalten. Mit dem 
unsittlichen Lockangebot der Kos¬ 
tenübernahme für die Einfrierung 
von Eizellen wollen sich Apple und 
Facebook einen Wettbewerbsvorteil 
im Kampf um talentierte IT-Spezia- 
listinnen verschaffen. 

Unter dem hinterhältig mit „So¬ 
cial Freezing“ falsch etikettierten 
Verfahren sollen die Kolleginnen 
betriebsbedingt und der Karriere 
zu Liebe ihren Kinderwunsch um 20 
Jahre nach hinten verschieben. Zu¬ 
gegeben, Sozial Freezing bzw. Vitrifi- 
kation bietet Frauen die Chance, die 
Familienplanung flexibler zu gestal¬ 
ten. Wie lange wird es ohne den ge¬ 
botenen Widerstand dauern, bis die 
Frage Schwangerschaft Ja oder Nein 
zur Chef Sache wird? 

In Konzernen wie Apple und Fa¬ 
cebook herrscht entgrenzte Arbeits¬ 
zeit. Unbezahlte Mehrarbeit, Ver¬ 
zicht auf Urlaub und ständige Abruf¬ 
bereitschaft sind arbeitsvertraglich 
nicht fixiert, aber eherner Bestandteil 
der betrieblichen Wirklichkeit. 

Genauso selbstverständlich - so 
ist zu befürchten - soll eine ITlerin 
dann eben auch im Interesse des 
Konzerns ihren Kinderwunsch hint¬ 
anstellen, und bevorzugt erst viele 
Jahre später und am allerliebsten 
dann auch noch in einem anderen 
Unternehmen, realisieren. 

Nein danke! Solchen kapitalisti¬ 
schen „Geschenken“ verweigern wir 
die Annahme. 


Der Beschluss des Vorstandes 
der DB AG von Anfang Oktober 
zur Schließung des Werkes ist nicht 
ohne Vorbereitung getroffen worden. 
Schon seit längerem halten sich die 
Gerüchte, dass die Deutsche Bahn 
AG Werkschließungen nicht aus¬ 
schließt. Die DKP in Brandenburg 
verlangt Aufklärung darüber, was 
der Landesregierung schon vor der 
Landtagswahl über diese Absichten 
bekannt gewesen ist. 

Wie Medienberichten zu entneh¬ 
men ist, hat die Deutsche Bahn zuneh¬ 
mend Fahrzeuginstandhaltung in Wer¬ 
ke nach Polen ausgelagert. Die DKP in 
Brandenburg fordert die Bundesregie¬ 
rung auf, der Auslagerungspolitik des 
Bahnvorstandes ein Ende zu setzen. 

Die DKP stellt fest, dass die 1994 
eingeleitete Bahnreform sich immer 
offensichtlicher als Fehler erwiesen hat 
und fordert daher, die Deutsche Bahn 
wieder als öffentliches Unternehmen 
zu betreiben. 

Die DKP wird sich in den Wider¬ 
stand der Beschäftigten des Bahnwer- 
kes einreihen und sich solidarisch an 
ihre Seite stellen. 

Helenenau, 19. Oktober 2014 


D ie Lokführer sind ein „ehren¬ 
werter Berufsstand‘,‘ findet der 
GDL-Vorsitzende Claus Wesels- 
ky. Diese Gruppe genießt ein besonde¬ 
res Ansehen - und oft genug fordert sie 
es auch ein und versteht sich als Elite 
der Eisenbahner. Schließlich habe ein 
Lokführer auch eine besondere Ver¬ 
antwortung, erklärt ein Kollege bei 
einem Seminar der EVG: „Guck mal, 
was wir alles durch die Gegend fahren 
müssen!“ Ein Fahrdienstleiter hält da¬ 
gegen: „Wenn ich sage, du fährst auf 
Gleis 3 ein, dann fährst du auf Gleis 
3 ein. Wenn du zu schnell fährst, dann 
halte ich dich an. Wer hat da mehr Ver¬ 
antwortung?“ 

Das besondere Selbstbewusstsein 
einzelner Berufsgruppen hat natürlich 
seine Gründe. Aber oft genug verstellt 
es den Blick für das Wesentliche: Dass 
die Bahnen fahren, dass die Betriebe 
laufen, dass der Reichtum unserer Ge¬ 
sellschaft produziert wird, liegt nicht 
an kleinen elitären Gruppen, sondern 
an der gemeinsamen, gesellschaftli¬ 
chen Arbeit der gesamten Arbeiter¬ 
klasse. Wenn die Lokführer streiken, 
fährt keine Bahn - und wenn die Fahr¬ 
dienstleiter streiken, stehen alle Signa¬ 
le auf rot, wenn die Werkstätten strei¬ 
ken, dürfen die Züge nicht fahren, weil 
sie nicht gewartet worden sind. Auch 
die Streikfähigkeit ist kein Privileg der 
Lokführer. 

„Die GDL kennt zwar die Bedürf¬ 
nisse des Zugpersonals sehr genau - 
aber sie stilisiert das hoch zu einer 
Frage des Berufes. Und das ist zu eng. 
Es geht schließlich genauso auch um 
die anderen Eisenbahner und die gan¬ 
ze Klasse“, erklärt Herbert Münchow, 


„Streikfähigkeit ist kein 
Privileg der Lokführer.“ 

Zugbegleiter aus Leipzig, DKP-Mit- 
glied, aktiv in der EVG. Die GDL for¬ 
dert fünf Prozent mehr Gehalt, eine 
Verkürzung der Arbeitszeit, eine Be¬ 
grenzung der Überstunden - und die¬ 
se Forderungen sind richtig. Mit ihren 
Arbeitszeitforderungen geht die GDL 
tatsächlich auf die besonderen Bedin¬ 
gungen des Zugpersonals ein. Eine Be¬ 
grenzung der Arbeitszeit der Lokfüh¬ 
rer hilft für sich genommen allerdings 
wenig. Im Rahmen seiner Börsenpläne 
hat der Bahnkonzern Ausbildungsplät¬ 
ze abgebaut, es gäbe gar nicht genug 
Lokführer, um die Lücken zu füllen. 
Genauso notwendig sind mehr und 
qualifizierte Ausbildungsplätze für 
Lokführer. Die EVG geht mit der For¬ 
derung nach 6 Prozent mehr Gehalt, 
mindestens aber einer Steigerung von 
150 Euro in die Verhandlungen. Diese 
Forderung nach einem Sockelbetrag 
berücksichtigt gerade die schlechter 
bezahlten Gruppen der Belegschaft - 
das Sicherheitspersonal, die Reini¬ 
gungskräfte. 


Die Zuspitzung der letzten Wochen 
liegt aber nicht in erster Linie an den 
Forderungen nach Gehalt und Arbeits¬ 
zeit - im Mittelpunkt steht die Frage, 
welche Gewerkschaft für die Tarife 
der Zugbegleiter und Bordgastrono¬ 
men zuständig ist. Dabei geht es nicht 
nur um die Interessen der Beschäftig¬ 
ten, sondern um die des Apparats und 
der Organisation. Aus einem Kampf 
gegen den Konzern wird ein Kampf 
zwischen Gewerkschaften. Auf lan¬ 


ge Sicht hat die GDL nur eine Zu¬ 
kunft, wenn sie sich als Berufsgewerk¬ 
schaft positionieren, dabei aber über 
ihren eigentlichen „ehrenwerten Be¬ 
rufsstand“ hinausgehen kann. Dieser 
merkwürdige Widerspruch bringt die 
GDL-Führung zu einer rücksichtslo¬ 
sen Streiktaktik - auch gegenüber den 
eigenen Kollegen. „Die GDL zieht ihre 
Mitglieder zusammen, und dann ver¬ 
ziehen die sich in ihre Bude. Die Kol¬ 
legen auf dem Bahnhof kriegen den 
ganzen Ärger ab, werden beschimpft 
und bespuckt. Einige EVG-Betriebs- 
räte haben die GDL-Kollegen aufge¬ 
fordert, sich an den Bahnhöfen sehen 
zu lassen, sie haben gesagt: Wir kriegen 
das ab, und ihr seid nicht zu sehen. We- 
selsky hat sinngemäß geantwortet: Das 
ist euer Problem“, berichtet ein Kolle¬ 
ge der EVG gegenüber UZ. Die GDL 
erklärt, sie wäre bereit zu Gesprächen 
mit der EVG über eine gemeinsame 
Tarifarbeit - aber sie macht zur Vor¬ 
bedingung, was eigentlich Gegenstand 
der Gespräche sein müsste: Dass sie 
die Tarife des gesamten Zugpersonals 
verhandeln kann. Beide Gewerkschaf¬ 
ten erklären, dass sie die Mehrheit des 
Zugpersonals organisieren. Die EVG 
schlägt vor, einen unabhängigen No¬ 
tar zu beauftragen, die tatsächlichen 
Mitgliederzahlen festzustellen, um die 
Debatte um nicht belegte Zahlen zu 
beenden. 

„Wenn jemand sagt, ich bin bei der 
EVG, dann kann es passieren, dass er 
angegiftet wird“, erzählt Münchow. 
Selbst manche Kollegen vergessen 
über den Scheinkämpfen der Berufs¬ 


gruppen und Organisationen die So¬ 
lidarität der Beschäftigten. Die Politik 
der EVG und ihrer Vorgänger hat ih¬ 
ren Teil zu dieser Stimmung beigetra¬ 
gen - „die Auseinandersetzung ist be¬ 
lastet durch die Haltung der früheren 
Gewerkschaftsführung unter Hansen 
zur Bahnreform und durch die Heran¬ 
gehensweise: Wir müssen nicht mobi¬ 
lisieren, wir haben schließlich die bes¬ 
seren Argumente.“ Um Konflikte zwi¬ 
schen Gewerkschaften zu überwinden, 


um die Solidarität aller Beschäftigten 
zu entwickeln, ist es auch nötig, das 
Denken der Sozialpartnerschaft und 
der engen Berufsinteressen zu über¬ 
winden. Nicht nur Lokführer und Zug¬ 
begleiter werden schlecht bezahlt, auch 
wenn für Lokführer und Zugbegleiter 
darüber hinaus besondere Arbeits¬ 
zeitregelungen nötig sind. Eine weite¬ 
re Aufspaltung der Tarifverträge wäre 
kein Fortschritt für die Beschäftigten. 
Aber eine Niederlage des Bahnstreiks 
würde vor allem dem Bahnkonzern 
nutzen. Die entscheidende Konse¬ 
quenz ist: Schluss mit dem Verzicht - 
und das trifft die Lage aller Beschäf¬ 
tigten sehr genau. 

Für die Bundesregierung ist die 
Auseinandersetzung zwischen GDL 
und EVG ein willkommener Anlass, 
um ihre Pläne für ein Gesetz zur „Ta¬ 
rifeinheit“ - gemeint ist ein Eingriff 
ins Streikrecht - wieder auf die Tages¬ 
ordnung zu setzen. Arbeitsministerin 
Nahles (SPD) will im November einen 
Gesetzentwurf „im Sinne einer Befrie¬ 
dung“ vorlegen. Der DGB hatte eine 
gesetzliche Einschränkung des Streik¬ 
rechts zeitweise befürwortet, um sei¬ 
ne Position gegenüber den Spartenge¬ 
werkschaften zu stärken. Inzwischen 
ist er von dieser Forderung abgerückt, 
auch die EVG wendet sich gegen die 
Pläne der Regierung. Denn Bundes¬ 
regierung und BILD-Zeitung wollen 
die Auseinandersetzung der Bahnge¬ 
werkschaften nutzen, um die „Befrie¬ 
dung“ der Unternehmen per Gesetz 
zu erreichen. 


Roter Brandenburger 


ZEITUNG DIR DEUTSCHEN KOMMUNISTISCHEN PARTEI 
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Olaf Peters 



Bahnwerk Eberswalde 
muss bleiben! 

Solidarität mit den Beschäftigten 
und ihren Familien! 
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Keine Rechenaufgabe 

Tarifbewegung 2015: Metaller diskutieren ihre Forderungen 


Z um Jahresende laufen die Tarif¬ 
verträge der Metall- und Elek¬ 
troindustrie aus, am 8. Septem¬ 
ber hat der Vorstand der IG Metall den 
Startschuss für die Diskussion der For¬ 
derungen gegeben. Nun diskutieren die 
Kolleginnen und Kollegen in den tarif¬ 
gebundenen Betrieben darüber, mit 
welcher Entgeltforderung die Gewerk¬ 
schaft in die Verhandlung gehen soll. 
Am 7. November werden die betriebli¬ 
chen Diskussionen in allen regionalen 
Tarifkommissionen und am 11. Novem¬ 
ber in der nächsten Vorstandssitzung 
zusammengefasst. 

Jetzt geht es darum, dass möglichst 
viele Kolleginnen und Kollegen an die¬ 
ser Diskussion teilnehmen. Nur dann 
finden sie sich in der Forderung wieder 
und sind bereit, dafür aktiv zu werden - 
ein erster Schritt zur Mobilisierung. 
Leider wird diese Diskussion nicht in 
allen Betrieben so intensiv geführt, wie 
es nötig wäre. Aktive Vertrauensleute 
gibt es nicht überall, und nicht alle Be¬ 
triebsräte sehen sich auch als Organe 
der Gewerkschaft im Betrieb. 

Außerdem meinen manche: „Die 
da oben“ haben doch schon eine For¬ 
derung in der Tasche. Dazu haben auch 
negative Erfahrungen vergangener Ta¬ 
rifrunden beigetragen: Immer wieder 
wurden aus dem Vorstand oder aus 
Bezirksleitungen Prozentzahlen und 
Kompromisslinien aus dem Hut ge¬ 
zaubert, ohne diese vorher mit der Ba¬ 
sis zu diskutieren. Besonders nach der 
letzten Tarifrunde wurde an der Basis 
massive Kritik an diesem Vorgehen 
laut. Eine Konsequenz daraus ist, dass 
die regionalen Tarifkommissionen alle 
am selben Tag, am 7. November, tagen 
werden. Das soll verhindern, dass früh 
veröffentlichte Prozentzahlen aus ein¬ 
zelnen Tarifgebieten als Vorgabe oder 
„Leitlinie“ für diejenigen wirken, die 
später tagen. 

Die Gewerkschaften argumentieren 
bei der Aufstellung von Entgeltforde¬ 
rungen traditionell mit drei Komponen¬ 
ten: zunächst mit der Preisentwicklung 
und der (gesamtwirtschaftlichen) Stei¬ 
gerung der Produktivität. Diese beiden 


Köln, 20. Oktober 2014. Zum Jahresen¬ 
de wird das Ford-Werk im belgischen 
Genk geschlossen. Heute stand Gaby 
Colebunders in Köln vor Gericht, weil 
er gegen die Schließung protestiert 
hat. Er sagt dazu: „Bestraft werden 
sollen ich und meine Kollegen - ge¬ 
meint sind wir alle. Das wahre Verbre¬ 
chen ist die Werksschließung und die 
Vernichtung von Arbeitsplätzen. Und 
wir lassen uns nicht vorschreiben, wie 
wir um unsere Arbeitsplätze zu kämp¬ 
fen haben. Die Aktion am 7. Novem¬ 
ber 2012 in Köln war ein wichtiges Si¬ 
gnal, wie wir uns international gegen 
die Zerstörung unserer Lebensgrund¬ 
lage wehren können. 

Wir fordern den Freispruch aller 
Beschuldigten.“ Er ist einer der Kolle¬ 
gen, die Widerspruch gegen die Straf¬ 
befehle wegen angeblichen Landfrie¬ 
densbruchs eingelegt haben. 

Kollegen aus Genk waren mit ei¬ 
nem Bus gekommen. Anlässlich des 
Verhandlungstermins vor dem Kölner 
Amtsgericht organisierte das Soli-Ko- 
mitee eine Kundgebung. Kolleginnen 
und Kollegen, die sich auch im Ge¬ 
richtssaal solidarisch zeigen und den 
Prozess beobachten wollten, wurden 
abgetastet, mussten durch eine zusätz¬ 
liche Sicherheitsschleuse, hatten sich 
auszuweisen und auch ihre Mobilte¬ 
lefone wurden vor dem Gerichtssaal 
vorsorglich eingesammelt. Die auf¬ 
wendige Prozedur führte zur Verzöge¬ 
rung des Prozessbeginns. Einige war¬ 
tende Kolleginnen und Kollegen von 
Ford Köln wurden zudem nicht mehr 
in den Gerichtssaal gelassen, weil hier 
lediglich 50 Plätze zur Verfügung ge¬ 
stellt wurden. 


bilden zusammen den „verteilungs¬ 
neutralen Spielraum“ - „verteilungs¬ 
neutral“, weil dessen Ausschöpfung das 
Verteilungsverhältnis zwischen Arbeit 
und Kapital noch nicht zugunsten der 
Beschäftigten verändert, sondern ledig¬ 
lich eine weitere Umverteilung zuguns¬ 
ten des Kapitals verhindert. Eine drit¬ 
te „Umverteilungs“-Komponente soll 
„Fehlentwicklungen“ in diesem Vertei¬ 
lungsverhältnis korrigieren. 

Gegen diese „gewerkschaftliche 
Lohnformel“ argumen¬ 
tierte Viktor Agartz, 
Linkssozialist und in den 
50er Jahren zunächst füh¬ 
render, dann im Zuge des 
„Kalten Krieges“ kaltge¬ 
stellter Theoretiker des 
DGB, mit seiner The¬ 
orie vom „politischen 
Lohn“: „Wenn die Ge¬ 
werkschaft eine Lohn¬ 
forderung stellt, braucht 
sie keine Begründung. 

Sie muss nur dazu bereit 
sein, für diese Forderung 
zu kämpfen. Weil jede 
Lohnforderung ein An¬ 
griff auf den Mehrwert 
ist, ist der Lohn immer ein politischer 
Lohn.“ 

Damit betont er zu Recht, dass 
eine Tarifrunde keine Rechenaufgabe 
ist, sondern eine soziale 
Auseinandersetzung, ein 
politischer Kampf. Ei¬ 
nes übersieht diese Ar¬ 
gumentation jedoch: Ob 
die Beschäftigten bereit 
sind, „für diese Forderung zu kämp¬ 
fen“, hängt auch davon ab, wie sehr 
sie selbst von der Berechtigung ihrer 
Forderungen überzeugt sind und ob 
sie auch Sympathien außerhalb der 
kämpfenden Belegschaften gewinnen 
können. Die Frage, nach welchen öko¬ 
nomischen Kriterien Lohnforderungen 
beurteilt und begründet werden kön¬ 
nen, hat deshalb durchaus ihre Berech¬ 
tigung. 

Auf der Suche nach Antworten 
auf diese Frage lohnt sich ein Blick in 


Auch die IG Metall brachte ihre 
Solidarität mit den Belgiern zum Aus¬ 
druck. Das dortige Ford-Werk stehe 
nun endgültig vor dem Aus. Inklusi¬ 


ve Zulieferindustrie seien rund 10 000 
Arbeitsplätze betroffen. „Was in Genk 
passiert, kann jedem Standort in Eu¬ 
ropa passieren“, unterstrich Dr. Witich 
Rossmann, Erster Bevollmächtigter 
der IG Metall in Köln. Der heute be¬ 
ginnende Gerichtprozess sei eine „kla¬ 
re Überreaktion von Seiten der Staats¬ 
anwaltschaft“. (Kölnische Rundschau 
20.10.14) 

Vor genau zwei Jahren, am 24. Ok¬ 
tober 2012, gab der Genker Ford-Chef 
Philippe Verbeeck den Schließungs¬ 
beschluss des Europa-Managements 
bekannt. Da war das Versprechen 
des Vorstandsvorsitzenden von Ford 


Karl Marx’ grundlegende ökonomi¬ 
sche Schriften „Lohnarbeit und Kapi¬ 
tal“ und „Lohn, Preis und Profit“. Marx 
stellt fest: „Der Geldpreis der Arbeit, 
der nominelle Arbeitslohn, fällt ... 
nicht zusammen mit dem reellen Ar¬ 
beitslohn, d.h. mit der Summe von Wa¬ 
ren, die wirklich im Austausch gegen 
den Arbeitslohn gegeben wird.“ Diese 
Unterscheidung zwischen Nominal¬ 
und Reallohn ist in Alltagsbewusstsein 
und Sprachgebrauch eingegangen. Zu¬ 


nächst geht es also darum, eine Absen¬ 
kung des Reallohns, der absoluten Le¬ 
benssituation der Arbeitenden, zu ver¬ 
hindern. Die amtliche Statistik spiegelt 


dabei nicht unbedingt die von den Ar¬ 
beiter- und Angestelltenhaushalten er¬ 
lebte Teuerungsrate. Denn im Waren¬ 
korb, der der Statistik zu Grunde liegt, 
werden auch langlebige Konsumgüter 
mit eingerechnet - steigende Kosten 
z.B. für Wohnung und Mobilität schla¬ 
gen sich deshalb weniger stark in der 
offiziellen Inflationsrate nieder. 

Ein weiteres Kriterium für die 
Höhe des Lohnes ist für Marx „sein 
Verhältnis zum Gewinn, zum Profit 
des Kapitalisten - verhältnismäßiger, 


Europa, Stephen Odell, der Standort 
Genk stehe nicht zur Disposition, ge¬ 
rade mal fünf Wochen alt. 4 300 Be¬ 
schäftigte bei Ford, weitere 6 000 bei 


Zulieferern sind betroffen. Wochen¬ 
lang verlässt kein Auto, kein Ferti¬ 
gungsteil oder gar eine ganze Maschi¬ 
ne das Werk. Die Arbeiter bewachen 
die Tore. Offiziell wird kurzgearbeitet. 

Angesichts ihrer drohenden Ent¬ 
lassung fahren am 7. November 2012 
fünf Busse mit 250 Kolleginnen und 
Kollegen aus Genk nach Köln. Or¬ 
ganisiert haben das die drei Gewerk¬ 
schaften - die sozialistische, christli¬ 
che und die liberale (an den Farben 
Rot, Grün und Blau zu erkennen). 
Sie wollen zum Gesamtbetriebsrat, 
der an diesem Tag in Niehl zusam¬ 
menkommt. Das Tor bleibt aber ver- 


relativer Arbeitslohn“. Dieser „Rela¬ 
tivlohn“ drückt aus, wie sich die von 
uns geschaffenen Werte zwischen 
Lohn und Profit, zwischen Arbeit und 
Kapital, aufteilen. Er ist der Maßstab 
für unsere Ausbeutung durch die Ka¬ 
pitalbesitzer. Ein Annäherungswert 
dafür ist die „(Brutto-)Lohnquote“, 
der Anteil der „Arbeitnehmerentgel¬ 
te“ (= Brutto-Lohn- und Gehaltssum¬ 
me + Sozialbeiträge der Unterneh¬ 
mer) am gesamten Volkseinkommen 
in der Volkswirtschaftli¬ 
chen Gesamtrechnung. 
Doch auch hier werden 
in der amtlichen Statistik 
die realen Verteilungsver¬ 
hältnisse zwischen Arbeit 
und Kapital verschleiert, 
weil Gastwirte, Handwer¬ 
ker und andere Kleinei¬ 
gentümer als „Selbstän¬ 
dige“, formal angestell- 
te Manager dagegen als 
„Arbeitnehmer“ gezählt 
werden. 

Es geht also zweitens 
darum, auch den „Rela¬ 
tivlohn“, die Lohnquote, 
die relative gesellschaft¬ 
liche Stellung der Arbeitenden, nicht 
absinken zu lassen. Diesen beiden 
Marxschen Kriterien entsprechen die 
ersten beiden Komponenten der „ge¬ 
werkschaftlichen Lohn¬ 
formel“: Ausgleich der 
Teuerung und Beteiligung 
am Wachstum des (von 
uns geschaffenen) gesell¬ 
schaftlichen Reichtums. 

Die Ausschöpfung dieses „vertei¬ 
lungsneutralen Spielraums“ müsste 
das Minimalziel jeder Lohnbewegung 
sein - sie bedeutet nur, dass sich un¬ 
sere absolute Lebenslage und gesell¬ 
schaftliche Stellung nicht verschlech¬ 
tern. Insofern ist der „verteilungsneu¬ 
trale“ Spielraum nicht identisch mit 
dem „Verteilungsspielraum“. Die Fra¬ 
ge nach dessen Grenzen „löst sich auf 
in die Frage nach dem Kräfteverhältnis 
der Kämpfenden“. 

Achim Bigus 


schlossen. Die Genker Arbeiterinnen 
und Arbeiter setzen alte Autoreifen in 
Brand, zünden Feuerwerkskörper an. 
Die Werksfeuerwehr öffnet das Tor, 
um zu löschen. Die Genker Delegati¬ 
on strömt aufs Werksgelände und zum 
Verwaltungsgebäude, wo der Gesamt¬ 
betriebsrat tagt. Aber Werkschutz und 
Polizei wollen das verhindern. Die Po¬ 
lizei ist, obwohl kurzfristig 400 Mann 
mobilisiert werden, zunächst überfor¬ 
dert. Dann drängen sie die Genkerin- 
nen und Genker vom Werksgelände. 
Sie werden stundenlang festgehalten 
und dann einzeln zur Personalfeststel¬ 
lung abgeführt, fotografiert und zu den 
Bussen geleitet. 

Zwölf belgische Kollegen erhal¬ 
ten Strafbefehle mit Geldstrafen. Der 
Strafbefehl gegen den angeblichen 
Haupttäter lautet auf zehn Monate auf 
Bewährung wegen gefährlicher Kör¬ 
perverletzung. Die Körperverletzung 
besteht in einem angeblichen Knall¬ 
trauma eines Polizeibeamten. 

Immerhin erkundigte sich der Rich¬ 
ter beim ersten Gerichtstermin nach 
der sozialen Situation in Genk, das 
zur Provinz Limburg gehört, wo mitt¬ 
lerweile die Arbeitslosigkeit massen¬ 
haft und die Kinderarmut die höchste 
in Belgien ist. Nur einer von acht ge¬ 
ladenen Zeugen war erschienen. Der 
Polizeibeamte konnte indes nur unge¬ 
naue Angaben über die angeblichen 
Gewalttaten machen und schwer einer 
Person zuordnen. 

Der Richter unterbrach mangels 
Zeugen die Verhandlung und be¬ 
stimmte als neuen Termin den 5. No¬ 
vember, 11.30 Uhr. 

Klaus Stein 


Hartz IV: Fast 
500 000 Sanktionen 

Die Zahl der Sanktionen ist im ers¬ 
ten Halbjahr 2014 wieder gestiegen. 
Zehntausende Hartz IV-Betroffene 
werden jedes Jahr vom Jobcenter mit 
einer oder mehreren Sanktionen be¬ 
legt. Meist sind Terminversäumnisse 
der Grund für die Leistungskürzung. 
Nicht selten werden die Strafen aber 
zu unrecht verhängt, so dass sich ein 
Beratungsgespräch beim Rechtsanwalt 
oder bei einer Erwerbsloseninitiative 
lohnt. 

Von Januar bis einschließlich Juni 
2014 wurden fast eine Million neue 
Sanktionen von den Jobcentern ausge¬ 
sprochen, berichtet die „Bild“-Zeitung. 
Das sei ein Anstieg von 2,4 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahreszeitraum. 

Versäumter Termin reicht 

Hartz IV-Bezieher werden mit einer 
Sanktion belegt, wenn sie einen Pflicht¬ 
verstoß begehen. Das kann beispiels¬ 
weise das Fernbleiben von Pflichtter¬ 
minen oder einer Maßnahme sein. 
Auch das Ablehnen einer angeboten 
Arbeit führt zur Leistungskürzung. 
Eine Sanktion beinhaltet eine 10- bis 
100-prozentige Kürzung des Regel¬ 
satzes für drei Monate. Die Höhe der 
Leistungskürzung richtet sich nach der 
Schwere des Pflichtverstoßes und des¬ 
sen Häufigkeit. 

Immer mehr Kinder in Hartz IV 

Laut einer aktuellen DGB Studie le¬ 
ben immer mehr Kinder in Armut. 
Rund 1,6 Millionen Kinder und Ju¬ 
gendliche unter 15 Lebensjahren sind 
auf Hartz IV-Leistungen angewiesen. 

2007 lebten laut Statistiken der 
Bundesagentur für Arbeit durch¬ 
schnittlich 16,8 Prozent der jungen 
Menschen unter 15 Jahren in Familien 
mit Hartz IV-Bezug. Bis 2012 sank die 
Quote auf 15 Prozent. Danach ging der 
Trend wieder deutlich nach oben. 

„1,64 Millionen Jungen und Mäd¬ 
chen müssen auf Hartz IV-Leistun¬ 
gen angewiesen sein“, wie eine Studie 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) zeigte. Laut der DGB-Auswer¬ 
tung bekommen derzeit mehr als 1,2 
Millionen unter 15-Jährige seit mindes¬ 
tens einem Jahr Hartz IV. 642 000 der 
Kinder sind sogar seit vier Jahren oder 
länger auf die staatliche Hilfe angewie¬ 
sen. Besonders sind die kleinen Kinder 
betroffen. 

Die Studie des DGB ist in „arbeits¬ 
markt aktuell“ 05/2014 nachzulesen. 


Kein Arbeitsentgelt für 
„Dauer-Praktikum“ 

Nachdem eine Frau aus Nordrhein- 
Westfalen ein achtmonatiges „Prakti¬ 
kum“ in einem Supermarkt absolviert 
hatte, klagte sie auf ein rückwirkendes 
Arbeitsentgelt in Höhe von zehn Euro 
pro Stunde. Während des Praktikums 
habe die Arbeitsleistung und nicht die 
Ausbildung im Vordergrund gestan¬ 
den, so die Begründung der zuvor er¬ 
werbslosen Frau. Das Landesarbeits¬ 
gericht Hamm hob das erstinstanzliche 
Urteil jedoch auf, nach dem der Klä¬ 
gerin ein Arbeitsentgelt zugesprochen 
wurde. Zwischen den Parteien sei kein 
Arbeitsverhältnis begründet worden, 
erklärte das Gericht. Zudem habe die 
Frau während ihres Praktikums Leis¬ 
tungen der Bundesagentur für Arbeit 
sowie des Trägervereins erhalten (Ak¬ 
tenzeichen: 1 Sa 664/14). 

Das Amtsgericht Bochum ging in 
seinem Urteil vom 25. März 2014 da¬ 
von aus, dass zwischen der Klägerin 
und dem Beklagten kein reines Prak¬ 
tikumsverhältnis, sondern ein Arbeits¬ 
verhältnis bestanden habe, welches 
vergütungspflichtig sei. Die Klägerin 
sei eine vollwertige Arbeitskraft ge¬ 
wesen. Der Beklagte wurde deshalb 
zur Zahlung von 17 281,50 Euro brutto 
verurteilt. Die Klägerin rechnete dem 
Arbeitsgericht Bochum vor, dass sie 
insgesamt 1728 Stunden und 15 Minu¬ 
ten für den Beklagten gearbeitet habe. 
In Anlehnung an die tariflichen Ent¬ 
geltstrukturen im Einzelhandel NRW 
würde ihr deshalb ein Arbeitsentgelt in 
Höhe von zehn Euro brutto pro Stun¬ 
de zustehen. 

Quelle: gegen-hartz.de 



„Die Frage nach einer angemessenen 
Lohnforderung löst sich auf in die Frage nach 
dem Kräfteverhältnis der Kämpfenden." 


„Gemeint sind wir alle“ 

Prozessauftakt gegen belgische Ford-Arbeiter in Köln 
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Die Geheimnisse der Krämer 

„Eiertänze“ und anderes bei Waffendeals 



Werbefoto der Bundeswehr für den neuen Schützenpanzer Puma. Offensichtlich wüstentauglich, Achtung, liebe Scheichs! 


PKK-Verbot endlich aufheben 

Mit einer Petition wenden sich aktuell 
verschiedene Persönlichkeiten aus der 
Friedensbewegung an Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) und fordern die¬ 
se darin auf, das Verbot der Arbeiter¬ 
partei Kurdistans (PKK) aufzuheben. 
Die Petition, die unter anderem von 
Eckart Spoo, Mohssen Massarrat, Laura 
von Wimmersperg, Norman Paech, Rei¬ 
ner Braun, Andreas Büro, Ulrich Gott¬ 
stein, Werner Ruf und Peter Strutynski 
initiiert wurde, trägt den Titel „Heben 
Sie bitte das PKK-Verbot auf!“. 

Durch die Aufhebung des Verbots, 
„würde Deutschland dem türkischen 
Präsidenten Recep Tayyip Erdogan 
unmissverständlich nahelegen, die Frie¬ 
densgespräche mit der PKK fortzuset¬ 
zen und den Widerstand des der PKK 
nahestehenden Volksverteidigungsko¬ 
mitees in Kobani nicht länger zu blo¬ 
ckieren“, heißt es im Petitionstext un¬ 
ter anderem. Die Initiative kann im In¬ 
ternet mitgezeichnet werden. In einer 
eigenen Erklärung sprach sich jüngst 
auch die linke Rechtshilfe- und Soli¬ 
daritätsorganisation Rote Hilfe dafür 
aus, dass „sämtliche Verfahren wegen 
Mitgliedschaft oder Unterstützung der 
PKK eingestellt werden und das absur¬ 
de Verbot der PKK endlich aufgehoben 
wird“, (bern) 

Fahrscheinloser ÖPNV 

Die Leipziger Linkspartei hat in einer 
Erklärung begrüßt, dass sich der Mittel¬ 
deutsche Verkehrsverbund (MDV) öf¬ 
fentlich für die Einführung eines fahr¬ 
scheinlosen Nahverkehrs einsetzt. „Ein 
durch alle Leipzigerinnen und Leipzi¬ 
ger solidarisch finanzierter Öffentlicher 
Nahverkehr (ÖPNV) ist für alle ein Ge¬ 
winn“, heißt es in einer Stellungnahme, 
für die unter anderem der Leipziger 
Linksparteivorsitzende Volker Külow 
verantwortlich zeichnet. Die Einfüh¬ 
rung eines völlig neuen Finanzierungs¬ 
konzeptes für den ÖPNV dürfe jedoch 
„kein Schnellschuss werden und kann 
nur gelingen, wenn die Leipzigerinnen 
und Leipziger bei der Umsetzung früh¬ 
zeitig und möglichst umfassend einbe¬ 
zogen“ würden, forderte er. (bern) 

Appell gegen Auslieferung 

Mittels eines Appells an die venezola¬ 
nische Öffentlichkeit und Regierung 
haben sich linke Aktivisten gegen die 
Auslieferung Bernhard Heidbreders 
an die Bundesrepublik Deutschland 
ausgesprochen. Anfang Juli 2014 war 
Heidbreder von venezolanischen Si¬ 
cherheitskräften in Merida festgenom¬ 
men worden. Seitdem sitzt der formal 
deutsche Staatsbürger in der Haupt¬ 
stadt Caracas in Polizeihaft. Die deut¬ 
schen Behörden haben seine Auslie¬ 
ferung beantragt, weil gegen ihn in 
Deutschland ein Ermittlungsverfahren 
läuft. Ihm wird vorgeworfen, zusammen 
mit zwei weiteren Personen vor fast 20 
Jahren in einer militanten Gruppe der 
Linken, dem K.O.M.I.T.E.E., aktiv 
gewesen zu sein. Besagte Gruppierung 
hatte 1994 einen Brandanschlag auf ein 
Gebäude der Bundeswehr verübt, um 
damit gegen die Verfolgung von Kur¬ 
dinnen und Kurden in der Türkei und 
gegen die Unterstützung dieser Unter¬ 
drückungspolitik von Seiten der deut¬ 
schen Regierung zu protestieren. Das 
K.O.M.I.T.E.E. soll 1995 außerdem 
einen Anschlag auf ein im Umbau be¬ 
findliches Abschiebegefängnis geplant 
haben. Heidbreder und zwei anderen 
Beschuldigten war es vor fast 20 Jahren 
gelungen unterzutauchen. Der Appell 
schließt mit der Bitte an die venezolani¬ 
sche Regierung, „Bernhard nicht an die 
deutschen Strafverfolger auszuliefern“ 
und wird auch von der Roten Hilfe un¬ 
terstützt. (bern) 

Gedenken an Opfer des 
faschistischen Terrors 

Die Stadtteilgruppe Nördliche In¬ 
nenstadt der DKP Dortmund ruft für 
Sonntag, den 26. Oktober, 15 Uhr, er¬ 
neut zu einer Gedenkkundgebung auf 
den Nordmarkt auf. An der sich dort 
befindlichen Stele, die an die Opfer des 
Naziaufmarsches von 1932 erinnert, 
soll - eingerahmt von einem Kultur¬ 
programm - an bekannte Dortmunder 
Antifaschisten, wie „Opa Wille“ oder 
den „Langen August“, erinnert werden, 
(bern) 


D ie IS-Terroristen schießen mit 
Waffen, die sie über Drittstaa¬ 
ten aus deutscher Produktion 
von deutschen Waffenkonzernen be¬ 
kommen haben sollen. Dazu bedarf es 
der finanziellen Unterstützung. „Ent¬ 
wicklungshilfeminister“ Gerd Mül¬ 
ler (CSU) dachte dabei an das Golf- 
Emirat Katar, das, so Müller in der 
Süddeutschen Zeitung, die Terroristen 
vom „Islamischen Staat im Irak und 
in Syrien“ finanziere. Das weist Katars 
Außenminister Khaled bin Mohamed 
al-Attije strikt zurück: „Katar nicht.“ 
Aus Deutschland wurden an Katar ge¬ 
liefert: 13 Transportpanzer („Dingo“) 


Noch bedeutender als 
die Wortwahl ist das 
Schweigen an der richtigen 
Stelle. 


und 32 Spähfahrzeuge („Fennek“). 
Schon 2011 hatten Saudi-Arabien 200 
Leopard-Panzer und 2012 die Vereinig¬ 
ten Arabischen Emirate (VAE) 3 012 
Maschinenpistolen und 20 000 Mörser¬ 
granatzünder bekommen. 

Vielleicht hätte der junge Minister 
seine Wortwahl der der Rüstungsin¬ 
dustrie anpassen sollen, denn der Bun¬ 
desverband der Deutschen Sicher- 
heits- und Verteidigungsindustrie e.V. 
sieht den Aufgabenbereich nicht in der 
Kriegsindustrie, sondern „nur“ in der 
„Sicherheits- und Verteidigungsindus¬ 
trie (SVI)“. Das klingt schon viel de¬ 
fensiver. Die Wortwahl spielt im Rüs¬ 
tungsgeschäft eine große Rolle. Noch 
bedeutender ist das Schweigen an der 
richtigen Stelle. 

Es ist insgesamt eine lange Kette, 
die aus den deutschen Waffenschmie¬ 
den von Rheinmetall Defence (Kon¬ 
zernsitz: Düsseldorf), Heckler & Koch 
GmbH (H&K) in Oberndorf am Ne¬ 
ckar oder Krauss-Maffei-Wegmann 
GmbH & Co. KG(KMW) in München 
und anderen über die Käufer bis zu 
den legalen und illegalen „Endverbrau¬ 
chern“ in aller Welt reicht. 

Damit diese Kette nicht reißt, bedarf 
es zunächst eigentlich der Koordinati¬ 
on durch die Bundesregierung mit der 
Rüstungsindustrie, denn ohne Zustim¬ 
mung des geheim tagenden Berliner 
„Bundessicherheitsrates“ läuft (fast) 
nichts. Pro Jahr werden etwa 10 000 
genehmigungspflichtige Rüstungsex¬ 
porte bearbeitet. Dem Rüstungsexport¬ 
bericht 2013 zufolge wurden Waffen, 
Panzer und andere militärische Güter 
im Wert von über 5,8 Milliarden Euro 
ausgeführt. Das entspricht einer Stei¬ 
gerung um fast ein Viertel gegenüber 


dem Jahr zuvor, meldet sogar die Ta¬ 
gesschau (18. Juni 2014). 

Der Verband der Rüstungsindustrie 
bekennt: „Die Einbindung der deut¬ 
schen Sicherheits- und Verteidigungs¬ 
industrie ist unverzichtbar für eine 
glaubwürdige und durchsetzungsfähi¬ 
ge deutsche Außen- und Sicherheitspo¬ 
litik. Hierzu bedarf es einer zentralen 
Koordination aller beteiligten Ressorts 
und der Industrie durch die Bundesre¬ 
gierung. Die Industrie ist bereit, ihren 
Teil der Verantwortung zu überneh¬ 
men.“ Die „Verantwortung“ erinnert 
an Peter Struck, Horst Köhler, Joachim 
Gauck, Frank-Walter Steinmeier, Karin 
Göring-Eckardt & Co - alle bereit zur 
„Verantwortung“. 

Bei dieser „Koordination“ geht es 
um ein Wechselspiel: Die Bundesre¬ 
gierung bestellt, was sie für nötig und 
bezahlbar hält. Die Rüstungsindustrie 
klärt vorab, was für die Bundesregie¬ 
rung nötig ist. Der Bundessicherheits¬ 
rat (BSR) kennt sich aus. Er wurde 
1955 vom 2. Kabinett Adenauer als 
„Bundesverteidigungsrat“ gegründet. 
Kanzler Konrad Adenauer (CDU) war 
erster Chef. Jetzt ist es Angela Merkel 
(CDU). Der BSR arbeitet „geheim“ 
und „verschwiegen“. Dabei sind Mer¬ 
kel, der Chef des Bundeskanzleramtes 
Peter Altmaier, Außenminister Stein¬ 
meier, Innenminister de Maiziere, Ver¬ 
teidigungsministerin von der Leyen, Fi¬ 
nanzminister Schäuble, Justizminister 
Maas, Wirtschaftsminister Gabriel und 
Gerd Müller. 


Die Geheimhaltung hat für den Mi¬ 
litärisch-Industriellen Komplex (MIK) 
mehrere Vorteile, zumal die Geheim¬ 
niskrämerei schon beginnt, bevor die 
Rüstungsgüter gebaut und zum Ver¬ 
kauf angeboten werden. Die Rüstungs¬ 
industrie reicht „Voranfragen“ im Auf¬ 
träge ihrer Kunden ein. Es hätte ja sein 
können, dass der BSR die 200 Panzer 
für das saudische Herrscherhaus ab¬ 
lehnt, so dass die „Demokratie“ auf 
der arabischen Halbinsel ins Wanken 
gekommen wäre. Da möchte Abdullah 
ibn Abd al-Aziz (König und Premier¬ 
minister) schon gerne vorher wissen, 
ob er sich auf den BSR und Frau Mer¬ 
kel verlassen kann. Er kann. Auch auf 
Michael Pfeiffer, den wirtschaftspoliti¬ 
schen Sprecher der Union, der Länder 
wie „Saudi-Arabien, ich sage Quatar 
und andere“ als „Stabilitätsanker“ be¬ 
trachtet. 

Wenn der BSR die „Voranfragen“ 
zur Produktion positiv beschieden 
hat, muss der BSR den Exportwün¬ 
schen zustimmen. Auch dieses Votum 
erfolgt geheim. Der Bundestag ist da¬ 
ran nicht beteiligt. Der Bundestag als 
Kontrollgremium der Regierung wird 
nicht informiert. Es hätte ja sein kön¬ 
nen, dass die Opposition Saudi-Arabi¬ 
en nicht für einen verlässlichen Partner 
hält und eine öffentliche Debatte im 
Parlament über demokratische Defi¬ 
zite auf der arabischen Halbinsel und 
an anderen Stellen der Welt entbren¬ 
nen würde. Außenpolitischer Schaden 
soll vermieden werden. Die Entschei¬ 


dung wird deshalb erst im Rüstungsex¬ 
portbericht nach Monaten (in einem 
Zwischenbericht nach sechs Monaten) 
veröffentlicht. Dann ist der Deal längst 
gelaufen. 

Bisweilen wird die Geheimniskrä¬ 
merei auch mit einem Eiertanz ver¬ 
bunden. Letzter Vortänzer war Bun¬ 
deswirtschaftsminister Sigmar Gabri¬ 
el, zugleich Vizekanzler. Er bremste die 
Rüstungsexporte entgegen vorherigen 
Versprechen hinsichtlich der Länder, 
die nicht der NATO und der EU an¬ 
gehören, nicht aus. Der Rüstungsex¬ 
portbericht zeigt: Die Zahlen bleiben 
immer noch hoch. Drittstaaten wurden 
im ersten Halbjahr 2014 für 1,42 Milli¬ 
arden Euro beliefert. In den entspre¬ 
chenden Monaten des Vorjahres waren 
es 1,49 Milliarden Euro. 

Auch zum Bau von Panzern, Kriegs¬ 
schiffen und Geländewagen für Alge¬ 
rien steht Gabriel. Rheinmetall will 
120 „Fuchs“-Panzer in Algerien bau¬ 
en lassen. Geländewagen und Trans¬ 
porter soll es von Daimler geben. Und 
ThyssenKrupp will Kriegsschiffe lie¬ 
fern. Gabriel wäscht sein Hände in Un¬ 
schuld: Die Genehmigungen erfolgten 
bereits 2011 unter Schwarz-Gelb. Ein 
Deal ist ein Deal, und auch geheim aus¬ 
gehandelte Verträge müssen gehalten 
werden (Pacta sunt servanda). 

Fehlende Transparenz gilt nicht 
nur für den Export an NATO-Part¬ 
ner und Drittländer. Geheimniskrä¬ 
merei herrscht auch bei Ex-Vertei¬ 
digungsminister Thomas de Maizi¬ 
ere (CDU) und seiner Nachfolgerin 
Ursula von der Leyen (CDU). Die 
habe „keinen Untersuchungsauftrag 
erteilt, der geeignet ist, die zuvor be¬ 
stehenden Zweifel an der Waffe aus¬ 
zuräumen“. 

Der Hintergrund der harschen Kri¬ 
tik: H&K baut das wegen seiner Streu¬ 
wirkung umstrittene Sturmgewehr 
G36.200 Millionen Euro gaben die di¬ 
versen Bundesregierungen für Geweh¬ 
re aus. Weitere 7.700 für 18 Millionen 
wurden trotz Kritik des Bundesrech¬ 
nungshofes geordert. Die Kontrollbe- 
hörde warf Mitte des Jahres dem Ver¬ 
teidigungsministerium vor, den Skan¬ 
dal zu vertuschen und systematisch zu 
verschleiern. Bei dem Bericht handel¬ 
te es sich um eine „Verschlusssache - 
amtlich geheim halten“. Die Ministe¬ 
rin erwies sich auch nach der Kritik als 
beratungsresistent: „Das G36 ist eine 
zuverlässige Waffe und hat sich in Ein¬ 
satz und Ausbildung bewährt.“ In die¬ 
sem Punkt entspricht die Ministerin 
dem Produkt - einschließlich der po¬ 
litischen Streuwirkung. 


Die großen Fünf 

Deutschland gilt weltweit als einer der dominierenden Rüstungsexporteure, im ersten 
Halbjahr 2014 wurden Rüstungsgüter im Wert von 2,23 Milliarden Euro genehmigt. 
Fünf bedeutende Waffenschmieden: 

★ KMW machte einen Jahresumsatz von 1 Milliarde Dollar (2012) mit 3140 Beschäf¬ 
tigten. Schwerpunkt: Panzer 

★ Rheinmetall hat 2,15 Milliarden Euro Jahresumsatz, 9 200 Beschäftigte, 30 Stand¬ 
orte allein in Deutschland. Schwerpunkt: Panzer 

★ H&K: 235 Millionen Umsatz (2012), 700 Beschäftigte. Schwerpunkt: Handfeuer¬ 
waffen. 

★ ThyssenKrupp Marine Systems (Zusammenschluss von Howaldtswerke-Deutsche 
Werft GmbH und Blohm + Voss Naval (BVN): ThyssenKrupp-Gesamtumsatz: knapp 
40 Mrd. Euro, 3200 Beschäftigte in Kiel, Hamburg und Emden. U-Boote, Fregatten ... 

★ Eurofighter Jagdflugzeug GmbH. Konzernsitz: Hallbergmoos bei Müchen mit Be¬ 
teiligungen aus England (33%), Deutschland (33%), ltalien(21%) und Spanien 13%). 
370 Beschäftigte. 4,5 Milliarden Euro Umsatz. 


Uwe Koopmann 








m unsere zeit 


A ls 2013 rechtskonservative Mit¬ 
glieder der Unionsparteien und 
der FDP ihre Grundanliegen in 
diesen Parteien nicht mehr gebührend 
vertreten sahen und mit der „Alterna¬ 
tive für Deutschland“ eine Partei am 
rechten Rand dieser Parteien gründe¬ 
ten, herrschte in den jeweiligen Partei¬ 
zentralen, im Konrad-Adenauer-Haus 
in Berlin, im Franz-Josef-Strauß-Haus 
in München und im Thomas-Dehler- 
Haus ebenfalls Berlin große Aufre¬ 
gung. Schnell war klar, dass es insbe¬ 
sondere ehemalige eigene Mitglieder 
sowie Professoren aus den Wirtschafts¬ 
wissenschaften waren, die nun heftige 
Kritik am Europakurs der damaligen 
Regierungsparteien äußerten. Ihre An¬ 
kündigung, zu den Bundestags- und 
Europawahlen kandidieren zu wol¬ 
len, löste in diesen Zentralen höchste 
Alarmstufe aus. 

Da Wahlen viel Geld kosten, stell¬ 
te sich dort umgehend die Frage: Wer 
finanziert denn eigentlich ein solches 
Anliegen? Im Konrad-Adenauer-Haus 
(und wahrscheinlich auch im Tho- 
mas-Dehler-Haus der FDP) war man 
schnell bei einem Verdacht: August von 
Finck. Diese Person hatte die Konrad- 
Adenauer-Stiftung sofort ins Faden¬ 
kreuz genommen. Denn dieser Finck 
hatte schon die Kampagne gegen die 
Euro-Einführung der rechtspopulisti¬ 
schen Partei „Bund freier Bürger“ des 
ehemaligen FDP-Politikers Manfred 
Brunner finanziert. Verdrängt wurde, 
dass Finck schon 2008 und 2009 ins¬ 
gesamt 1,1 Millionen Euro der FDP 
wegen ihrer eindeutigen marktwirt¬ 
schaftlichen Orientierung gespendet 
hatte. Und auch die CSU im Septem¬ 
ber insgesamt 820 000 Euro bekam, 
weil die sich für die Mehrwertsteu¬ 
erreform engagiert hatte. Finck hatte 
viele Jahre an bürgerliche, konserva¬ 
tive und liberale Parteien gespendet. 


Ministerpräsident Seehofer in seiner 
landesväterlichen Jovialität lobt gern, 
vor allem sich selbst und die Seinen. 
Die standen in diesem Fall nämlich 
ausgesprochen bedröppelt da, der bay¬ 
rische Justizminister Bausback und der 
Innenminister Hermann (beide CSU): 
Man habe „sehr schnell nach Bekannt¬ 
werden gearbeitet und entschieden“. In 
der Tat hat der Brandenburger Neo¬ 
nazi, der in Lichtenfels (im Raum Co¬ 
burg) als Zivilrichter Recht sprechen 
durfte, nur wenige Tage nach der Ent¬ 
hüllung seiner unappetitlichen Dop¬ 
pelexistenz die Robe ausziehen müs¬ 
sen. Verräterisch jedoch ist Seehofers 
„nach Bekanntwerden“. Denn immer¬ 
hin dauerte es fast ein ganzes Jahr, 
bis der ins oberfränkische Kulmbach 
umgezogene Maik B. enttarnt wurde. 
Auch jetzt flog die Sache nur zufällig 
auf. 

Seit November 2013 konnte er sein 
Unwesen treiben, der „verlängerte mu¬ 
sikalische Arm der Neonazi-Szene in 
Südbrandenburg“, wie ihn der dortige 
Inlandsgeheimdienst nannte. Amtskol¬ 
legen beim Gericht in Lichtenfels fan¬ 
den ihn ok, allenfalls a weng „zu kon¬ 
servativ“ für sein Alter. 

Nur einen Monat nach seinem 
Dienstantritt in Oberfranken eröffne- 
te Maik B. eine Facebook-Seite für sein 
Nazi-Bandprojekt. Nach Feierabend 
tobte er sich dann aus im „Hassgesang“ 
(so der Name seiner Gruppe). Er preist 
Adolf Hitler und singt „für Volk und 
Rasse“. Seine mit dem Nazi-Code „81“ 
und mit Hakenkreuzen usw. reichlich 
dekorierten Scheiben, darunter einige 
sogenannte Schulhof-CD‘s der NPD, 
werden von Schweden und den USA 
aus vertrieben. 

Der Skandal wird ein Nachspiel ha¬ 
ben, auch im bayrischen Landtag. Nicht 
nur die SPD-Landtagsfraktion fordert 
lückenlose Aufklärung darüber, wie er 
überhaupt ins Amt gelangen konnte. 
Zwei Abgeordnete von den Grünen- 
Bündnis 90 interessierte, ob B.‘s CD‘s 


Innenpolitik 


Wer finanziert die AfD? 

Unternehmer bekennen sich zu den Demagogen 



Er, mit einem geschätzten Vermögen 
von 8,2 Milliarden Dollar, Hauptakti¬ 
onär der Restaurant- und Hotelgrup¬ 
pe Mövenpick. gilt als einer der Haupt¬ 
profiteure der Mehrwertsteuersenkung 
für Hotelübernachtungen, die von der 
FDP in der Unions-geführten Regie¬ 
rung durchgesetzt wurde. Und dieser 
Finck bestreitet entschieden alle Ver¬ 
dächtigungen in Sachen AfD. Auch 
andere in diesem Zusammenhang ge¬ 
nannte Personen weisen alles zurück. 
Man wird wohl erst später Einblick in 
die konkreten Vorgänge und die Rolle 
von Finck erlangen. 

Was ist nun mit den Finanzen der 
AfD, wenn Herr Finck ausscheidet? 
Ihren laufenden Betrieb finanziert die 
AfD nach eigenen Angaben haupt¬ 
sächlich aus Mitgliedsbeiträgen und 
Spenden. Die rund 20 000 Mitglieder 
drücken jeden Monat 10 Euro ab. Im 
Durchschnitt kommen sogar 20 Euro 
in der Zentrale an. Das bringe monat¬ 
lich 400 000 Euro. Dazu kommen För¬ 
derer, die nicht Mitglied der AfD wer¬ 
den wollen. Nach AfD-Sprecher Lüth 
geben knapp 1 700 AfD-Freunde hier 
im Schnitt 70 Euro, was im Monat noch 
einmal 120 000 Euro macht. Verschie¬ 
dene Geldgeber machten hingegen 
2014 nur etwa 300 000 Euro locker. 

Aufgrund ihrer Wahlergebnisse bei 
der Bundestagswahl, der Europawahl 
und den Landtagswahlen in Branden¬ 
burg, Sachsen und Thüringen kommt 
ein wahrer Geldsegen auf die AfD zu. 
Ihre 4,7 Prozent bei der Bundestags¬ 
wahl 2013 bringen der AfD für vier 
Jahre jährlich 360 000 Euro. Ihr Wahl¬ 
ergebnis bei der Europawahl bringt 
der AfD für fünf Jahre jährlich 287 000 
Euro. Für die Landtagswahlen in Bran¬ 
denburg, Sachsen und Thüringen kann 
die Partei für fünf Jahre jeweils 277 000 
Euro vom Staat einstreichen. Parteien¬ 
rechtler Jörn Ipsen von der Universi¬ 


tät Osnabrück ist sich sicher: „Die AfD 
wird vermutlich keine Finanzierungs¬ 
probleme haben.“ In der Bundeszen¬ 
trale der AfD arbeiten inzwischen 18 
gutdotierte Mitarbeiter. Weitere Dut¬ 
zende Mitarbeiter wurden inzwischen 
in Straßburg, Potsdam, Dresden und 
Erfurt eingestellt. 

Interessant sind die Vermutungen 
(siehe oben) und Regungen über die 
Finanzierung der AfD aus der Wirt¬ 


schaft. Da 
ist zum ei¬ 
nen Ex-BDI- 
Chef Hans- 
Olaf Henkel, 
der sich als 
FDP-Fan zu¬ 
nächst zum 
Fan der Frei¬ 
en Wähler 
und nun zum 
stellvertre¬ 
tenden AfD- 
Vorsitzenden 
verwandelte. 
Er brachte 
2013, wie ihm 
inzwischen 
entlockt wur¬ 
de, eine Mil¬ 
lion Euro 
als Darlehen 
ein für den 
Bundestags¬ 
wahlkampf. 
Doch Hen¬ 
kel ist nicht 
nur eine Mil¬ 
lion Euro für 
die AfD wert: 
Viel größe¬ 
ren Wert ha¬ 
ben für die 
AfD seine 
vielfältigen 
Beziehungen 
zu Wirtschaftsunternehmen, insbeson¬ 
dere zum Mittelstand. In diesen Krei¬ 
sen wird die AfD salonfähig gemacht. 
Hierher kommen auch Spenden von 
diversen Personen in Höhe von 50 000 
Euro - knapp unter der meldepflichti¬ 
gen Grenze. Henkel verweist auf vie¬ 
le öffentliche Sympathiebekundungen 
von Unternehmern und Mittelständ¬ 
lern. Namen nennt er derzeit noch 
nicht. 


Hassgesang in Richterrobe 

Jetzt wieder „Radikalenerlass“ in Bayern? 


auch auf oberfränkischen Schulhöfen 
verteilt wurden. Die Antwort des In¬ 
nenministers: Ja, mehrfach. In Kronach, 
in Wunsiedel und am 20.2. dieses Jah¬ 
res in Hösbach, dummdreist direkt vor 
einer von Antifaschisten organisierten 
Aufführung von „Blut muss fließen“. In 
diesem vielfach auch vor Schulklassen 
zur Aufklärung gezeigten Werk sind 
u.a. Faschos zu sehen, die sich an pri¬ 
mitivsten Grölsongs mit Nazi-Slogans 
berauschen. 

Man habe auch gewusst, dass Maik 
B. dem 2012 verbotenen Nazi-Verein 
„Widerstandsbewegung Südbranden¬ 
burg“ angehörte. Und dass er 2008 im 
sächsischen Cottbus u.a. wegen Volks¬ 
verhetzung verurteilt wurde. Im Fe¬ 
bruar 2014 kam er dann auch in die 
einschlägige Staatsschutzdatei in sei¬ 
ner neuen Wahlheimat Bayern. Doch 

Neonazi-Richter Maik B. nur 
zufällig enttarnt 


hätte er jetzt nicht zufällig als Zeuge 
bei einem Diebstahl ausgesagt und da¬ 
bei seinen Beruf angegeben und hätte 
nicht ein Bayreuther Polizist ein gutes 
Namensgedächtnis gehabt und sich an 
diesen Maik B. erinnert - dann säße der 
braune Beamte auf Probe noch heute 
zu Gericht über seine oberfränkischen 
Mitmenschen. 

Justizminister Bausback und Innen¬ 
minister Herrmann (beide CSU) wa¬ 
ren arg in der Klemme. Was fällt ihnen 
da spontan als rettender Ausweg ein? 
Eine Wiederauflage der Berufsverbo¬ 
te muss her. Insbesondere B.‘s oberster 
Dienstherr Bausback ruft lauthals nach 
einer Wiedereinführung des „Radika¬ 
len-Erlasses“ bzw. der Regelanfrage 
beim Verfassungsschutz, nur „für mei¬ 
ne Richter und Staatsanwälte“. Es sei 
indes nicht an einen „allgemeinen Ra¬ 
dikalenerlass“ gedacht, präzisiert groß¬ 
zügig Bayerns oberster Dienstherr See¬ 
hofer (CSU). 


Ein mehr als durchschaubares 
Ablenkungsmanöver, das dennoch 
ernstzunehmen ist. Der bayerische V- 
Schutz soll natürlich schleunigst aus 
der Schusslinie genommen werden, der 
mit einschlägigen Infos aus B.‘s Heimat 
nichts anzufangen wusste. Wer sitzt da 
in den Einstellungsbehörden, der eine 
solche Fülle an Hinweisen ignoriert? 
fragt fassungslos die Presse. 

Abgesehen davon, dass das CSU- 
Spitzentrio ignoriert, dass die „Regel¬ 
anfrage“ vom Europäischen Gerichts¬ 
hof 1991 endgültig für verfassungs¬ 
widrig erklärt wurde. Wenig bekannt 
ist, dass sie unbeschadet dessen im 
Freistaat (und in Sachsen) de facto 
weiterhin existiert, und zwar in Ge¬ 
stalt des bayerischen „Fragebogens 
zur Überprüfung der Verfassungs¬ 
treue“. Diese Gesinnungsüberprüfung 
ist hierzulande bei Bewerbungen im 
Öffentlichen Dienst immer noch aus¬ 
nahmslos obligatorisch. Dass das Pa¬ 
pierwerk offenkundig untauglich ist, 
um tatsächliche Feinde der Demokra¬ 
tie zu entlarven, wird seit langem kri¬ 
tisiert und am Fall Maik B. augenfäl¬ 
lig bewiesen. Geradezu grotesk wirkt 
die Vorstellung, der Brandenburger 
hätte treu und brav angekreuzt, ein 
„Rechtsextremist“ zu sein. Sein Fa- 
scho-Verein steht übrigens ebenso 
wenig auf der Liste wie das kürzlich 
verbotene „FNS“ oder gar das Ter¬ 
rornetzwerk NSU, ganz zu schweigen 
von den vielen anderen braunen Neu¬ 
gründungen. 

Das war ja auch gar nicht Sinn 
und Zweck der Berufsverbote, die 
bekanntlich als Disziplinierungs- und 
Einschüchterungsinstrument dienen 
sollten gegen die Massen fortschrittli¬ 
cher junger Menschen, die voller Taten¬ 
drang von den Unis in den Öffentlichen 
Dienst strömten. 

Dementsprechend ist auch die Lis¬ 
te der als erstes aufgeführten linken 
und antifaschistischen Organisationen 
vom bayerischen Innenministerium un¬ 


ter Zuarbeit des Inlandsgeheimdiens¬ 
tes stetig erweitert worden. Da findet 
sich solid, die Jugendorganisation der 
Partei „Die Linke“, genauso wie die 
SDAJ und die DKP wie auch die Ver¬ 
einigung der Verfolgten des Nazi-Re¬ 
gimes (VVN-BdA), ganz zu schweigen 
von der „Roten Hilfe“ oder diversen 
„Bündnissen gegen Rechts“ bzw. linken 
Wählerlisten wie dem „Linken Wahl¬ 
bündnis Hassberge“. 

Ein Blick in die Geschichte der Be¬ 
rufsverbote zeigt: Schon vor mehr als 
40 Jahren konnte man die paar vom 
„Radikalenerlass“ des Jahres 1972 be¬ 
troffenen „Rechtsextremisten“ an einer 
Hand abzählen. Dem standen Zehn¬ 
tausende Berufsverbotsopfer aus dem 
linken Lager gegenüber: Kommunisten, 
Kriegsgegner, Jungdemokraten, Jusos 
u.a. (Vgl. www.gegen-berufsverbote. 
de). 

Für diese Verstöße gegen die Men¬ 
schenrechte haben Gerichte bis hin 
zum Europäischen Gerichtshof - als 
Ergebnis der Jahrzehnte dauernden 
europaweiten Proteste der Berufsver- 
bote-Bewegung - die jeweiligen BRD- 
Regierungen letztinstanzlich verurteilt. 
Einzelne Bundesländer wie Bremen, 
Niedersachsen wie auch kürzlich Nord¬ 
rhein-Westfalen haben mittlerweile - 
nach viel öffentlichem Druck im Zu¬ 
sammenhang mit dem 40. Jahrestag 
des „Extremistenerlasses“ - mit Reha- 
bilitierungs- und Wiedergutmachungs¬ 
maßnahmen begonnen. (Vgl. u.a. UZ 
vom 16. Oktober 2014) 

Im Unterschied dazu hat München 
sämtliche zaghaften Ansätze in diese 
Richtung, vor allem seitens der SPD- 
Landtagsfraktion, abgeschmettert. 
Schlimmer noch: In Bayern hat es bis 
heute immer wieder einzelne „Berufs¬ 
verbots-Versuche“ gegen Linke gege¬ 
ben, an Hochschulen, an Schulen. Nicht 
alle sind an die Öffentlichkeit gedrun¬ 
gen. Einiges Aufsehen erregte 2010 der 
Fall einer linken Lehramtsanwärterin 
in Nürnberg. 
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Dieser Trend wird nun auch durch 
Veröffentlichungen der Unternehmer¬ 
presse wie dem „Handelsblatt“ oder 
dem „Manager-Magazin“ aktuell be¬ 
stätigt. So berichtete das Managerma¬ 
gazin dieser Tage, dass zwei einfluss¬ 
reiche Unternehmer dem Henkel auf 
den Leim gegangen sind. So will sich 
Heinrich Weiss, Aufsichtsratschef und 
Großaktionär des Anlagen- und Ma¬ 
schinenbauers SMS-Group, künftig für 
die AfD einsetzen und auf ihren Veran¬ 
staltungen auftreten. Er habe diese Par¬ 
tei bereits mit einer Spende unterstützt. 
Über die Höhe der Spende sprach er 
nicht. Anfang der neunziger Jahre war 
dieser Ex-BDI-Chef tief in der CDU 
verankert, maßgeblich in zwei der 
wichtigsten Netzwerke des deutschen 
Top-Managements. Fünf Jahre lang 
war er Bundesvorsitzender des CDU- 
Wirtschaftsrates unter Helmut Kohl. 
Unter Angela Merkel, so sagt er wie 
viele andere seinesgleichen, habe die 
CDU ihre Wirtschaftskompetenz ver¬ 
loren. Abweichende Meinungen, etwa 
zur Eurorettungspolitik, würden dort 
nicht mehr diskutiert. 

Neben Weiss unterstützt auch der 
Gründer des Berliner Außenwerbers 
Wall AG die AfD. Der war früher in 
der FDP und ist der AfD beigetreten. 
„Früher hat mir Westerwelle aus dem 
Herzen gesprochen“, sagte er dem Ma¬ 
nager-Magazin. Heute sei die AfD „die 
Partei des deutschen Mittelstandes“. 

Im September besuchte Ex-BDI- 
Chef Weiss auf Einladung von Partei¬ 
chef Lucke und Partei-Vize Hans-Olaf 
Henkel die AfD-Gruppe in Straßburg. 
Er war sichtlich beeindruckt: „Das 
sind hochintelligente Leute mit ausge¬ 
prägtem ökonomischen Sachverstand.“ 
Diese Partei solle sich wieder mehr auf 
eine liberale Wirtschaftspolitik konzen¬ 
trieren. 

RolfPriemer 


Was mag wohl Maik B. mit seinem 
Fragebogen gemacht haben? Was hat 
seine Einstellungsbehörde damit ge¬ 
macht? Oder hatte er wohlwollende 
Vorgesetzte, die es damit nicht so ge¬ 
nau nahmen? Vielleicht war es kein 
Zufall, dass Maik B. aus dem fernen, 
SPD-Linke-regierten Brandenburg 
nach Bayern kam, unweit der rech¬ 
ten Hochburg Coburg. Dies war einst 
die erste Stadt, in der es 1929 Hitlers 
NSDAP schaffte, eine absolute Stadt- 
rats-Mehrheit zu erringen. Spätes¬ 
tens seit Beginn des NSU-Prozesses 
in München ist dieser ehrwürdige Ort 
auch als Wirkungsstätte des Nazi-Spit¬ 
zels Tino Brandt unrühmlich bekannt 
geworden. 

Wer schützt das rotweiße Franken 
davor, endgültig Zufluchtsort für Ras¬ 
sisten und Antisemiten zu werden? 
Wer schützt uns vor den mutmaßli¬ 
chen Komplizen im Staatsapparat, im 
bayerischen Innenministerium und an¬ 
derswo? 

Auf ihrer Landesdelegiertenkonfe¬ 
renz in Ingolstadt hat die VVN-BdA 
einige Antworten darauf gegeben und 
ihre Forderung nach Abschaffung des 
Inlandsgeheimdienstes wiederholt. 
Wen überrascht es da schon, dass ihr 
vor wenigen Wochen ein Münchner 
Gericht in erster Instanz erneut „Ver¬ 
fassungsfeindlichkeit“ bescheinigt hat. 
Die einschlägigen Erkenntnisse dazu 
wurden frei Haus geliefert - vom bay¬ 
erischen „Verfassungsschutz“! 

Kleiner Nachtrag: Mittlerweile hat 
der Berliner Tagesspiegel herausgefun¬ 
den, dass Maik B. sich vor einem Jahr 
auch auf einen Posten in der Haupt¬ 
stadt beworben hatte. Dem Kammerge¬ 
richt waren allerdings seine Examens¬ 
noten zu schlecht, hieß es. War nun die 
oberfränkische Provinz weniger an¬ 
spruchsvoll? Oder hatte die Ablehnung 
damit zu tun, dass die Berliner wachsa¬ 
mer waren und weniger blind auf dem 
rechten Auge? 

Eva Petermann 
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Grazer KPÖ 
stimmt dem 
Stadtbudget zu 

In Thüringen muss sich der Spitzenkandidat 
der siegreichen Linkspartei einer Demuts¬ 
prozedur unterwerfen und die DDR noch 25 
Jahre nach ihrem Ende als Unrechtsstaat 
bezeichnen, in Graz, der zweitgrößten Stadt 
Österreichs, ernennt der konservative Bür¬ 
germeister die kommunistische Partei zu 
einer konstruktiven Kraft. Was macht hier 
den Unterschied aus? In Deutschland geht 
es darum, sicherzustellen, dass die Linke 
nicht aus dem Konsens der Herrschenden 
ausbricht. In Österreich geht es um eine 
simplere Frage. Ohne die Zustimmung der 
KPÖ wäre in Graz kein Budget für die Jah¬ 
re 2015/16 zustande gekommen. Die Folge 
wären Neuwahlen mit einer sicheren Nie¬ 
derlage der konservativen ÖVP gewesen. 

Deshalb hat man dort alle Verteufelun¬ 
gen der Grazer KPÖ vergessen, die man nach 
dem Wahlerfolg der Kommunisten 2012 (20 
Prozent) ausgestoßen hatte, und man ging 
auf einige konkrete und realistische Forde¬ 
rungen ein, die seitens der KPÖ vorgebracht 
worden waren: Belastungsstopp bei Tarifen 
und Gebühren, Sonderwohnbauprogramm 
für den kommunalen Wohnbau, Senkung der 
Parteienförderung, um nur einige zu nennen. 
Soziales geht in Graz in den kommenden 
zwei Jahren nicht unter. So flexibel ist man 
bei den Schwarzen, wenn es um die eigenen 
Positionen geht. 

Und was bedeutet die Zustimmung zu 
einem Budget, das in einigen Punkten aus 
dem Belastungskurs ausschert, für die Gra¬ 
zer KPÖ? Stadträtin Elke Kahr hat in einem 
Zeitungsinterview die Antwort gegeben: „Wir 
richten unsere Politik nicht danach aus, was 
andere Parteien über uns sagen. Wir orien¬ 
tieren uns an unseren Inhalten. (....). Das ist 
keine Zusammenarbeit mit der ÖVP. Es geht 
um ein Budget, das wir guten Gewissens 
mittragen können. Ansonsten wird sich an 
unserem Zugang zur Politik nichts ändern.“ 

Die Zustimmung war keine einsame 
Entscheidung weniger. Elke Kahr: „Wir ha¬ 
ben die ganze Partei, nicht nur die Fraktion, 
laufend über die Gespräche informiert. Es 
gab viele Fragen, aber es gibt ein enormes 
Vertrauen unter den Genossen. In der ÖVP 
hatten mehr Leute Probleme mit uns als um¬ 
gekehrt.“ Franz Stephan Parteder (Graz) 


VR Donezk verweigert Kom¬ 
munisten Zulassung zu Wahlen 

Wie Ria Novosti am vergangenen Frei¬ 
tag berichtete, hat die Wahlkommission 
der Volksrepublik Donezk der kürzlich 
gegründeten Kommunistischen Partei 
in Donezk die Zulassung zu den für 
Anfang November geplanten Parla¬ 
mentswahlen verweigert. Dies wurde 
unter anderem damit begründet, dass 
deren Kandidaten angeblich falsche 
Angaben gemacht hätten. Zugelassen 
sind nur zwei Parteien: „Donezkaja Re- 
spublika“ und „Swobodny Donbass“. 

Skandale erschüttern 
Japans Regierung 

Der Rücktritt von zwei Ministerinnen 
hat dem japanischen Regierungschef 
Shinzo Abe einen Schlag versetzt. In¬ 
dustrie- und Handelsministerin Yuko 
Obuchi und Justizministerin Mido- 
ri Matsushima zogen sich am Montag 
unter anderem wegen des Vorwurfs il¬ 
legaler Wählergeschenke zurück. 

Der rechtskonservative Abe hatte 
die beiden zusammen mit drei ande¬ 
ren Frauen erst vergangenen Monat ins 
Kabinett geholt. Als Teil seiner „Abe- 
nomics“ genannten Wirtschaftspolitik 
wollte er unter dem Schlagwort „Wo- 
menomics“ ein Zeichen setzen, Frau¬ 
en in der männerdominierten Gesell¬ 
schaft Japans den Weg in Führungs¬ 
positionen zu ebnen. Die erst 40 alte 
Yuko Obuchi wurde bereits als künfti¬ 
ge Ministerpräsidentin gehandelt. Ihr 
wird vorgeworfen, Wahlkampfspenden 
unter anderem für Accessoires einer 
Boutique ihrer Familie ausgegeben zu 
haben. Midori Matsushima werden il¬ 
legale Wählergeschenke vorgeworfen. 
Zudem waren drei Ministerinnen am 
Samstag zum umstrittenen Yasukuni- 
Schrein gepilgert und haben damit Pro¬ 
teste Chinas provoziert. In dem Schrein 
im Herzen Tokios werden die 2,5 Milli¬ 
onen japanischen Kriegstoten verehrt, 
darunter verurteilte Kriegsverbrecher. 


Kiew will Krim-Tataren zu Unruhen anstiften 

Oligarch und Faschisten-Sponsor Kolomoiski mischt mit 


D ie russische Zeitung „Njesawi- 
simaja Gazeta“ (NG) veröffent¬ 
lichte am 8. Oktober einen Arti¬ 
kel unter der Überschrift „Islamisten 
führen auf der Krim etwas im Schilde - 
Kämpfer, die die Schule des Krieges in 
Syrien und in ,Neurussland 4 absolviert 
haben, konzentrieren sich an der Gren¬ 
ze zur Halbinsel“ Die NG geht davon 
aus, dass die Kiewer Junta die brüchige 
Waffenruhe in der Südostukraine dafür 
nutzen will, mit Hilfe islamistischer Ra¬ 
dikaler Massenunruhen auf der Krim 
zu schüren. Sie stützt sich dabei auf ver¬ 
schiedene Quellen. 

Auch der Mufti der Krim-Musli- 
me, Ruslan Saitwalijew, erklärte, dass 
„Anhänger der KrimWahhabiten und 
der Organisation Hizb-ut-Tahrir in 
sozialen Netzwerken zum Krieg auf 
der Krim aufrufen“. Nach seinen Wor¬ 
ten gibt es auf der Halbinsel ziemlich 
viele Anhänger der radikalen Kräfte. 
Die Terrorgefahr auf der Krim sei also 
durchaus realistisch. Zu diesem Schluss 
kommt auch das russische Forschungs¬ 
zentrum für nationale Konflikte, das 
feststellt, diese Prognose sei zwar trau¬ 
rig, aber kaum überraschend. 


Nach der Wiedervereinigung der 
Krim mit Russland hätten zahlrei¬ 
che Aktivisten der radikalislamisti- 
schen Organisation Hizb-ut-Tahrir die 
Schwarzmeerhalbinsel verlassen, hatte 
Rinat Waliullin von der gesellschaftli¬ 
chen Organisation „Weltkongress der 
Tataren“ Ende April dieses Jahres mit¬ 
geteilt. In Simferopol und auf der Krim 
gäbe es viele Moscheen und Strömun¬ 
gen, die sich bedeutend ausgebrei¬ 
tet hätten. Er verwies darauf, dass die 
Hizb-ut-Tahrir in der Ukraine nicht ver¬ 
boten sei. In Russland sei diese Bewe¬ 
gung hingegen als terroristisch verbo¬ 
ten. Die Hizb-ut-Tahrir wurde 1953 in 
Ost-Jerusalem gegründet und setzt sich 
das Ziel, einen islamisch-fundamenta¬ 
listischen Staat zu schaffen. Die Organi¬ 
sation ist nicht nur in Russland, sondern 
auch in den arabischen Ländern sowie 
in einigen EU-Staaten verboten. 

Von der Möglichkeit einer Akti¬ 
vierung radikaler Kräfte auf der Krim 
hatte auch der „Bevollmächtigte“ des 
Präsidenten der Ukraine für die Krim- 
Tataren, Mustafa Dschemiljow, bereits 
mehrmals gesprochen. Terroranschläge 
auf der Krim schloss auch Igor Drus, 


Berater des früheren Chefs des Do- 
nezker Volksheeres, Igor Strelkow, nicht 
aus. Nach seinen Worten werden Kämp¬ 
fer, die am Krieg gegen Syrien teilge¬ 
nommen haben, derzeit auf Stützpunk¬ 
ten des ukrainischen Sicherheitsdiens¬ 
tes (SBU) im Gebiet Lwow (Lwiw) 
ausgebildet. Ihre Angriffe könnten ge¬ 
gen wichtige Infrastrukturobjekte wie 
Bahnhöfe und Bahnknotenpunkte ge¬ 
richtet werden, so Drus. Ihr wichtigs¬ 
tes Ziel sei jedoch, eine „Revolte anzu¬ 
stacheln“. Ein solches Szenario schloss 
auch der russische Sicherheitssekretär 
Nikolai Patruschew nicht aus. 

Laut Quellen der „Njesawisimaja 
Gazeta“ in den Sicherheitsstrukturen 
gibt es im Süden der Ukraine zwei Ein¬ 
richtungen, die muslimische Kämpfer 
ausbilden. Bei der ersten handele es 
sich um das Muslimische Kulturzent¬ 
rum in Dnjepropetrowsk, das von Ver¬ 
tretern des Oligarchen und Gouver¬ 
neurs von Dnjepropetrowsk, Igor Ko¬ 
lomoiski, betreut wird, der zugleich als 
Förderer des faschistischen „Rechten 
Sektors“ und Finanzier faschistischer 
Freiwilligenverbände bekannt ist. Die 
zweite Einrichtung befinde sich in 


Henitschesk (Gebiet Cherson), einer 
Kleinstadt an der Grenze zur Krim. 
Dort sei auch der Stab des „Exil-Par¬ 
laments“ der Krim-Tataren. 

Experten vermuten, dass die für 
Russland größte Gefahr derzeit aus 
Dnjepropetrowsk ausgehe, heißt es in 
der NG weiter. In sozialen Netzwerken 
sei die Rede von einer Umstrukturie¬ 
rung des Sonderbataillons „Krim“, dem 
in „Neurussland“ eine schwere Nieder¬ 
lage zugefügt wurde. An der von Ko¬ 
lomaiski finanzierten Kampfeinheit 
waren auch islamistische Radikale 
beteiligt. Vor kurzem sollen sich viele 
Kämpfer des „Rechten Sektors“ dieser 
Einheit angeschlossen haben. Das Ba¬ 
taillon plane Anschläge auf der Krim. 

„Die russischen Geheimdienste 
sind auf eine solche Entwicklung der 
Situation gefasst“, versicherte eine 
Quelle der „Njesawisimaja Gazeta“ in 
den Sicherheitsbehörden der Krim und 
berief sich auf Verteidigungsminister 
Schoigu, der den Aufbau einer großen 
Armeegruppierung auf der Halbinsel 
angekündigt hat. Sie soll zu 80 Prozent 
aus Einwohnern der Krim bestehen. 

Willi Gerns 


Britisches Unterhaus stimmt 
für die Anerkennung Palästinas 

Labour-Abgeordnete: Israel hat kein Veto-Recht gegen das Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser 


Der Vorgang hat in den vorherrschen¬ 
den Medien keine große Beachtung ge¬ 
funden. Dabei war es durchaus etwas 
Außergewöhnliches: das britische Un¬ 
terhaus sprach sich am 13. Oktober mit 
großer Mehrheit für die Anerkennung 
Palästinas als eigenständigen Staat aus. 
274 Abgeordnete waren dafür, nur 12 
stimmten mit Nein. 

Die Abstimmung erfolgte wenige 
Tage, nachdem der neue sozialdemo¬ 
kratische Ministerpräsident Schwe¬ 
dens, Stefan Loefven, seine Absicht 
bekundet hat, Palästina als Staat anzu¬ 
erkennen. Beide Vorgänge verweisen 
auf Meinungsveränderungen in der 
Nahostfrage und zum Verhältnis Israel- 
Palästina nicht nur in der europäischen 
Öffentlichkeit, sondern auch in Teilen 
der „oberen Ränge“ der europäischen 
Politik. 

Die im britischen Unterhaus be¬ 
schlossene Resolution hat allerdings 
keinen bindenden Charakter. Der Text 
besagt lediglich, das Unterhaus sei der 
Meinung, „dass die Regierung den 
Staat Palästina neben dem Staat Isra¬ 
el anerkennen sollte, als ein Beitrag, 
um eine ausgehandelte Zwei-Staaten- 
Lösung sicherzustellen“. Sprecher der 
Cameron-Regierung erklärten denn 
auch sogleich, dass die Annahme die¬ 
ser Resolution die Haltung der briti¬ 
schen Regierung nicht ändern werde. 
Für sie komme eine Anerkennung Pa¬ 
lästinas erst in Frage, wenn vorher zwi¬ 
schen Israel und den Palästinensern ein 
Friedensabkommen zustande gekom¬ 
men ist. 

Dennoch ist die Abstimmung im 
Ergebnis einer mehr als vierstündigen 
heftigen Debatte im Unterhaus mit 
über 40 Rednern und mit einem Vo¬ 
tum im deutlichen Gegensatz zur Hal¬ 
tung der Regierung ein bemerkenswer¬ 
tes Ereignis, möglicherweise mit wei¬ 
tergehenden politischen Wirkungen 
über Großbritannien hinaus. Das hat 
offenbar auch die israelische Rechts¬ 
regierung unter Netanjahu so gesehen. 
Denn sie hat heftig und wütend darauf 
reagiert. 

An der Abstimmung über den Text, 
der ursprünglich von einem Labour- 
Abgeordneten initiiert worden ist, dem 
sich aber auch konservative und libera¬ 
le Abgeordnete als Unterstützer ange¬ 
schlossen haben, nahmen zwar nur 286 
der insgesamt 650 Unterhausmitglieder 
teil. Ein großer Teil der konservativen 
Abgeordneten hatte es vorgezogen, 
zur Abstimmung gegen 22 Uhr nicht 
mehr im Parlament anwesend zu sein. 



Britische Unterhausabgeordnete - solidarisch mit Palästina. 


Aber natürlich ist auch dies ein politi¬ 
scher Vorgang. Offensichtlich hielten es 
diese Abgeordneten nicht mehr für so 
wichtig, dem Antrag auf Anerkennung 
Palästinas unbedingt eine Niederlage 
zuzufügen. 

Zu den 274 Abgeordneten, die da¬ 
für stimmten, gehörten neben vielen 
Labour-Abgeordneten unter anderem 
auch der konservative Abgeordnete 
Nicholas Soames, ein Enkel des be¬ 
rühmten britischen Premierministers 
Winston Churchill, und Alan Duncan, 
bis vor kurzem noch Staatsminister für 
internationale Entwicklung in der Ca¬ 
meron-Regierung. 

Das Abstimmungsergebnis gilt als 
Signal eines gewissen Stimmungsum¬ 
schwungs in Teilen des britischen „Es¬ 
tablishments“. Neben der von der isra¬ 
elischen Rechtsregierung an den Tag 
gelegten Zerstörungswut beim Gaza- 
Krieg im vergangenen Sommer spielt 
dabei auch die Einsicht eine Rolle, 
dass der Nahost-Friedensprozess nicht 
zuletzt durch mangelnden Verständi¬ 
gungswillen der israelischen Regierung 
in eine Sackgasse geraten ist, die im 
Verein mit den übrigen Konflikt- und 
Krisensituationen im Umfeld (Syrien, 


Irak usw.) dazu beiträgt, die Stabilität 
der gesamten Nahostregion zu gefähr¬ 
den. Die „Neue Züricher Zeitung“ ver¬ 
merkte in ihrem Bericht über den Vor¬ 
gang, westliche Politiker zeigten sich 
zunehmend „frustriert über den von 
Israel vorangetriebenen Siedlungsbau 
im Westjordanland“. 

Dieser Frust widerspiegelte sich 
auch in der britischen Unterhausde¬ 
batte. Der Labour-Abgeordnete Gra- 
hame M. Morris, Initiator der Resolu¬ 
tion, erklärte dort zum Beispiel: „Es 
ist jetzt mehr als 20 Jahre her seit den 
Oslo-Abkommen, und wir sind weiter 
entfernt vom Frieden als je zuvor ... 
Wir erlebten eine signifikante Expan¬ 
sion illegaler israelischer Siedlungen, 
verschärfte Gefahren für die Sicher¬ 
heit auf beiden Seiten, einschränken¬ 
de Strafmaßnahmen gegen die Paläs¬ 
tinenser-Bewegung, wirtschaftlichen 
Niedergang, eine humanitäre Krise 
katastrophalen Ausmaßes in Gaza 
und den Bau einer illegalen Anne¬ 
xionsmauer durch palästinensisches 
Land.“ In dieser Situation könne die 
Anerkennung Palästinas nicht länger 
von der Zustimmung Israels abhängig 
gemacht werden. Israel könne kein 


Veto-Recht gegenüber dem Selbst¬ 
bestimmungsrecht der Palästinenser 
haben. 

Der Konservative Nicholas Soames 
sagte in der Debatte u.a.: „Ich bin über¬ 
zeugt, dass es sowohl moralisch richtig 
als auch in unserem nationalen Inter¬ 
esse ist, Palästina anzuerkennen. Es ist 
moralisch richtig, weil die Palästinen¬ 
ser das Recht auf einen Staat haben, 
genau so, wie die Israelis das Recht 
auf ihre Heimat haben.“ Die Anerken¬ 
nung Palästinas durch Großbritannien 
und andere Staaten sei notwendig, um 
den paralysierten Friedensverhandlun¬ 
gen einen neuen Anstoß zu geben und 
deutlich zu machen, dass die Beibehal¬ 
tung des Status quo unakzeptabel ist. 
Was den Frieden verhindere, sei „der 
traurige Mangel an politischem Willen, 
die nötigen Konzessionen zu ziehen, 
und eine Tendenz in Israel, zu glauben, 
dass es immer von den Vereinigten 
Staaten davor geschützt werden wird, 
diese schwierigen Schritte zu tun“. Die 
Anerkennung Palästinas durch Groß¬ 
britannien werde „ein starkes Signal 
sein, dass die Geduld der Welt nicht 
grenzenlos ist“. 

Georg Polikeit 
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Er wächst und wächst - der Reichtum in der Welt 

Die Zahl der „Ultrareichen“ wuchs schneller als das globale Gesamtvermögen 



S o viel Reichtum wie 2014 gab es 
noch nie. Das ergibt sich aus dem 
jüngsten „Global Wealth Report“ 
(„Weltvermögensbericht“) der Schwei¬ 
zer Großbank Credit Suisse. 

Trotz des „weiterhin schwierigen 
globalen wirtschaftlichen Umfelds“ - 
eine vornehme Umschreibung für die 
neuerlichen Stagnations- und Krisen¬ 
tendenzen, besonders in Europa - sei 
das Vermögen der privaten Haushal¬ 
te weltweit „auf ein neues Rekord¬ 
niveau“ gestiegen, heißt es in dem 
Report, den das Forschungsinstitut 
der Schweizer Bank am 14. Oktober 
veröffentlichte. Zwischen Mitte 2013 
und Mitte 2014, also innerhalb eines 
einzigen Jahres, sei die Gesamtsum¬ 
me der privaten Vermögenswerte um 
8,3 Prozent angewachsen. In absolu¬ 
ten Zahlen ein Zuwachs um mehr als 
20 Billionen Dollar. Das ist drei mal 
soviel, wie die Staatshaushalte der 
USA, Japans, Deutschlands, Frank¬ 
reichs und Großbritanniens zusammen 
in einem Jahr einnehmen - in Ziffern: 
20 000 000 000 000 Dollar. 

Und das war nur der Zuwachs in ei¬ 
nem Jahr. Das weltweite Gesamtvermö¬ 
gen beläuft sich laut dem Bericht derzeit 
auf 263 Billionen Dollar. Mehr als das 
Doppelte im Vergleich zum Jahr 2000 
(117 Bio. $). Die Gesamtsumme liegt 
20 Prozent über dem höchsten Stand vor 
der Krise von 2007. Das heißt, die Ver¬ 
mögensbesitzer haben die Krise ohne 
Verluste überstanden. 

Aber natürlich gilt das nicht für alle 
in gleicher Weise. Der globale Vermö¬ 
gensbesitz ist bekanntlich äußerst un¬ 
gleich verteilt. Die Hälfte der Weltbe¬ 
völkerung verfügt über nur 1 Prozent 
des weltweiten Reichtums. Demge¬ 


genüber stieg der Anteil des reichsten 
Zehntels der Weltbevölkerung laut dem 
Credit-Suisse-Report von 67 Prozent im 
Jahr 1989 bis zum Krisenjahr 2007 auf 
72 und dann weiter auf 75,3 Prozent im 
Jahr 2013 (nach anderen Quellen beläuft 
sich der Anteil des obersten Zehntels 
auf 87 Prozent). 

Insgesamt soll es heute 34,8 Milli¬ 
onen Menschen in der Welt geben, die 
mehr als 1 Million Dollar Vermögen be¬ 
sitzen. 2013 waren es noch knapp 31 Mil¬ 
lionen. 

Aber die große Mehrheit dieser 
Millionäre ist laut Credit Suisse in 
dem untersten Segment der Reich¬ 
tumspyramide mit einem Vermögen 
von 1 bis 5 Millionen Dollar angesie¬ 
delt (30,8 Mio. Personen). Nach dieser 
„Basis“ kommen erst die „richtig Rei¬ 
chen“, nämlich 2,5 Millionen „Individu- 


als“ die zwischen 5 und 10 Mio. Dol¬ 
lar besitzen, und knapp 1,4 Millionen 
mit einem Vermögen zwischen 10 und 
50 Mio. Schließlich folgt die absolu¬ 
te Spitze mit mehr als 50 Mio. Dollar 
Vermögen. Sie werden in dem Report 
dezent als „hochvermögende“ und „ul¬ 
trahochvermögende Personen“ („Ultra 
High Net Worth Individuals“ - UHN- 
WIs) bezeichnet. Ihre Zahl ist laut Cre¬ 
dit Suisse weltweit im Jahr 2014 auf 
128 200 Personen angewachsen. 45 220 
davon haben ein Vermögen von über 
100 Millionen und 4 300 kommen sogar 
auf über 500 Millionen. 

Die „Ultrareichen“ sind ungleichmä¬ 
ßig in der Welt verteilt. Der Löwenan¬ 
teil, nämlich 62 800 oder 34,7 Prozent 
der Gesamtzahl, residiert in den USA. 
Aber Europa liegt mit einem Anteil von 
32,4 Prozent dicht dahinter. 


Die Credit-Suisse-Autoren vermer¬ 
ken in ihrem Bericht, dass die Zahl der 
Millionäre und Milliardäre schneller ge¬ 
wachsen ist als das statistische Durch¬ 
schnittsvermögen. Mit anderen Worten: 
die ungleiche Vermögensverteilung hat 
sich weiter vergrößert. 

Und sowohl in den USA wie in Eu¬ 
ropa waren, wie der Bericht feststellt, ne¬ 
ben dem Immobiliengeschäft vor allem 
die „Kapitalmärkte“ der entscheiden¬ 
de Faktor für den Vermögenszuwachs. 
Also die Gewinne aus Finanzgeschäften 
und Spekulationen aller Art. Soviel zum 
Thema „finanzmarktorientierter Kapi¬ 
talismus“. 

Deutschland nimmt mit rund 5 500 
Multimillionären, die ein Vermögen von 
mehr als 50 Millionen Dollar besitzen, 
nach den USA und China weltweit den 
dritten Platz ein. Georg Polikeit 


„Ultrareiche“ mit einem Vermögen von 
mehr als 50 Mio. Dollar 


USA 

62 800 

China 

7 600 

Deutschland 

5 500 

Großbritannien 

4 700 

Frankreich 

4100 

Russland 

2 800 

Kanada 

2 600 

Taiwan 

2 000 

Korea 

1 900 

Brasilien 

1 900 

Indien 

1 800 

Hongkong 

1 500 


Quelle: Global Wealth Report 2014, 
Credit Suisse 


Volksbewegung im Visier der Terroristen 

Hamma Hammami zu den Wahlen in Tunesien 


Mit einem Monat Abstand finden in Tunesien zwei wichtige Wahlen statt: die Par¬ 
lamentswahl am 26. Oktober und der erste Wahlgang der Präsidentenwahl am 
23. November. Für die Parlamentswahl wurden 13 000 Kandidaten auf 1320 Listen 
nominiert, die um die 217 zu vergebenden Mandate konkurrieren. Für die Prä¬ 
sidentenwahl hat die Wahlkommission die Kandidatur von 27 Bewerberinnen, 
darunter die des Kommunisten Hamma Hammami für die „Volksfront“, bestätigt. 

Die Linkskräfte treten in zwei getrennten Formationen an. Die linksreformis¬ 
tische Partei Al Massar („Demokratischer und sozialer Weg“) entstand im April 
2012 aus dem Zusammenschluss der Ettajdid-Partei (Partei der Erneuerung), mit 
der Partei der Arbeit und unabhängigen Linken des „modernistischen demokrati¬ 
schen Pols“. Ettajdid war 1993 von Mitgliedern der früheren KP Tunesiens gegrün¬ 
det worden, die sich unter dem Eindruck des Zusammenbruchs der UdSSR und 
der sozialistischen Staaten Europas „vom Kommunismus lossagten“. Der zweite 
Linksblock ist die Volksfront, mit vollem Namen „Volksfront für die Verwirkli¬ 
chung der Ziele der Revolution“, ein Bündnis von zwölf linken Parteien, das im 
Oktober 2012 maßgeblich auf Initiative der Arbeiterpartei (früher Kommunisti¬ 
sche Arbeiterpartei) und der „Bewegung Demokratischer Patrioten“ des ermor¬ 
deten Chokri Belai'd gegründet wurde. Nach dessen Ermordung wurde Hamma 
Hammami von der Arbeiterpartei zum Generalsekretär der „Volksfront“ gewählt. 
Das nachfolgend wiedergegebene Interview erschien in der französischen kom¬ 
munistischen Tageszeitung „Humanite“ vom 14. Oktober. 


Frage: Die politische Landschaft Tu¬ 
nesiens am Vorabend der allgemeinen 
Wahlen erscheint sehr zersplittert, mit ei¬ 
nem noch immer gespaltenen demokra¬ 
tischen Lager. Wie stellt sich die Volks¬ 
front, die Sie bei der Präsidentenwahl 
vertreten, dazu? 

Hamma Hammami: Die politische 
Landschaft bleibt in der Tat sehr zer¬ 
splittert. Aber die politischen Kämp¬ 
fe, die sozialen Kämpfe kennen kei¬ 
ne Atempause in einem Umfeld, wo 
noch schwere Gefahren auf Tunesien 
und den revolutionären Prozess lau¬ 
ern. Die Reaktion organisiert sich auf 
verschiedenen Ebenen, auf dem po¬ 
litischen Feld mit den Islamisten von 
Ennahda, aber auch über die vom 
Ausland, von den Petromonarchien 
am Golf finanzierten terroristischen 
Gruppen, mit dem Ziel, die tunesische 
Revolution abzutreiben. Andererseits 
versuchen die Kräfte des alten Regi¬ 
mes, vom Scheitern der Troika, der 
von Ennahda dominierten Koalition, 
zu profitieren, die im November 2011 
bei den Wahlen zur Verfassungsge¬ 
benden Versammlung erfolgreich ge¬ 
wesen war. Wir erleben anlässlich der 
anstehenden Wahlen eine Rückkehr 



Hamma Hammami 


ehemaliger Gefolgsleute Ben Alis, die 
sich wieder in Umlauf zu bringen ver¬ 
suchen. Faktisch ist das tunesische Volk 
mit zwei Gefahren von rechts konfron¬ 
tiert. Jene, die die dunklen religiösen 
Kräfte darstellen, aber auch die einer 
Rückkehr zum alten Regime mit den 
Gespenstern der Diktatur. In einer 
solchen Situation stellt sich die Volks¬ 
front das Ziel, die revolutionären, fort¬ 
schrittlichen, demokratischen Kräfte 
zusammenzuführen. Wir wollen eine 
authentische Alternative für Tunesien 


schaffen, indem wir die Ziele der Re¬ 
volution verteidigen. 

Frage: Wie kann die tunesische Linke 
ein Gegengewicht zum Islamismus mit 
seiner sozialen Verankerung bilden? 

Hammami: Im Gegensatz zu anderen 
arabischen Ländern widersteht Tune¬ 
sien dem Aufkommen des Extremis¬ 
mus und - um es klar zu sagen - des 
religiösen Faschismus. Die Volksfront 
spielt eine wesentliche Rolle bei die¬ 
sem Widerstand, der die Form von 
imposanten Massenmobilisierungen 
angenommen hat. Doch die Volksbe¬ 
wegung ist ständig im Visier der An¬ 
hänger des Terrors. Zwei große Führer 
der Volksfront sind ermordet worden: 
Chokri Belai'd am 6. Februar 2013 und 
Mohammed Brahimi am 25. Juli 2013. 
Trotzdem hat die Volksfront den Wi¬ 
derstand nie aufgegeben. Unsere Stra¬ 
tegie beruht auf der Mobilisierung aller 
sozialen und politischen Kräfte, die es 
ablehnen, im Aufkommen dieses reli¬ 
giösen Faschismus eine schicksalhafte 
Unvermeidlichkeit zu sehen. So stan¬ 
den wir am Anfang der Bildung einer 
Front des nationalen Wohls, die Kräfte 
der Linken und bis zu den liberalen De¬ 
mokraten vereinigt. Auf diese Weise ist 
es uns gelungen, das Projekt einer Ver¬ 
fassung theokratischen Charakters, wie 
es die von Ennahda dominierte Troi¬ 
ka gern gehabt hätte, zum Scheitern zu 
bringen. Im Ergebnis eines langen und 
schwierigen Kampfes haben die Kräfte 
des Fortschritts, die gewerkschaftlichen 
Kräfte es letzten Endes erreicht, eine 
wirklich demokratische Verfassung 
durchzusetzen. Der Mobilisierung des 
Volkes ist auch der Rücktritt der von 
den Islamisten geführten Regierung 
und ihre Ersetzung durch eine Regie¬ 
rung der sogenannten nationalen Kom¬ 
petenz zu verdanken. Natürlich haben 
wir keinerlei Illusion über diese Regie¬ 
rung, die nichts Neutrales an sich hat. 
Das ist eine Rechtsregierung, den libe¬ 
ralen Entscheidungen verbunden, den 
imperialistischen Kreisen nahe stehend 


Frage: Welches sind die Vorschläge 
der Volksfront, um aus der liberalen 
Zwangsjacke herauszukommen? 

Hammami: Seit ihrer Gründung am 
7. Oktober 2012 hat die Volksfront 
eine Plattform von Vorschlägen ausge¬ 
arbeitet, um von der von Ennahda und 
der Troika, aber auch von der gegen¬ 
wärtigen, von Mehdi Jomäa geführten 
Regierung ständig wiederholten neo¬ 
liberalen Politik wegzukommen. Wir 
haben Gegenvorschläge zur Frage der 
Verschuldung, zur Teuerung der Le¬ 
benshaltung, zum Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit. In Wirklichkeit hat 
die Politik des Einfrierens der Löhne 
und der Entlassungen die Auslandsver¬ 
schuldung Tunesiens explodieren las¬ 
sen. Wir müssen aus dieser tödlichen 
Logik herauskommen. 

Frage: Trotz der Schwierigkeiten ist Tu¬ 
nesien nicht im Chaos versunken, im 
Gegensatz zu anderen Ländern, die 
2011 Volkserhebungen erlebt haben. 
Wie erklären Sie diese wenn auch brü¬ 
chige Stabilität? 

Hamma Hammami: Die tunesische Lin¬ 
ke, die demokratischen Kräfte spielen 
eine erstrangige Rolle in der politischen 
Arena Tunesiens. Die Zivilgesellschaft, 
die Gewerkschaften, die feministischen 
Kräfte, die Jugendbewegungen haben 
sich geweigert, sich zähmen zu lassen, und 
haben mit Kampfgeist und Beharrlich¬ 
keit die Ziele der Revolution verteidigt. 
Nach der Ermordung von Chokri Beläid 
und der von Mohammed Brahimi sind 
Hunderttausende auf die Straße gegan¬ 
gen. Das war entscheidend für die Infra¬ 
gestellung der Politik von Ennahda, aber 
auch, um zu verhindern, dass das Land in 
Gewalt versinkt. Heute bleiben wir opti¬ 
mistisch. Mit den nächsten Wahlen wird 
die Volksfront, präsent in allen Wahlkrei¬ 
sen, neue Stützpunkte finden, um den von 
der arabischen Reaktion wie auch von 
den imperialistischen Kreisen in Frank¬ 
reich, Europa und den USA unterstütz¬ 
ten dunklen Kräften entgegenzutreten. 

Übers.: Pierre Poulin 


Die Waffen nieder! 

36. Parteitag der KPÖ 

Unter diesem Motto fand am Wochen¬ 
ende 18.-19. Oktober der 36. Parteitag 
der Kommunistischen Partei Österreichs 
(KPÖ) in Wien statt. Es war ein sehr har¬ 
monischer Parteitag, auf dem verschie¬ 
dene Resolutionen und mehr als 20 An¬ 
träge behandelt und beschlossen wur¬ 
den. Außerdem fanden Neuwahlen zum 
Bundesvorstand statt, der künftig 18 Ge¬ 
nossinnen und 18 Genossen zählt. Alter 
und neuer Vorsitzender ist Mirko Mess¬ 
ner, neue Stellvertreterin Melina Klaus. 

Der alte Bundesvorstand legte ein 
Thesenpapier vor, das mit kleinen Ände¬ 
rungen angenommen wurde. Außerdem 
wurde ein frauenpolitisches Programm 
angenommen. 

Mit großer Mehrheit wurde ein An¬ 
trag für einen EU-Aus tritt mit der For¬ 
derung nach einer Volksabstimmung 
darüber abgelehnt, im Wesentlichen 
mit der Begründung, dies verändere für 
Österreichs Arbeiterklasse nichts posi¬ 
tiv und mache eher noch mehr von der 
deutschen Politik abhängig. Weitere An¬ 
träge wurden bis auf einen mit großer 
Mehrheit angenommen. Darunter An¬ 
träge zu Aktionen gegen das Treffen der 
Bilderberg-Konferenz 2015 in Tirol, au¬ 
ßerdem ein Protest gegen die Bestellung 
vonTibor Navracsics zum EU-Kommis- 
sar für Bildung, Jugend, Kultur und Bür¬ 
gergesellschaft. Dieser war als Innenmi¬ 
nister Ungarns verantwortlich für das re¬ 
pressive Mediengesetz in Ungarn. 

Im Antrag 18 distanziert sich die 
KPÖ von der Politik Nordkoreas: „Das 
autoritäre und repressive ökonomische 
und politische System in Nordkorea 
entspricht in keiner Weise unseren Vor¬ 
stellungen von einer erstrebenswerten 
Gesellschaft.“ Zu China beauftragte der 
Parteitag den Bundesvorstand, sich mit 
den aktuellen Entwicklungen zu befas¬ 
sen. In einem weiteren Antrag wird der 
Bundesvorstand beauftragt, das Thema 
„Homosexualität in der Vergangenheit 
der KPÖ“ zur Diskussion zu stellen. 

Eine große Rolle in den Diskussi¬ 
onen spielte das Fernbleiben der KPÖ 
Steiermark (seit 2004). Dazu gab es ei¬ 
nen Antrag, die bisher geführten Ge¬ 
spräche mit der KPÖ Steiermark in ma¬ 
ximaler Transparenz fortzusetzen. Pa¬ 
rallel dazu sollen offene Diskussionen 
zu strittigen Fragen der Politik wie z.B. 
Abschaffung des Bundesheeres, Grund¬ 
einkommen, EL, Arbeiterklasse heute, 
Residenzbürgschaft, Feminismus or¬ 
ganisiert werden. Die KPÖ fordert ein 
bedingungsloses Grundeinkommen für 
alle, die in Österreich leben. 

Resolutionen gab es u. a. zum Tier¬ 
schutz, steuerpolitische Forderungen, 
zur Ukraine, zur Verkehrspolitik (Frei¬ 
fahrt in öffentlichen Verkehrsmitteln) 
und zum Schutz von Flüchtlingen. 

Internationale Gäste waren die EL, 
der Botschafter Kubas, die SDS aus 
Tschechien, AKEL aus Zypern, der 
Linksbund aus Finnland, der Linksblock 
aus Portugal, die Arbeiterpartei 2006 
aus Ungarn. Aus Deutschland waren 
die Linke und die DKP vertreten. Aus 
Slowenien kamen sechs Vertreterinnen 
der Vereinigten Linken, welche Sondie¬ 
rungsgespräche für eine Mitgliedschaft 
in der EL führten. Aus dem Irak war ein 
Politbüromitglied der KP angereist. Au¬ 
ßerdem waren verschiedene Repräsen¬ 
tanten von Organisationen vertreten, die 
in Österreich tätig sind, unter anderem 
die Tudeh-Partei (Iran), ein Vertreter der 
Jesiden (Kurdistan) und die PKK. 

Zu Kurdistan wurde ein Antrag bei 
drei Enthaltungen angenommen, in dem 
die schon laufende Spendenaktion fort¬ 
zuführen beschlossen wurde. Zu diesem 
Zweck soll die KPÖ die Kooperation 
mit kurdischen Organisationen intensi¬ 
vieren und über die EL Druck bezüg¬ 
lich der Streichung der PKK von der 
EU-Terrorliste ausüben. 

Redner der KPÖ betonten, wie wich¬ 
tig die Zusammenarbeit in der EL für sie 
ist, und äußerten den Wunsch, dass die 
DKP ihren Beobachterstatus beibehält 
und die beiderseitige Zusammenarbeit 
intensiviert wird. 

Grußschreiben von Parteien und Or¬ 
ganisationen lagen vor von der Finni¬ 
schen KP, der KP Tschechiens (KSCM), 
von Syriza aus Griechenland und dem 
Verein „Marxistische Linke“ aus der 
BRD. Volker Jung 
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Flucht vor der EU-Politik 



„Wir dürfen den Rechten den 
öffentlichen Raum nicht überlassen“ 

Die UZ sprach mit Volker Külow über die Kriminalisierung von Antifaschistinnen 

und Antifaschisten in Sachsen 


„Waffen aus Deutschland für die 
Welt“, titelte die „Zeit“. Insgesamt 
erteilte die Bundesregierung im 
vergangenen Jahr Ausfuhrgenehmi¬ 
gungen im Wert von 8,34 Milliarden 
Euro. Die Kanzlerin schickt unter an¬ 
derem den IS-Lieferanten Katar und 
Saudi-Arabien Waffen 

Deutschland ist der drittgrößte 
Rüstungsexporteur der Welt. „Waf¬ 
fenexporte fördern kriegerische Kon¬ 
flikte und verursachen Flüchtlings¬ 
wellen“, erklärte die Europa-Abge¬ 
ordnete der Linken, Cornelia Ernst, 
anlässlich der Gedenkveranstaltung 
für die mehr als 360 Toten der Flücht¬ 
lingskatastrophe vom Oktober 2013 
vor Lampedusa. Migration habe es 
immer schon gegeben. Dass aber Tau¬ 
sende von Menschen auf der Flucht 
sind vor Krieg, Hunger, Verfolgung 
oder Armut, hänge mit der Politik der 
EU eng zusammen. 

Die westlichen Kriege gegen Irak, 
Afghanistan, Pakistan und Libyen, 
die indirekte militärische Interven¬ 
tion der Westmächte in Syrien ha¬ 
ben über eine Million Menschen das 
Leben gekostet und Millionen zu 
Flüchtlingen gemacht. In den letzten 
15 Jahren kamen vor allem Flücht¬ 
linge aus der Türkei, aus Ex-Jugos¬ 
lawien, Irak und Afghanistan nach 
Deutschland. Derzeit sind es vor al¬ 
lem syrische, afghanische, iranische 
Menschen. 

51 Millionen Menschen befanden 
sich 2013 weltweit auf der Flucht. Nur 
ein winziger Bruchteil von ihnen fand 
den Weg nach Europa, und dennoch 
erleben wir eine neue Welle der zy¬ 
nischen und menschenverachtenden 
Rhetorik vom Boot, das angeblich 
voll sei. Mindestens 23 000 Menschen 
sind in den letzten 14 Monaten vor 
der Festung Europa im Massengrab 


Die hektische Betriebsamkeit von 
Politikern und Militärs des Westens 
angesichts der durchaus realen Be¬ 
drohung, die von der Seuche namens 
Ebola ausgeht, zeigt, dass dieses ka¬ 
pitalistische System auch in diesem 
Bereich an seine Grenzen stößt. Das 
kommt in erster Linie darin zum Aus¬ 
druck, dass die großen Pharmakon- 
zerne bisher nicht geneigt waren, sich 
des Ebola-Problems in gebührender 
Weise anzunehmen. 

Der Grund ist ganz einfach: Bei einer 
Krankheit, die vorrangig die Ärms¬ 
ten der Armen in den wirtschaftlich 
schwachen Ländern Afrikas betraf, 
kann man mit Medikamenten keinen 
Profit machen - im Gegensatz zu Po¬ 
tenzpillen oder Faltencremes. 

Nun, da die Seuche wahrhaft 
riesige Ausmaße angenommen hat, 
stellt sich heraus, dass einige Phar- 
makonzerne zwar Lösungsansätze 
für Gegenmittel in der Schublade 
hatten, die aber nicht einmal richtig 
in die Erprobungsphase genommen 
wurden. Hektische Betriebsamkeit 
herrscht nun auch in einigen Pharma- 
laboren, weil befürchtet wird, dass die 
Länder des Westens nicht vollständig 
von Ebola verschont bleiben. 

In allen möglichen Hauptstädten 
treffen sich Politiker und Militärs so¬ 
wie auch einige Mediziner, um „Maß¬ 
nahmen“ zu besprechen. Herausge¬ 
kommen ist dabei bisher so gut wie 
gar nichts. US-Präsident Obama ist 
fest entschlossen, mit Soldaten ge¬ 
gen die Seuche vorzugehen. Es ist 
halt so Tradition in den USA: Gibt es 
ein Problem, das die Interessen des 
Großkapitals tangiert, schickt man 
die Kavallerie. Auch die Bundeswehr 
wird auf einen Einsatz vorbereitet. 

Eine Konferenz der Außenminis¬ 
ter der EU-Länder kam in Luxem¬ 
burg zu dem Ergebnis, dass man eine 
„Weißhelm-Truppe“ gründen sollte, 
um künftig leichter Spezialisten zur 


Mittelmeer ertrunken. 450 000 hal¬ 
ten sich nach Schätzungen der EU- 
Behörden illegal in der EU auf. Nach 
ihnen wird jetzt mit einer groß ange¬ 
legten Razzia vom 13. bis 26. Oktober 
unter dem Namen Mos Maiorum in 
25 Ländern gefahndet. Dass sie ihren 
Asylantrag erst stellen können, wenn 
sie in der EU sind und somit in die 
Illegalität gezwungen werden, ist den 
Herrschenden ein Vorwand, um sie 
zu kriminalisieren. 

Das alles interessiert die Rüs¬ 
tungsprofiteure und die Kanzlerin 
wenig. Ihre Ministerinnen leisten 
ganze Arbeit: Frau von der Leyen 
nutzt die Debatte um Ausrüstungs¬ 
mängel, um die Bundeswehr weiter 
als weltweite Interventionsarmee 
aufzurüsten. Wirtschaftsminister 
Gabriel erklärt, „deutsche Kompe¬ 
tenzen in der Sicherheits- und Ver¬ 
teidigungsindustrie“ müssten erhal¬ 
ten bleiben. Gleichzeitig wächst der 
Rüstungshaushalt jährlich um etwa 4 
Prozent auf jetzt bereits 30 Milliar¬ 
den Euro. 

Die Friedensbewegung hat ande¬ 
re Lösungen: „Deutsche Waffenliefe¬ 
rungen in das Bürgerkriegsland Irak 
sind völkerrechtswidrig. Deutschland 
muss die Grenzen für Flüchtlinge öff¬ 
nen und für Waffenexporte schlie¬ 
ßen“, so die pax-christi-Generalsekre- 
tärin Christine Hoffmann. „Die Auf¬ 
nahme von 100 000 Flüchtlingen aus 
dem Irak und Syrien wäre für mich 
verantwortungsvolle Außenpolitik, 
die Lieferung von Waffen ... macht 
Deutschland zur Kriegspartei. Unser 
Land braucht eine politische Strate¬ 
gie der zivilen Konfliktbearbeitung 
und eine konsequente Umschichtung 
der Mittel weg vom Militär zum Zi¬ 
vilen.“ Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Anne Rieger 


Bekämpfung von Seuchen einsetzen 
zu können. Und man will einen Ko¬ 
ordinator einsetzen. Den hielt vor al¬ 
lem Frankreichs Außenminister Fabi- 
us für einen „sehr wichtigen Schritt“. 
Was der Koordinator koordinieren 
soll, bleibt vorläufig ein Geheimnis 
der Erfinder dieses - sicherlich gut 
dotierten - Postens. 

In der realen Welt von Ebola mit 
Tausenden Infizierten und Toten ha¬ 
ben sich bisher weder die USA noch 
EU-Europa mit Ruhm bekleckert. 
Die WHO und die UNO hatten schon 
vorWochen die Staaten der Welt auf¬ 
gefordert, eine Summe von etwa einer 
Milliarde Dollar aufzubringen, um ef¬ 
fektiv gegen die Krankheit Vorgehen 
zu können. Der Aufruf fand viel Zu¬ 
stimmung. Allein an der Umsetzung 
hapert es. Bisher sind lediglich etwa 
100 000 Dollar eingesammelt wor¬ 
den. Das ist kein Wunder, denn ei¬ 
gentlich hat der Westen ganz andere 
Prioritäten. Allein die USA haben für 
ihren neuen Luftkrieg über Irak und 
Syrien schon mehr als eine Milliarde 
Dollar verpulvert und es kostet eine 
Menge Phantasie, dem Publikum je¬ 
den Abend zu erklären, dass Bomben 
und Raketen tatsächlich irgendeine 
Wirkung haben - abgesehen davon, 
dass immer wieder unbeteiligte Zivi¬ 
listen sterben oder verletzt werden. 

Das kleine Kuba führt die Herr¬ 
schaften im reichen Westen wieder 
einmal so richtig vor. Während die 
immer noch beratschlagen und zu¬ 
weilen auch kleinere Gruppen von 
Spezialisten losschicken, sind Ärzte 
und Pflegepersonal aus dem sozialis¬ 
tischen Kuba in mehrfacher Kompa¬ 
niestärke vor Ort, ohne lange zu de¬ 
battieren. Und das Angebot von Fi¬ 
del Castro an US-Präsident Obama, 
die USA beim Kampf gegen Ebola 
zu unterstützen, nötigt so manchen 
Leuten im Westen Anerkennung ab. 

Uli Brockmeyer 


UZ: Die sächsische Justiz hat unlängst 
erneut den Versuch unternommen, Anti¬ 
faschismus zu kriminalisieren. Diesmal 
wurde der Berliner Landesgeschäftsfüh¬ 
rer der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes - Bund der Antifaschisten 
(VVN-BdA) beschuldigt, einer der „ Rä¬ 
delsführer“ der erfolgreichen Blockade- 
Aktionen gegen den Neonaziaufmarsch 
am 19. Februar 2011 in Dresden gewe¬ 
sen zu sein. Wie bewerten Sie den Pro¬ 
zess, der vor dem Amtsgericht Dresden 
stattgefunden hat? 

Volker Külow: Der Prozess war meines 
Erachtens politisch motiviert. Dass die 
Vorwürfe der Staatsanwaltschaft nicht 
sonderlich gehaltvoll waren, zeigt sich 
ja auch daran, dass das Verfahren ohne 
ein Schuldeingeständnis des VVN-Lan- 
desgeschäftsführers nach §153a StGB 
und gegen Zahlung einer Geldstrafe 
von 500 Euro eingestellt wurde. Trotz¬ 
dem reiht sich der Prozess in eine Rei¬ 
he von Strafverfahren gegen Antifa¬ 
schistinnen und Antifaschisten - wie 
etwa gegen den Jenaer Jugendpfarrer 
Lothar König - ein. Auch Parteifreunde 
von mir, wie Bodo Ramelow und an¬ 
dere, wurden ja von den Justizbehör¬ 
den aufgrund ihres antifaschistischen 
Engagements belästigt. Würden die 
sächsische Polizei und Justiz nur annä¬ 
hernd so eifrig gegen Neonazis Vorge¬ 
hen, wäre dies sehr zu begrüßen. 

Das Problem der Kriminalisierung 
von Antifaschistinnen und Antifaschis¬ 
ten stellt sich jedoch auch nicht nur in 
Sachsen. So wehrt sich ja aktuell etwa 
der Ehrenvorsitzende der VVN-BdA, 
Professor Dr. Heinrich Fink, gegen sei¬ 
ne Nennung und Diffamierung in den 
„Verfassungsschutzberichten“ Bayerns, 
wobei er so viel Unterstützung und So¬ 
lidarität wie irgend möglich erfahren 
sollte. Anderswo sind es wiederum vor 
allem junge Nazigegner, denen die Be¬ 
hörden das Leben schwer machen. 

Hier in Sachsen wurde ja eine soge¬ 
nannte „Antifa-Sportgruppe“ herbei¬ 
fabuliert, die gewalttätig gegen Nazis 
vorgegangen sein soll. Diesen Vorwurf 
nutzen die Behörden, um wegen „Bil¬ 
dung einer kriminellen Vereinigung“ zu 
ermitteln und die linke Szene auszufor¬ 
schen. Übrig geblieben ist von den ur¬ 
sprünglichen Beschuldigungen selbst¬ 
redend nichts. 

UZ: Warum ist die sächsische Justiz der¬ 
art erpicht darauf, Nazigegner zu krimi¬ 
nalisieren? 

Volker Külow: Der etablierten Politik 
und der Justiz sind die Personenkreise, 
die nunmehr seit Jahren den vormals 
größten Naziaufmarsch in Dresden ver¬ 
hindert haben, natürlich suspekt und 
auch ein Dorn im Auge. Eben dieses 


antifaschistische Engagement habe ich 
jedoch immer politisch begrüßt. Es ge¬ 
hört wenig Phantasie dazu, zu erahnen, 
dass ich es für eine Bürgerpflicht und 
Selbstverständlichkeit halte, überall 
dort zu protestieren, wo Neofaschisten 
und Rassisten auftauchen. Wir dürfen 
den Rechten den öffentlichen Raum 
schließlich nicht überlassen. Dieses He¬ 
rangehen unterscheidet uns auch von 
der Staatsregierung, die über Jahre hin- 



Dr. Volker Külow ist Vorsitzender des 
Leipziger Stadtverbandes der Partei 
„Die Linke“ und ehemaliges Mitglied 
des Sächsischen Landtages. 

weg nicht entschlossen gegen die Nazis 
mobil gemacht hat und erst dann tätig 
wurde, als antifaschistische Organisati¬ 
onen, Gewerkschaften und auch meine 
Partei den politischen Druck massiv er¬ 
höhten und erste Erfolge verzeichnen 
konnten. 

Wir dürfen jedenfalls in Bezug auf 
unsere antifaschistischen Tätigkeiten 
nicht nachlassen und uns keineswegs 
zurücklehnen, nur weil die neofaschis¬ 
tische NPD nur sehr knapp den Einzug 
in den sächsischen Landtag verpasst 
hat. Neuerdings stehen wir ja auch vor 
dem Problem, dass Teile der AfD poli¬ 
tisch im braunen Sumpf fischen. Auch 
rassistische Kampagnen gegen Flücht¬ 
linge und deren Unterkünfte stehen 
hier auf der Tagesordnung. Dagegen 
müssen wir mit unseren guten Argu¬ 
menten, aber auch ganz praktisch auf 
der Straße immer wieder mobil ma¬ 
chen. 

UZ: Ihr früherer Landtagskollege Karl 
Nolle (SPD) hat einst festgestellt, dass 
selbst Bayern gegenüber Sachsen „ ein 
Hort des Liberalismus“sei... 

Volker Külow: Mit dieser Feststellung 
hat Karl Nolle sicherlich auch nicht un¬ 
recht gehabt. Tatsächlich ist es doch so, 
dass wir es seit der sogenannten Wende 
mit einer Staatsregierung zu tun haben, 


die von der CDU angeführt wird. Eine 
so lange Regierungszeit dürfte immer 
Filz befördern. Natürlich nicht nur in 
Ministerien, sondern auch in Behörden, 
wie etwa bei der sächsischen Justiz. 

Erinnert sei in diesem Zusammen¬ 
hang an die verschiedenen Skanda¬ 
le, die hier im Freistaat in den letzten 
Jahren für Aufsehen gesorgt haben. 
Etwa die Verstrickung des sogenannten 
Verfassungsschutzes in den Terror des 
„Nationalsozialistischen Untergrun¬ 
des“ (NSU), oder auch den Skandal um 
den sogenannten Sachsensumpf, der bis 
heute nicht ordentlich aufgeklärt wor¬ 
den ist. Und dass, obwohl die schon 
2007 erhobenen Vorwürfe ja eher an 
einen schlechten Mafiafilm denn an 
Zustände in einem demokratischen 
Land erinnern. 

Schließlich sollen im Rahmen des 
„Sachsensumpf“-Komplexes Politiker 
sowie Bedienstete von Polizei und Jus¬ 
tiz Teil eines kriminellen Netzwerkes 
gewesen sein, dem unter anderem der 
Verrat von Dienstgeheimnissen, Kor¬ 
ruption, Verstrickung in Kinderpros¬ 
titution und dubiose Mordanschläge 
bzw. angebliche Selbstmorde sowie 
zweifelhafte Immobiliengeschäfte vor¬ 
geworfen wurden. Alles in allem also 
hochgradig schwerwiegende Vorwürfe. 

UZ: Und wie wollen Sie eine Demokra¬ 
tisierung des Freistaates befördern? 

Volker Külow: Die von mir erwähnten 
Skandale müssen zum einen parlamen¬ 
tarisch weiter aufgearbeitet werden. 
Ich bin also für eine neuerliche Einset¬ 
zung von Untersuchungsausschüssen 
sowohl in Bezug auf den Naziterror 
und die damit verbundenen Geheim¬ 
dienstverstrickungen als auch bezüg¬ 
lich des „Sachsensumpfes“. 

Politisch müssen wir jedoch fern¬ 
ab davon auch eine öffentliche Debat¬ 
te über Demokratiedefizite befördern 
und verstärkt die demokratische Ver- 
fasstheit des Freistaates überprüfen. In 
Leipzig fordern wir beispielsweise auch 
die verstärkte Einbeziehung der Bevöl¬ 
kerung durch sogenannte Bürgerent¬ 
scheide. Es ist schließlich immer bes¬ 
ser, die Bevölkerung von vornherein in 
die Planung von Großprojekten einzu¬ 
beziehen, oder sie bezüglich strittiger 
Themen nach ihrer Meinung zu fra¬ 
gen. So wollten wir etwa einen Bürger¬ 
entscheid über das geplante Einheits¬ 
denkmal durchführen oder aktuell die 
Bevölkerung mit in das Projekt eines 
fahrscheinlosen Öffentlichen Perso¬ 
nennahverkehrs einbeziehen. Zu tun 
gibt es hier in Sachsen, aber natürlich 
auch im Rest der Republik, jedenfalls 
genug. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
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Europaweite Polizeiaktion dient der Abschottung 
und der Verschärfung der Flüchtlingspolitik 

EU-weit sucht die Polizei vom 13. bis zum 26. Oktober gezielt Menschen ohne Papiere. Auf Initiative der italienischen 
Ratspräsidentschaft in der Europäischen Union wird in fast allen Ländern des Schengen-Raums die gemeinsame 
Polizeioperation „Mos Maiorum“ (lat.: „Sitte der Vorfahren“) durchgeführt. Durch verschärfte Kontrollen an 
Verkehrsknotenpunkten, Grenzen und Flughäfen sollen Flüchtlinge ohne gültige Aufenthaltspapiere aufgespürt 
werden. Offiziellen Angaben zufolge ist das Ziel der Aktion, jene organisierte Kriminalität zu schwächen, die illegale 
Immigration in die EU und den Schengenraum ermöglicht. Die Behörden sammeln dabei auch Informationen über 
Schmugglerrouten in die EU und weitere Wege innerhalb der Binnengrenzen, die dann von Geheimdiensten und 
Polizei genutzt werden. 

Alle 26 Mitgliedsländer des Schengen-Raums waren eingeladen, mitzumachen. Bis auf die Schweiz sind alle der 
„Einladung“ gefolgt. 18 000 Polizisten sind derzeit im Einsatz. 

Was auf den ersten Blick wie ein Einsatz zur Bekämpfung organisierten Menschenschmuggels aussieht und wie 
eine Routinemaßnahme wirkt, zeugt vor allem von einer inhumanen europäischen Asylpolitik, die auf Abschottung 
setzt. 

Der Bundestagsabgeordnete der Partei „Die Linke“, Andrej Hunko, erklärte deshalb am 17. Oktober: 


Seit Montag beteiligt sich die Bundespolizei an der zweiwö¬ 
chigen, EU-weiten Polizeioperation „Mos Maiorum“. Dies 
hat das Bundesinnenministerium auf meine Nachfrage be¬ 
stätigt. Kontrollen sollen demnach täglich an Bahnhöfen, in 
Zügen, am Flughafen und in Grenznähe stattfinden. Neben 
Einsätzen im Rahmen des polizeilichen Regeldienstes kom¬ 
men weitere „Schwerpunktmaßnahmen“ hinzu. 

Welche das sind, erklärt die Bundesregierung nicht. Ge¬ 
genüber Journalist/innen hieß es aber seitens der Bundespo¬ 
lizei, diese erweiterten Kontrollen erfolgten „anlassbezogen“. 
Bloß welche „Anlässe“ sind gemeint? Bei vergleichbaren 
Operationen wurden in Deutschland hierfür Autobahnen in 
Süddeutschland besonders bestreift. Berichten zufolge fin¬ 
den Kontrollen vor allem an großen Bahnhöfen statt. Inwie¬ 
fern sich auch Länderpolizeien an „Mos Maiorum“ beteili¬ 
gen, wird von der Bundesregierung nicht mitgeteilt, obwohl 
beim Bundesinnenministerium eigens ein Inspekteur der Be¬ 
reitschaftspolizeien der Länder angesiedelt ist. 

Das Schengener Abkommen schreibt die Aufhebung von 
Grenzkontrollen fest, ist aber von Polizeimaßnahmen und 
Datenbanken längst durchlöchert und ausgehöhlt. Durch 
die „Gemeinsamen Polizeioperationen“ wird die viel geprie¬ 
sene Freizügigkeit in der EU vollends Makulatur. Zumal 
die Maßnahmen in ihrem Umfang und ihrer Dauer weiter 
zunehmen. 

Maßnahmen wie „Mos Maiorum“ gelten als „Gemeinsa¬ 
me Polizeioperationen“ (Joint Police Operations, JPO) und 
sollen das Schengener Abkommen ergänzen. Sie sind seit Jah¬ 
ren in Mode und werden von der jeweils amtierenden EU- 
Präsidentschaft organisiert und ausgewertet. In der gesamten 
EU sind dann bis zu 20 000 Polizeikräfte im Einsatz, um die 
10 000 Personen werden dabei gewöhnlich mit ungültigen 
Papieren aufgegriffen. Allerdings gibt es eine Reihe weiterer 
JPO: Denn jährlich organisieren auch die Verkehrspolizeien, 
die Flughafenpolizeien oder die Eisenbahnpolizeien solche 
Operationen. Zwar haben diese dann einen anderen Zweck, 
etwa die Überprüfung der Fahrtüchtigkeit oder das Auffin¬ 
den von Drogen. Stets werden dabei aber auch Migrant/innen 
ohne Papiere erfasst, die dann entweder in Abschiebehaft ge¬ 
nommen werden oder anderen aufenthaltsrechtlichen Maß¬ 
nahmen unterzogen werden. Die kriminalpolizeiliche EU- 
Agentur Europol hatte kürzlich eine JPO veranstaltet, die 
eigentlich gegen Schmuggel von Waffen, Drogen oder ande¬ 
ren Gütern gerichtet war. Auch die Fluchthilfe gilt der Krimi¬ 
nalpolizei als Schmuggel, weshalb es die Polizeien besonders 
auf Migrant/innen abgesehen hatten. 170 Personen wurden 
festgenommen, weil sie als „Schleuser“ verdächtigt werden. 
Das wird als Erfolg gefeiert. Verschwiegen wird aber, dass 
auch um die 10 000 Menschen ohne gültige Papiere kontrol¬ 
liert worden waren, die zwar als „Opfer“ bezeichnet werden. 
Ausweislich der Statistik wurden trotzdem mehrere Hundert 
von ihnen verhaftet. 


Angeblich steht auch bei „Mos Maiorum“ das Aufklären 
von „Schleusungsrouten“ im Mittelpunkt. Die Aussage ver¬ 
schleiert die Dimension solcher Kontrollaktionen: Natürlich 
dienen sie vor allem dem Feststellen und gegebenenfalls Fest¬ 
nehmen ausreisepflichtiger Personen. Mich stört, dass auch 
das Bundesinnenministerium Geflüchtete mit dem Vokabu¬ 
lar von „Schleppern“ und „Schleusern“ in eine Passivrolle 
drängt. Es wird so getan, als würden Migrant/innen zur Flucht 
gezwungen. Besonders deutlich wird das, wenn Geflüchtete 
bei Operationen wie „Mos Maiorum“ als „Opfer“ bezeichnet 
werden, aber trotzdem in Abschiebehaft landen. Die Begriffe 
sollen jede Fluchthilfe auch aus humanitären, persönlichen 
oder politischen Motiven kriminalisieren. Wenn die EU statt- 
dessen Korridore einrichtet, um den Geflüchteten den Weg 
über das Mittelmeer zu ersparen, erledigt sich das Problem 
der lebensgefährlichen und teuren Überfahrten von selbst. 
Dies fordert auch die Bürgermeisterin der sizilianischen In¬ 
sel Lampedusa, wo viele Geflüchtete nach lebensgefährlichen 
Überfahrten über das Mittelmeer ankommen - und bereits 
Tausende ertrunken sind. 

Die Bundesregierung bekräftigt, dass die JPO’s Statistiken 
für die EU-Grenzagentur Frontex liefern, um zukünftige Mi¬ 
grationsströme aufklären und Vorhersagen zu können. Vier¬ 
teljährlich werden „Risikoanalysen“ herausgegeben, die als 
Grundlage weiterer Polizeimaßnahmen dienen. Die Agentur 
mit Sitz in Warschau bekommt durch den ständigen Informa¬ 
tionszuwachs quasi-geheimdienstliche Kompetenzen, denn sie 
selbst entscheidet, wohin die Daten weitergeleitet werden. Auf 
dieser Grundlage werden dann weitere Polizeimaßnahmen 
geplant. Offiziell darf Frontex nur an den EU-Außengrenzen 
tätig werden, in Deutschland sind dies Flug- und Seehäfen. 
Deshalb war die Agentur bislang nur am Rande an JPO’s be¬ 
teiligt. Bei „Mos Maiorum“ wird erstmals gleichzeitig an den 
Rändern der Festung Europa verstärkt kontrolliert. Frontex 
ist deshalb als Teilnehmer an Bord, auch wenn die Presseab¬ 
teilung dies in einer Stellungnahme anders darstellt. 

Erstmals wird eine JPO aber von Aktivist/innen von an¬ 
tirassistischen Gruppen aufs Korn genommen. Seit Wochen 
werden mehrsprachige, internationale „Reisewarnungen“ 
ausgedruckt und plakatiert. In vielen Städten haben bereits 
Kundgebungen oder Solidaritätsaktionen stattgefunden. Die 
britische Bürgerrechtsorganisation Statewatch, die das „Mos 
Maiorum“ zugrunde liegende Dokument geleakt hatte, wer¬ 
tet dies in einem eigenen täglich aktualisierten Dossier aus. 

Ich möchte aber noch auf die Webseite map.nadir.org 
aufmerksam machen, die mich besonders freut. Dort wer¬ 
den Meldungen gesammelt, wann und wo Polizeikontrollen 
gegen Migrant/innen beobachtet wurden. Auf diese Weise 
drehen wir den Spieß um, stellen die Kontrollen visuell dar. 
Dadurch wird die Dimension der alltäglichen rassistischen 
Kontrollen auf drastische Weise deutlich. 

Quelle, www.andrej-hunko.de 
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Der schwächere Imperialismus 

Tagung der Marx-Engels-Stiftung: Ukrainekonflikt und marxistische Theorie 


D er antirussischen Hetze, der rhe¬ 
torischem Mobilmachung und 
der kaum verdeckten westli¬ 
chen Einmischung in der Ukraine hat¬ 
te die Friedensbewegung in unserem 
Land bisher wenig entgegenzusetzen. 
Die Ostermärsche folgten der jährli¬ 
chen Routine, die darüber hinausge¬ 
hende Mobilisierung blieb schwach. 
Die einen ließen sich von der Etiket¬ 
tierung als „Putin-Versteher“ verunsi¬ 
chern, die anderen verklärten die rus¬ 
sische Regierung zum Wächter über 
den Weltfrieden. Die Schwäche der 
Friedensbewegung ließ genug Raum 
für rechte Demagogen, die sich als 
„neue Friedensbewegung“ präsentier¬ 
ten. Jürgen Elsässer sieht Deutschland 
als „US-Kolonie“ Durch die Schwäche 
der Linken bleibt die Menschenrechts¬ 
und Demokratiepropaganda der Herr¬ 
schenden als Erklärungsmuster viel zu 
oft unangetastet. 

Natürlich hat diese Schwäche vie¬ 
le Gründe. Aber einer davon ist, dass 
auch in der Analyse viele Fragen nicht 
ausreichend geklärt sind: Was haben 
wir von diplomatischem Eingreifen 
und humanitärer Hilfe der deutschen 
Regierung zu erwarten? Sind Deutsch¬ 
land und EU bloße Anhängsel der US- 
amerikanischen Supermacht? Können 
wir uns vom Aufstieg von „Schwellen¬ 
ländern“ wie Russland eine friedliche¬ 
re, „multipolare“ Weltordnung verspre¬ 
chen? 

Solche und andere Fragen stehen 
immer im Raum, wenn es um die Ak¬ 
tivitäten der Friedensbewegung gegen 
die Einmischung des Imperialismus in 
der Ukraine geht. Die Tagung „Zum 
Konflikt in der und um die Ukraine“ 
der Marx-Engels-Stiftung in Zusam¬ 
menarbeit mit der DKP Frankfurt trug 
nun dazu bei, auch die theoretische 
Diskussion darum zu vertiefen. Rund 
60 Teilnehmer kamen am 11. Oktober 
nach Frankfurt, um in fünf Vorträgen 
unterschiedliche Sichtweisen auf den 
aktuellen Konflikt vorgestellt zu be¬ 
kommen und zu diskutieren. 

Zur Einleitung gab der Marbur- 
ger Historiker Gert Meyer einen Ab¬ 
riss der ukrainischen Geschichte der 
letzten Jahrhunderte. Meyer hat ins¬ 
besondere zur Wirtschafts- und Sozial¬ 
geschichte der Sowjetunion der 1920er 
Jahre geforscht und stellte sich nun der 
Aufgabe, für ein mit den Entwicklun¬ 
gen wenig vertrautes Publikum einen 


Überblick zu geben. Er betonte, dass 
der ukrainische Nationalismus gera¬ 
de auch von außen, insbesondere vom 
deutschen Imperialismus, im eigenen 
Interesse gefördert wurde - es hande¬ 
le sich zwar nicht ausschließlich, aber 
vorwiegend um ein „induziertes Nati¬ 
onalbewusstsein“. 

Willi Gerns, der auch in der UZ 
über die aktuellen Entwicklungen in 
Russland und der Ukraine schreibt, 
befasste sich in seinem Vortrag mit 
grundsätzlichen Fragen: Die antirus¬ 
sische Hetze finde selbst bei manchen 
Linken noch einen gewissen Widerhall, 
auf der andern Seite gebe es als Reak¬ 
tion darauf auch „eine undifferenzier¬ 
te Unterstützung“ Russlands. Nötig sei 
dagegen eine umfassende Beurteilung 
der Klassengrundlagen des russischen 
Staates, eine Analyse, welche Gesell¬ 
schaftsordnung, also welche Eigen¬ 
tums- und Machtverhältnisse, die rus¬ 
sische Gesellschaft prägen. 

Gerns machte deutlich: Russland 
ist ein kapitalistisches Land, „domi¬ 
nierend ist das (im Zuge der Konterre¬ 
volution) geraubte Eigentum der Oli¬ 
garchenklans“. Es gibt zwar einen star¬ 
ken staatlichen Sektor in der russischen 
Wirtschaft - aber die Macht in diesem 
Staat wird „durch eine Herrschaftselite 
ausgeübt, in der die Macht der obersten 
Staatsbürokratie mit der Wirtschafts¬ 
macht von Oligarchenklans zusammen¬ 
wächst“. Präsident Putin nimmt dabei 
die Rolle des „Schiedsrichters und Mo¬ 
derators“ zwischen den unterschiedli¬ 
chen Gruppen der Eliten ein - auch 
durch die direkte Kontrolle über Gas¬ 
lieferungen und Großbanken. Gerns 
spricht daher von „einer russischen 
Variante des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus“. Nach den Kriterien, die 
Lenin in seiner Schrift „Der Imperialis¬ 
mus als höchstes Stadium des Kapita¬ 
lismus“ entwickelte, ist Russland - mit 
verschiedenen Besonderheiten - ein 
imperialistisches Land. 

Gegenüber seinen unmittelbaren 
Nachbarn, so Gerns, verfolge Russ¬ 
land zwar eine Politik der „Integra¬ 
tion unter russischer Führung“. Auf 
weltpolitischer Ebene dagegen seien 
unter den gegebenen Kräfteverhält¬ 
nissen „keine russischen Ambitionen 
auf die Weltherrschaft zu erwarten“. 
Der Widerstand Russlands gegen die 
imperialistischen Hauptmächte „liegt 
objektiv im Interesse von Frieden und 


gesellschaftlichem Fortschritt, weil eine 
multipolare Weltordnung den Weltpo¬ 
lizisten USA, NATO und EU Grenzen 
setzen kann“. 

Nachdem Gerns die Rivalitäten 
und Gemeinsamkeiten der imperialis¬ 
tischen Mächte allgemein dargestellt 
hatte, folgte der Journalist Reinhard 
Lauterbach, der auch für die junge Welt 
aus der Ukraine berichtet hat, mit einer 
detaillierten Darstellung der Ereignisse 
der Parteien und politischen Gruppen 
in der Ukraine, die diese Verflechtun¬ 
gen anschaulich machte. Auf der Seite 
der Aufständischen in der Ostukraine 
unterschied er zwischen drei Strömun¬ 
gen: Erstens der „Partei der Kapitula¬ 
tion“ bzw. des Kompromisses mit der 
Putschistenregierung in Kiew, zweitens 
der „Partei des Krieges“, in der reakti¬ 


onäre und monarchistische Kräfte eine 
wichtige Rolle spielen. Drittens, so Lau¬ 
terbach, gibt es eine schwer zu fassende 
„anti-oligarchische Strömung“, die un¬ 
ter anderem die Enteignung des Olig¬ 
archen Achmetow gefordert hatte, in¬ 
zwischen aber weitgehend entmachtet 
ist. Gleichzeitig müsse man beachten, 
dass - gewissermaßen als vierte Par¬ 
tei - die organisierte Kriminalität in¬ 
zwischen eine wichtige Rolle in der 
Ostukraine spielt. 

Auf der Seite der Kiewer Regie¬ 
rung unterscheidet Lauterbach eben¬ 
falls zwischen zwei großen Gruppen: 
Die „Partei des Friedens“ wird insbe¬ 
sondere durch den Präsidenten Poro- 


schenko, die Klitschko-Partei UDAR 
und einige Oligarchen wie Rinat Ach¬ 
metow vertreten. Sie genießt vermut¬ 
lich die Unterstützung der deutschen 
Regierung. Sie ist tatsächlich jedoch 
weniger eine Kraft des Friedens, son¬ 
dern der Umgruppierung und der An¬ 
erkennung der tatsächlichen Kräfte¬ 
verhältnisse und erhofft eine stärke¬ 
re Unterstützung des Westens. Auf 
der anderen Seite steht die „Partei 
des Krieges“, in der auch faschistische 
Kräfte eine wichtige Rolle spielen. 
Lauterbach differenziert dabei zwi¬ 
schen unterschiedlichen Strömungen 
unter den ukrainischen Faschisten: Ne¬ 
ben den ethno-nationalistischen Kräf¬ 
ten (die sich stark auf Stepan Bandera 
beziehen) gibt es verstärkt auch eine 
sozialdemagogische Strömung. Viele 


Führer der rechten Freiwilligenbatail¬ 
lone rechnet er dazu, ebenso die Partei 
„Volksfront“ des Ministerpräsidenten 
Jazenjuk. „Einer der gefährlichsten“ 
unter den rechten Kommandeuren ist 
für Lauterbach Semjon Semjontschen- 
ko, der Chef des Bataillons „Donbass“ 
„vermutlich ein Favorit der USA 4 . Lau¬ 
terbach zeigte die Verflechtungen die¬ 
ser Gruppen mit den imperialistischen 
Mächten auf, warnte aber gleichzeitig 
vor Vereinfachungen: „Man muss nicht 
denken, dass das Geld für den Euro- 
Maidan nur von der CIA kam - es kam 
auch von ukrainischen Oligarchen.“ 
Der Politikwissenschaftler Jürgen 
Wagner von der Informationsstelle 


Militarisierung ordnete die Ausein¬ 
andersetzung um die Ukraine in das 
Vorgehen der westlichen Großmäch¬ 
te gegen Russland ein. Dabei betonte 
er, dass die EU in ihrer Politik gegen 
Russland auch gegenüber den USA 
eine eigenständige Rolle spiele. Es 
gebe auch deutliche Konflikte zwi¬ 
schen deutscher Bundes- und US- 
Regierung. 

Dem widersprach der Finanzjour¬ 
nalist und Buchautor Lucas Zeise. In 
seinem Vortrag „Unterordnung oder 
Konflikt - die strategischen Optionen 
der USA und EU/Deutschlands“ stell¬ 
te er die Dominanz der USA auch in 
Westeuropa seit dem zweiten Welt¬ 
krieg heraus. Nun, so Zeise, befinden 
wir uns auf dem Weg in eine bipolare 
Weltordnung, die von dem Konflikt 
zwischen den USA und China geprägt 
werde, eine multipolare Ordnung sei 
ein mögliches Zwischenstadium auf 
dem Weg dorthin. Mit einer friedli¬ 
chen Ordnung habe dies jedoch wenig 
zu tun - die ökonomische Dominanz 
der USA gehe zurück, ihre Aggressi¬ 
vität verschärfe sich. Im Konflikt zwi¬ 
schen den USA und China sieht Zeise 
„einen potentiellen Weltkrieg“, die ge¬ 
genwärtigen Kriege als „Vorgeplänkel 
dieser Auseinandersetzung“. 

Trotz solcher Kontroversen war 
für die Teilnehmer der Tagung klar: 
Es geht darum, die Friedensbewe¬ 
gung auf stärkeren Widerstand gegen 
die Aggressoren in Washington, Brüs¬ 
sel und Berlin zu orientieren, in der 
Auseinandersetzung um die Ukraine 
ist Russland nicht der Aggressor. Nur 
am Rande wurde die völkerrechtliche 
Seite der Auseinandersetzung ange¬ 
sprochen: In welchem Verhältnis steht 
der Anschluss der Krim an Russland 
zum Völkerrecht? Willi Gerns verwies 
in seiner Antwort auf diese Frage auf 
die unterschiedlichen Auffassungen 
der Völkerrechtler dazu - während 
die einen die Integrität der Staats¬ 
grenzen betonen, sehen die anderen 
durch das Referendum das Selbstbe¬ 
stimmungsrecht der Menschen auf 
der Krim verwirklicht. Entscheidend 
ist diese Frage nicht: „Meine Aufga¬ 
be ist, das politisch einzuordnen 44 so 
Gerns. 

Olaf Peters 

Der Vortrag von Willi Gerns erscheint vollstän¬ 
dig in den Marxistischen Blättern 1-2015. 



„In der Rolle des Schiedsrichters und Moderators“ zwischen den Fraktionen in 
Kapital und Bürokratie: der russische Präsident Putin, hier bei einer Pressekonfe¬ 
renz zur Situation in der Ukraine. 


Ukraine im Visier 

Ein hochaktueller und -informativer Sammelband 


Man habe sich zu dieser Publikation ent¬ 
schieden, so Eckart Spoo im Vorwort, 
„weil das weltpolitische Klima immer 
heißer“ wird. „Zur Abkühlung brauchen 
wir dringend verlässliche Informatio¬ 
nen“. In diesem Sinne weist Hannes Hof¬ 
bauer dann in seinem Beitrag auf wichti¬ 
ge politische Prozesse in der Ukraine hin 
und zeigt, wie sich mit der „Orangenen 
Revolution“ der Kurswechsel der Ukra¬ 
ine Richtung Atlantik vollzog. 

Wichtige soziale und ökonomische 
Bedingungen für diese Prozesse wer¬ 
den von Thomas Immanuel Steinberg 
und Hannes Hofbauer analysiert. In 
diesem Zusammenhang sei auch auf 
den Beitrag von Reinhard Lauterbach 
verwiesen, dessen Gegenstand der Na¬ 
tionalismus in der Ukraine (Westukrai¬ 
ne) und seine Wirkung als ideologische 
Grundlage aktueller politischer Strö¬ 
mungen in Kiew und in der Außenpo¬ 
litik der Ukraine ist. 

Die Expansionspolitik der EU und 
ihrer Großmächte, darunter die BRD 
an führender Stelle, stellt Jürgen Wag¬ 
ner in seinem Beitrag „Der lange Arm 
der EU“ dar. Zentraler Platz wird dabei 
den Vorgängen um den Abschluss des 
Assoziierungsabkommens EU-Ukra- 
ine eingeräumt und der enge Zusam¬ 
menhang zwischen der „Europäischen 
Nachbarschaftspolitik“, dem Assoziie¬ 
rungsabkommen und der Osterweite¬ 
rung der EU wird aufgezeigt. 


Ein Tableau der politischen Kräfte 
des Imperialismus im Kampf um die 
Ukraine und gegen Russland skizziert 
Kurt Gritsch in seinem Beitrag „Die 
Folgen der NATO-Entwicklung“, in 
dem er den Kampf um die Ukraine in 
die Veränderungen der NATO-Strate- 
gie hineinstellt. 

Jochen Scholz behandelt, dazu pas¬ 
send, unter der Überschrift „Worum 
es geht“ den Zusammenhang zwischen 
der „Ukraine-Krise und der geopoliti- 
schen Konstante auf dem eurasischen 
Kontinent“ (Brzezinski-Konzept). 

Eine wichtige Seite in den Aktivi¬ 
täten der imperialistischen Kräfte ge¬ 
genüber der Ukraine vor und während 
der Ukraine-Krise behandelt Matthias 
Rüde in seinem Beitrag „Die gekauf¬ 
te Revolution“. Er beschäftigt sich mit 
der Einflussnahme der Geheimdiens¬ 
te, der NGOs und der verschiedensten 
Stiftungen auf die Vorbereitung und 
auf den Verlauf der antiukrainischen 
und antirussischen Aktionen. 

Ein weiterer Komplex sind die Vor¬ 
gänge auf dem Maidan. Thomas Eipel¬ 
dauer („Euromaidan“) geht der Frage 
nach, wie sich die Entwicklung vom So¬ 
zialprotest zur Hegemonie der äußers¬ 
ten Rechten vollzog. Er weist darauf 
hin, dass der Rechte Sektor und andere 
neofaschistische Gruppen eine zentrale 
Rolle auf dem Maidan spielten, dass es 
ohne ihr Gewaltpotenzial wohl kaum 


so rasch zur einer derartigen Eskalati¬ 
on gekommen wäre, die Janukowitsch 
zur Flucht zwang. 

Zu diesem Komplex gehört auch 
der Beitrag von Sebastian Range, der 
unter der Überschrift „Blutige Wen¬ 
de“ den Einsatz von Scharfschützen 
auf dem Maidan behandelt. 

In seinem zweiten Beitrag geht Tho¬ 
mas Eipeldauer in „Im Griff der Oli¬ 
garchen“ auf die Frage der Kontinui¬ 
tät nach dem Euromaidan ein. Susann 
Witt-Stahl überschreibt ihren Beitrag 
„Daily Terror des Faschismus“ und 
kommt unter anderem zu dem Schluss, 
dass die neue Regierung der Ukraine 
nach einer Gesellschaft ohne (linke) 
Opposition strebt. 

Sebastian Range stellt die Ereignis¬ 
se um die Halbinsel Krim in den Ge¬ 
samtzusammenhang der innen- und 
außenpolitischen Vorgänge in der Uk¬ 
raine. Seine Analyse beruht auch auf 
einer Reihe von Dokumenten, die nur 
wenig oder gar nicht bekannt sind. 
Er kommt zur Schlussfolgerung, dass 
man von einer Annexion der Krim 
nicht sprechen kann. Auf der Krim sei 
es zu einer Sezession gekommen, die 
von einem Referendum gebilligt wur¬ 
de. Dem folgte der Beitrittsantrag zur 
Russischen Föderation, den Moskau 
annahm. 

Kai Ehlers beschäftigt sich mit der 
Ukraine-Frage unter Berücksichtigung 


der Strategie des USA-Imperialismus 
zur Bewältigung der „asiatischen He¬ 
rausforderung“. Unter der Überschrift 
„Und immer noch die Ukraine“ behan¬ 
delt er die Rolle der des Landes „auf 
dem Weg zu einer multipolaren Welt“. 

Unter der Überschrift „Da stimmt 
etwas nicht“ vertritt Christoph Jeh- 
le den Standpunkt, dass der Absturz 
des Fluges MH17 über der Ostukra¬ 
ine voller Rätsel bleibt. Den Diffa¬ 
mierungskampagnen und den politi¬ 
schen Zerrbildern der Medien stellt 
Peter Vonnahme mit seinem Beitrag 
„MH17 - Der Glaubwürdigkeits-Gau“ 
„Trennschärfe bei der Bewertung von 
Politik und glattgebürsteter Publizis¬ 
tik“ entgegen. 

Mit der Rolle der Medien beschäf¬ 
tigen sich weitere drei Aufsätze. Vol¬ 
ker Bräutigam („Herrschaft beginnt 
mit der Sprache“) stellt dar, wie der 
Missbrauch des Begriffs OSZE-Mili- 
tärbeobachter in den Nachrichtensen¬ 
dungen von ARD-Aktuell erfolgt. Da¬ 
vid Goeßmann („Berichterstattung mit 
Schlagseite“) berichtet über Halbwahr- 
heiten, Doppelstandards und Schwei¬ 
gen bei den Medien. In ihrem Beitrag 
(„Einspruch unerwünscht“) analysiert 
Sabine Schiffer (Mitherausgeberin des 
Bandes) die kritischen Stimmen in der 
Ukraine-Berichterstattung. Sie geht 
der Frage nach, warum diese Stimmen 
verhallten, warum ihre Hinweise und 


Erkenntnisse nicht die Nachrichten¬ 
redaktionen des eigenen Mediums er¬ 
reichen, warum keine Korrekturen des 
Mainstreams stattfanden. 

★ 

Der vorgelegte Sammelband ist voll 
von Informationen und Standpunkten. 
Der Missbrauch der Ukraine im Diens¬ 
te der Verwirklichung der Expansion 
der USA und der EU, besonders der 
BRD, und ihrer antirussischen Politik 
wird charakterisiert. Die unterschiedli¬ 
chen Beiträge liefern in ihrer Gesamt¬ 
heit aufklärende Informationen zu 
verschiedenen Seiten des Kampfes um 
und in der Ukraine. Es werden nicht 
nur die aggressive Expansionspolitik 
des Imperialismus veranschaulicht, 
sondern auch Gefahren verdeutlicht, 
die sich daraus für Europa und für Sta¬ 
bilität und Frieden in der Welt ergeben. 
Es ist ein wichtiger Beitrag zur Ein¬ 
schätzung des Verlaufs der internati¬ 
onalen Auseinandersetzung mit dem 
Imperialismus in einer wichtigen stra¬ 
tegischen Region. 

Dem Buch sind möglichst viele Le¬ 
ser zu wünschen. Anton Latzo 

Roland Thoden/Sabine Schiffer (Hg.), Ukraine 
im Visier. Russlands Nachbar als Zielscheibe 
geostrategischer Interessen, Selbrund, 2014, 
ISBN 978-3-9816963-0-1 
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Verschenkt 

Fatih Akin scheitert an der Verfilmung des Völkermordes an den Armeniern 


D er Schmied des Ortes, Naza- 
ret Manoogia (Tahar Rahim), 
ist ein geachteter Mann. Mit 
seiner asketisch-schönen Frau Ra¬ 
kel (Hindi Zahra) und seinen lebhaf¬ 
ten Zwillingen Lucinee und Arsinee 
(Dina Fakhoury, Zein Fakhoury) führt 
er ein glücklich-beschauliches Leben 
in Mardin, einer Stadt in den Bergen 
am nördlichen Rand der mesopota- 
mischen Tiefebene. Die europäischen 
Großmächte haben gerade den Ers¬ 
ten Weltkrieg entfacht. Die vom Deut¬ 
schen Reich unterstützte nationalisti¬ 
sche Bewegung der Jungtürken manö¬ 
vriert das erodierende multiethnische 
Osmanische Reich in die Kriegsfront 
der Mittelmächte. Am 25. April 1915 
landen die Alliierten auf der Halbin¬ 
sel Gallipoli und bedrohen unmittelbar 
den Bosporus und Konstantinopel. Der 
Krieg ist im Herzen des „Erhabenen 
Staates“ angekommen. 

Mitten in der Nacht wird Nazaret 
von zwei Gendarmen aus dem Bett 
geholt und mit anderen Armeniern 
mit Waffengewalt zum Straßenbau in 
der kargen Berglandschaft gezwun¬ 
gen. Nach Fertigstellung werden sie 
zur Konversion zum Islam aufgefor¬ 
dert. Einige treten unter der wüsten 
Beschimpfung ihrer Kameraden über. 
Die Übriggebliebenen, darunter auch 
Nazaret, werden am nächsten Morgen 
gefesselt, abgeführt und in einer verlas¬ 
senen Schlucht ungebracht. 

Nazaret hat Glück. Ein Mann des 
zusammengewürfelten Mordkom¬ 
mandos, ein Kleinkrimineller, bringt 
es nicht fertig, ihm die Kehle durchzu¬ 
schneiden. Mitten in der Nacht kommt 
er zurück und bindet den noch im¬ 
mer gefesselten Nazaret los, gibt ihm 
zu trinken und hilft ihm sich vor den 
Gendarmen zu verstecken. Es beginnt 
eine endlose Odyssee. 

Der historische Hintergrund, die 
Aghet, armenisch: die Katastrophe, ei¬ 
nes der zahlreichen Großverbrechen, 
die der zunehmend rassistisch auftre¬ 
tende Imperialismus auf dem Gewis¬ 
sen haben würde, so er denn eines hät¬ 


te, bietet den tragischen Stoff für ein 
großes Epos. Zahlreiche Filmemacher 
haben sich, dokumentarisch oder dra¬ 
matisch, daran versucht. Nun also auch 
Fatih Akin. 

Die großtürkische Politik des Er- 
dogan-Regimes macht die aktuelle po¬ 
litische Brisanz des Themas deutlich. 
Wieder werden im Herrschaftsinteres¬ 
se religiös oder ethnisch selektierbare 
Gruppen gegeneinander ausgespielt, 
bis sie sich idealerweise gegenseitig so 
weit dezimiert haben, dass sie politisch 
irrelevant geworden sind. Nicht ohne 
Grund stehen die „armenischen Be¬ 
hauptungen bezüglich der Ereignisse 
von 1915“, als „Beleidigung der türki¬ 
schen Nation“ nach Artikel 301 Straf¬ 
gesetzbuch unter Strafe. Zeigt sich doch 
hier, wohin der wieder restaurierte Na¬ 
tionalismus führt. Wie heute unter dem 
Erdoganschen Zynismus galten gegen 
Ende des Osmanischen Reiches auch 
in der Perspektive des aufstrebenden 
jungtürkischen Nationalismus Arme¬ 
nier, Kurden, Griechen, Juden, 
Aramäer und andere „Minder¬ 
heiten“ als wohlfeile Manövrier¬ 
masse im Interesse der eigenen, 
nationalen Herrschaftssicherung. 

Mit der Herausbildung des Impe¬ 
rialismus begann dann das gro¬ 
ße Abschlachten. Die Endlösun¬ 
gen. Nicht nur im Osmanischen 
Reich. „Nur ein toter Indianer ist 
ein guter Indianer“, gaben auch 
hier die USA stilbildend den Ton 
an. Der Aghet fielen Hunderttau¬ 
sende, vermutlich mehr als eine 
Million Menschen zum Opfer. 

Bedauerlicherweise interes¬ 
siert sich Fatih Akin für die lange 
und komplexe (Vor-) Geschichte 
der Aghet allenfalls peripher. In 
das (nicht ganz kitschfreie) Fa¬ 
milienidyll der Manoogias bricht 
das Grauen wie ein Naturereig¬ 
nis herein. Dabei hat auch dieser Völ¬ 
kermord eine jahrzehntelange, durch¬ 
aus widersprüchliche Vorgeschichte. 
Außer seinem Helden Nazaret, und 
auch hier nur sehr begrenzt, lässt Akin 


für kaum einer seiner Figuren eine Per¬ 
sönlichkeitsentfaltung zu. Am ehesten 
noch bei jenen, die Nazaret auf seiner 
Odyssee helfen, völlige Fehlanzeige da¬ 
gegen bei den Vertretern des Regimes. 
Sie fungieren ausschließlich als Befehle 
schreiende, tumbe Büttel. Daher ent¬ 
wickeln sich auch keinerlei Gespräche, 
oder ähnliches, was zur Erläuterung 
seiner, bis hierhin zugegeben beein¬ 
druckenden Bilder beitragen könnte. 
Unter den Gefangenen nicht und mit 
dem Gendarmen erst recht nicht. Akin 
hat einen bemerkenswert unpolitischen 
Film gemacht. 

Statt auf die Begleitung durch Dia¬ 
log, Diskussion, durch rationale Durch¬ 
dringung setzt Akin fast ausschließlich 
auf Suggestion, auf die emotionale 
Wucht seiner Bilder. Menschen in gran¬ 
dios-kargen, staubtrocken-unfruchtba¬ 
ren Felslandschaften. Aber seine grau¬ 
envoll sterbenden Menschen in der 
Wüste müssen sich selbst genügen. Sie 
haben keine Geschichte, kaum Gesich¬ 


ter, ihr anonymes Sterben findet keine 
Erklärung. Auch Nazaret ist seit seiner 
verhinderten Hinrichtung stumm. In 
frappierender Konsequenz hat Akin 
auch ihn zum Schweigen gebracht. 


In einem Dorfkino sieht Nazaret 
Chaplins Stummfilm „The Kid“. Es ist 
die heiter-melancholische Odyssee des 
unfreiwilligen Vaters, Charlie, auf der 
Suche nach seinem aus einer Müllton¬ 
ne geretteten „Sohn“ John. Nazaret be¬ 
schließt sich ebenfalls auf die Suche zu 
machen. Von Rakel heißt es, sie sei tot, 
aber seine Töchter sollen überlebt ha¬ 
ben. Nun beginnt der zweite Teil des 
Films, die alles beherrschende Suche ei¬ 
nes heimatlosen, entwurzelten Mannes 
nach dem, was ihm in dieser Welt noch 
geblieben zu sein scheint. 

Die Sprachlosigkeit seines Helden 
zu kompensieren hätte es allerdings 
der Ausdrucksfähigkeit eines Chaplin 
bedurft. Dazu eines Gesichts, in des¬ 
sen Furchen sich das Leid eines Vol¬ 
kes einzugegraben vermag. Davon ist 
Tahar Rahim mindestens ebenso weit 
entfernt wie Akins Film von einem 
politischen Statement. Der Regisseur, 
der bei der Besetzung der Rakel mit 
der wunderbaren Hindi Zahra eine so 


glückliche Hand bewiesen hatte, bleibt 
hier komplett unverständlich. Rahim 
erscheint als ein derart ungeprüft-fal- 
tenfreier junger Mann, dessen Varia¬ 
tionsbreite eher an orthodoxe Iko¬ 


nenmalerei erinnert, so dass man ihm 
kaum seine Zwillingstöchter, geschwei¬ 
ge denn die Verkörperung eines Völ¬ 
kermordüberlebenden zutraut. 

So verflacht denn, was als erhabe¬ 
nes, teils geradezu pathetisches Epos 
begann, immer mehr zu einem aben¬ 
teuerlich-episodenhaften Reisebe¬ 
richt. Einer Reise, die einen nun be¬ 
sessen suchenden Nazaret zwar um 
den halben Erdball führt, deren Sta¬ 
tionen aber kaum mehr in irgendei¬ 
ner relevanten Beziehung zum Ge¬ 
nozid des armenischen Volkes, zum 
Ausgangspunkt der Erzählung ste¬ 
hen. Außer dass sie die mehr als trivi¬ 
ale Botschaft transportieren, dass sich 
offenbar überall selbstlose Menschen 
finden, die ihm, warum auch immer, 
manche selbst unter Gefahr, weiter¬ 
helfen. Und ebenso wie es bösartige 
andere gibt, die es, warum auch immer, 
darauf abgesehen haben, ihn zu drang¬ 
salieren. So hinterlassen die Winterbil¬ 
der der Schlusssequenz aus North Da¬ 
kota denn auch nur ein ratloses: 
„Und nun?“ 

Im Verlauf des Films ver¬ 
festigt sich immer mehr der 
Eindruck, dass das große Mor¬ 
den allenfalls eine spektakulä¬ 
re Hintergrundfolie bildet, um 
eine ganz andere, viel schlichte¬ 
re, private Geschichte plausibel 
zu machen: Die Suche, in die¬ 
sem Fall eines Mannes nach der 
verlorenen Familie. Ein Thema, 
dass Akin schon mit „Gegen 
die Wand“ im ersten Teil seiner 
nun vollendeten Trilogie „Liebe, 
Tod und Teufel“ bearbeitet hat¬ 
te und in gewisser Weise auch 
im zweiten Teil, „Auf der an¬ 
deren Seite“, problematisierte. 
Hier wurde die Reduktion auf 
das Private in der Fiktionalität 
allerdings durch die allen be¬ 
wusste Aktualität des Politischen in 
der Realität getragen. In „The Cut“ 
dagegen tritt die Instrumentalisierung 
der Historie in aller Deutlichkeit her¬ 
vor. Enttäuschend. Klaus Wagener 



Tragischer Stoff für ein großes Epos. 


„Dass der Mensch dem Menschen kein Wolf mehr ist“ 

Hans Christian N0rregaard porträtierte 1976 Ernst Busch im Arbeitsprozess 


„Dass der Mensch dem Menschen kein 
Wolf mehr ist“ - kein Schauspieler 
oder Sänger, kein Mensch überhaupt 
kann das mit größerem Recht zu sei¬ 
nen eigenen Worten machen als Ernst 
Busch (1900-1980). Aus seinem Mun¬ 
de stehen diese Zeilen aus Brechts 
früher Fassung „An die Nachgebo¬ 
renen“ (Svendborger Gedichte 
1933-1939) für das Aufbäumen 
gegen die barbarischen Zustände 
von Ausbeutung und Krieg im 20. 
Jahrhundert. 

Diese sinngemäß wiedergege¬ 
bene Aussage stammt von Hans 
Christian Nprregaard, einem seit 
50 Jahren in der Brecht-Szene 
und -Forschung tätigen Regisseur 
aus Dänemark. Die mit ihm zu¬ 
sammenarbeitende Ernst-Busch- 
Gesellschaft lud Nprregaard zu 
einer lebhaften Dokumentar¬ 
film- und Gesprächsveranstaltung 
am 14. Oktober nach Berlin ein. 

In der ausgebuchten Studiobüh¬ 
ne des Kinos Babylon berichtete 
er über seine „Erfahrungen mit 
Ernst Busch“ vor der Kamera im 
März 1976. Sechs Tage mit einem 
Jahrhundertzeugen in seiner fina¬ 
len Schaffensphase. Gezeigt wur¬ 
den die Fernseh-Produktion „So 
verging meine Zeit, die auf Erden 
mir gegeben war - Ernst Busch und 
sein Jahrhundert“, angelaufen am 7. No¬ 
vember des gleichen Jahres in Däne¬ 
mark, und im Entstehungskontext eine 
unveröffentlichte Serie von musikali¬ 
schen Probeaufnahmen aus „An die 
Nachgeborenen“. 

Exemplarisch für das berühmte, zy¬ 
klisch dreigeteilte Credo Brechts, das 
Hanns Eisler teilweise vertonte, wird in 
den Arbeitszeugnissen Ernestos uner¬ 


müdliches Vorgehen im Dienst der ein¬ 
dringlichsten Aussage augenscheinlich, 
ein Ringen um die beste textlich-musi¬ 
kalische Nuancierung. Die Interpreta¬ 
tion des Gesamtwerks, wie es dann den 
fertig gestellten Film zum Höhepunkt 
führt, hat unter Busch-Kennern Selten¬ 
heitswert insofern, als Busch den unbe- 


gleitet zu deklamierenden ersten Teil 
bis dahin offenbar nicht medial fest¬ 
gehalten hat. Vom Schauspieler Busch 
beeindruckt bekundete die Moderato¬ 
rin Carola Schramm, Vorsitzende der 
Ernst-Busch-Gesellschaft: Er hat das 
20. Jahrhundert nicht nur miterlebt, 
sondern eben auch mit gestaltet. 

Für seine interpretatorische Cha¬ 
rakteristik des kriegerischen Jahrhun¬ 
derts in Nprregaards Film hat Busch 


historische Bilderfolgen aus dem ei¬ 
genen Archiv zur Verfügung gestellt. 
Filmausschnitte mit dem jungen Sän¬ 
ger-Schauspieler kommen hinzu. Der 
gesprochene Kommentartext, sonst in 
der jeweiligen Landessprache „dazu 
gelegt“, blieb im Studiokino ausge¬ 
blendet. Der Regisseur, der damals 
ein Kamerateam des DDR-Fern- 
sehens anheuerte, glaubt in sei¬ 
ner verbalen Charakterisierung 
nachträglich so etwas wie „Busch 
für Anfänger“ zu erkennen. „Ich 
habe den Film ursprünglich für 
ein dänisches Publikum gemacht, 
für das der Name Ernst Busch 
kaum Bedeutung hatte.“ Inzwi¬ 
schen lief die Produktion zehn¬ 
mal im Fernsehen der skandina¬ 
vischen Länder, der Niederlande, 
der Schweiz, 1979 im WDR und 
1980 in der ARD sogar direkt zu 
Ernst Büschs 80. Geburtstag. 

Widerstrebend hatte sich 
Busch zu diesen Filmaufnahmen 
überreden lassen, notierte der Re¬ 
gisseur 1976. „Seit 30 Jahren mag 
der Schauspieler den Film nicht 
mehr, und wir waren keineswegs 
erstaunt, als er die Aufnahmen am 
letzten Tag mit ,Nie wieder’ been¬ 
dete. Bis dahin aber hatte er sei¬ 
nen Vorbehalt beiseite gelassen 
und von vereinzelten Protestausbrü¬ 
chen abgesehen mit uns sehr freund¬ 
lich zusammengearbeitet.“ 

So sieht man von Anfang an einen 
Künstler, „der seine eigenen Bedingun¬ 
gen stellt und der keinem gefallen will. 
Zum Beispiel, wenn er sich darüber 
beschwert, dass er noch etwas singen 
muss. Da vergisst er die Kamera und 
kommt mit einer wahnsinnigen Zeit¬ 
angabe: Ihr habt doch jetzt schon drei 


Minuten Musik im Kasten, das genügt.“ 
Lockerer wurde er, erzählt Nprregaard 
weiter, als Büschs Pianist Rolf Lukows- 
ky gerufen wurde. Der war schon we¬ 
gen eigener Choraufnahmen im Schall¬ 
plattenstudio an der Brunnenstraße 
faktisch zu Hause. „Er kam sofort. Da¬ 
durch ist eine improvisierte Szene mit 
Busch am Flügel entstanden, wo er zu¬ 
nächst ganze zwei Lieder aus der Drei¬ 
groschenoper singt. Lukowsky schlug 
danach wahlweise bestimmte Auftakt¬ 
akkorde an, und Busch fing gleich an, 
nach bestimmten Noten und Texten zu 
suchen. Dann stimmte er ein.“ 

„Das war nicht vorbereitet, das war 
improvisatorisch, für mich sehr leben¬ 
dig, ja authentisch. So kam es zu einem 
strukturierenden Wechsel von den ge¬ 
bundenen’ Aufgaben - ,An die Nach¬ 
geborenen’ in der Landschafts-Idylle 
von Svendborg als Ziel - zu komödi¬ 
antischen Sachen. Bei ,Die Krücken’ 
spielte er inzwischen direkt zur Kame¬ 
ra.“ Busch sang dieses wenig bekannte 
Lied sehr gern. Brecht hatte den Text, 
sich vom Nichtbenötigten zu lösen und 
es zu zerbrechen, für seine Mitarbeite¬ 
rin Ruth Berlau geschrieben. 

Freiwillig hat der wortkarg Porträ¬ 
tierte eher Anekdoten, aber nur wenig 
Persönliches von sich preisgegeben. So 
kommen die biografisch-künstlerischen 
Bezüge vor dem illustrierten Hinter¬ 
grund der Zeitereignisse zustande. Vom 
Rüstungszentrum Kiel der Kaiserzeit 
über die Novemberrevolution zu den 
Klassenauseinandersetzungen in der 
Weimarer Republik, von zwei Liedern 
aus der „Dreigroschenoper“ über das 
„Einheitsfrontlied“ zu „Lob des Re¬ 
volutionärs“ und Grabrede aus „Die 
Mutter“, vom Bündnis des deutschen 
Industrie- und Finanzkapitals mit dem 


Faschismus zu den „Moorsoldaten“, 
von der Legion Condor zu „Adelante! 
Para que Espana“, von den McCarthy- 
Anhörungen zur Ausweisung Brechts 
und Eislers aus dem Exilland USA, 
von der „Pappel am Karlsplatz“ mit¬ 
ten in der Trümmerstadt Berlin zur kin¬ 
derchorverstärkten Hymne „Anmut 
sparet nicht noch Mühe“, von Brechts 
Brief an die westdeutschen Schriftstel¬ 
ler 1950 „Das große Karthago führte 
drei Kriege“ zu Galileis gebrandmark- 
ter Hure Wissenschaft. 

Bei allen bekennenden Unterschie¬ 
den der Sozialisierung in Ost bzw. West 
ließen die Wortmeldungen aus dem 
Sympathiepublikum große Gemein¬ 
samkeiten erkennen, anhand von wei¬ 
terführenden Fragen, ebenso von unbe- 
irrten Überzeugungen in einer militä¬ 
risch auf- und zugerüsteten Gegenwart. 
Und von eigenen Rezeptionserfahrun¬ 
gen nicht zuletzt. 

„Man müsste das noch viel öfter 
sehen, um zu begreifen, was Busch an 
Feinheiten drauf hat“, bekannte ein 
„Nachgeborener“ mit langjährigen 
Erfahrungen im Ernst-Busch- und im 
Hans-Beimler-Chor. „Welche Chancen 
er bei der Artikulation nutzen möchte, 
wie er die Melodien fängt oder nicht, 
auch wenn er ärgerlich dabei wird. Es 
ist sehr interessant, wie er den Text be¬ 
handelt, von der Melodie bis zum ge¬ 
sprochenen Wort, manches als gedacht 
dargeboten und darum auch mitzuden¬ 
ken. Das war ein Blick in die Werkstatt, 
die Entwicklung einer Darbietung. Ich 
finde es hervorragend zu sehen, welch 
hoher Anspruch, welche Mühen bei der 
Erarbeitung eingesetzt werden, bis die 
erforderliche Wirkung erzielt ist. Eini¬ 
germaßen befriedigt ist er erst ganz am 
Ende.“ Hilmar Franz 
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Schwierige Verhandlungen 

Vor zwei Jahren starteten die Friedensgespräche für Kolumbien 



ie Signale aus Havanna sind 
nicht einfach zu deuten. Die 
Verhandlungen zwischen der 
Guerillaorganisation „Revolutionä¬ 
re Streitkräfte Kolumbiens“ (FARC) 
und der rechtsgerichteten Regierung 
des Landes werden jeweils unter¬ 
schiedlich interpretiert. Während die 
Regierung immer wieder einen kurz 
bevorstehenden Abschluss der Ver¬ 
handlungen öffentlichkeitswirksam 
für das Jahresende in Rede gestellt 
hat, erklärten die FARC in einem 
Ende September verbreiteten Kom¬ 
munique: „Nie waren wir so weit von 
einer Aufgabe entfernt wie jetzt.“ 
Damit spielen die FARC auf die 
absurde Annahme von Präsident Juan 
Manuel Santos an, wonach die Gue¬ 
rilla deshalb am Verhandlungstisch 
sitzt, weil sie quasi besiegt sei. Im Ge¬ 
genteil: „Wir haben die Verhandlun¬ 
gen mit den Oligarchen, die das Land 
regieren und treue Diener der imperi¬ 
alistischen Interessen sind, nie so ge¬ 


sehen, dass sie die Aufgabe unserer 
Ideale und den Verrat am Vaterland 
und an den bedürftigsten Schichten 
zum Ziel hätten.“ In dem Kommuni¬ 
que unterstreichen die FARC, dass sie 
den Kampf nicht beenden, bevor sie 
nicht die gesellschaftlichen und politi¬ 
schen Transformationen erreicht hät¬ 
ten, die die Nation wolle. 

★ 

Dennoch gibt es immer wieder op¬ 
timistische Bemerkungen, was den 
Ausgang der Gespräche angeht. Dass 
man inzwischen bei Punkt 5 der sechs 
Kapitel zählenden Agenda angekom¬ 
men ist, ist dabei jedoch von relativer 
Aussagekraft: zum einen, weil Punkt 
3 (Ende des Konflikts) erst in Punkt 
6 (Umsetzung und Gültigkeit der 
Vereinbarungen) bearbeitet wird, es 
also bislang drei bearbeitete Felder 
gibt (Landfrage, Politische Teilhabe, 
Anbau illegaler Drogen); das The¬ 
ma „Opfer des Krieges“ wird aktuell 
diskutiert. Und zum anderen, weil ein 
genauerer Blick auf die Teilbereiche 
zeigt, dass es dabei meist mehr unge¬ 
löste Themen gibt als gelöste. 

Hier zeigt sich, dass die konfliktur¬ 
sächlichen Themen noch immer am 
umstrittensten sind. Warum es hierbei 
nur wenig Anlass gibt, an ein baldi¬ 
ges Ende des Krieges zu glauben, gab 
Präsident Santos bei seiner Rede vor 
der UN-Versammlung in New York 
zum Besten: „Weder das Wirtschafts¬ 
modell noch die Landbesitzstruktur 
noch die Größe des Heeres werden 
verhandelt.“ Die beiden ersten Punk¬ 
te aber gehören zu den zentralen Be¬ 
weggründen für den Aufstand. Das 
ist zu berücksichtigen, wenn auch die 
FARC natürlich nicht mit ihrer Ma¬ 
ximalforderung nach sozialistischer 
Umgestaltung der Produktionsver¬ 
hältnisse in die Verhandlung gegan¬ 
gen sind - aber weitreichende Kom¬ 
promisse müssten schon erreicht wer¬ 
den. 

Zum Optimismus trug auch bei, 
dass im Juni das Nationale Heer 
der Befreiung (ELN) erklärt hat¬ 
te, ebenfalls in einen offiziellen Di¬ 


alog mit der Regierung eintreten zu 
wollen. Zu konkreteren Vereinba¬ 
rungen ist es indes nicht gekommen; 
das ELN äußerte Vorbehalte gegen 
„die Bedingungen, unter die sie die 
Regierung unterwerfen“ wolle. Im 
August soll es in Havanna zu einem 
Gespräch von ELN-Vertretern mit 
der FARC-Verhandlungsdelegation 
gekommen sein, wohl um die Erfah¬ 
rungen der FARC für das ELN nutz¬ 
bar zu machen. 

Die zwischenzeitlichen Erfolgs¬ 
meldungen sind beiderseits in der 
Regel schnell durch eine Beschwich¬ 
tigung der anderen Seite gebremst 
worden. Bei der Regierung sind das 
dann nicht bei den Pressekonferen¬ 
zen in Havanna oder in den Verhand¬ 
lungen gemachte Vorschläge, sondern 
medial ins Spiel gebrachte Vorhaben, 
auf die die Guerilla dann nicht in ei¬ 
ner Debatte reagieren kann, sondern 
erst später per Internet. Dadurch ist 
es für die kolumbianischen Zeitun¬ 


gen oder das Fernsehen einfach, der 
Guerilla mangelnden Konsenswil¬ 
len vorzuwerfen, zumal diese darauf 
dann abermals nicht direkt antworten 
kann. Ein solches Beispiel ist die vor 
wenigen Tagen von der Regierung 
in Aussicht gestellte Straffreiheit 
für das Militär. Den FARC geht es 
bei einer Verfolgung von Angehöri¬ 
gen der regulären Streitkräfte gewiss 
nicht um die Verfolgung von Militärs 
an sich, aber sehr wohl um Verfahren 
gegen jene, die sich im Namen und 


unter dem Deckmantel der öffentli¬ 
chen Ordnung schwerer bis schwers¬ 
ter Verbrechen schuldig gemacht 
haben. Es sei beispielhaft erinnert 
an die Zusammenarbeit der obers¬ 
ten Generäle mit paramilitärischen 
Todesschwadronen, die massenhaft 
Massaker an Bauerngemeinschaf¬ 
ten verübt haben - aber auch an die 
so genannten „Falsos Positivos“ also 
erlogene Erfolgsmeldungen auf der 
Basis, dass mindestens 1 200 Men¬ 
schen aus Armenvierteln in Gueril¬ 
launiformen gesteckt, erschossen und 
als im Kampf getötete Guerilleros 
präsentiert wurden. Insgesamt sind 
seit 1948 nach Regierungsangaben 
220 000 Menschen getötet und 5,3 
Millionen aus ihren Ortschaften ver¬ 
trieben worden. Vor wenigen Tagen 
warnte die Präsidentin der Patrioti¬ 
schen Union (UP), Aida Avella, vor 
Plänen der Ermordung von Journalis¬ 
ten, Friedensaktivist/inn/en und Poli- 
tiker/inne/n im ganzen Land. Damit 
wollen rechte Kräfte die Gespräche 
zum Abbruch provozieren. Mitglie¬ 
der der UP waren in den 80er Jahren 
einer massiven Tötungswelle ausge¬ 


setzt, mit bis zu 5 000 Todesopfern. 
Völlig deplatziert wirkt da das „Ko¬ 
lumbianisch-Deutsche Forum“ mit 
seiner Veranstaltung „Versöhnung, 
Verantwortung und Erinnerung“ am 
2. Oktober in Bogota, bei dem die 
deutsche Seite um einen Opferstatus 
buhlen durfte. 

★ 

Die medialen Möglichkeiten sind oh¬ 
nehin nicht vergleichbar. Während die 
30 Regierungs vertreter/innen sämtli¬ 
che Absprachen mit Präsident oder 
Regierung per Telefon oder nach ein 
paar Flugstunden persönlich erledi¬ 
gen können, ist den Guerilleros der 
Kontakt zu den einzelnen Fronten, 
denen sie angehören, oder gar zum 
Oberkommandierenden Timoleön 
Jimenez nur auf äußerst komplizier¬ 
ten Wegen machbar. Reisen nach Ko¬ 
lumbien sind auf einfacheren Wegen 
unmöglich, da die Aussetzung der 
Haftbefehle im Rahmen der Einbe¬ 
rufung des Friedensprozesses nur 
für die Überführung nach Kuba galt. 
Dennoch war der FARC-Chef we¬ 


nigstens zweimal in Havanna, wie 
vor wenigen Tagen durch Verteidi¬ 
gungsminister Juan Carlos Pinzön 
ausgeplaudert wurde. Die bewusste 
Indiskretion, mit der die Öffentlich¬ 
keit gegen einen „zu weichen Kurs“ 
von Präsident Santos mobilisiert wer¬ 
den soll, unterstreicht die zweifelhafte 
Rolle Pinzöns, der enge Kontakte zu 
Uribe pflegt. Die immer wieder auf¬ 
flammende Diskussion über „weiche“ 
oder „harte Hand“ gegen die FARC 
basiert indes auf der irrigen Idee, 
man hätte aufgrund einer hohen mi¬ 
litärischen oder politischen Überle¬ 
genheit überhaupt die Möglichkeit, 
hier zwischen Alternativen zu ent¬ 
scheiden. Fakt ist im Gegenteil, dass 
sich nach den harten Schlägen gegen 
führende FARC-Kommandanten 
um 2008/2009 die militärische Lage 
nicht weiter zu Ungunsten der Gue¬ 
rilla entwickelt hat und die FARC im 
Gegenteil mit den Freigaben ziviler 
und Kriegsgefangener im politischen 
Terrain erheblich an Zustimmung ge¬ 
wonnen haben. 

Zu den ungleichen Vorausset¬ 
zungen kommt, dass die zwei Jahre 
begleitet waren von diversen Cyber¬ 
attacken: zum einen haben Geheim¬ 
dienstkreise die Mailkommunikation 
sogar des Regierungsverhandlungs¬ 
führers, Humberto de la Calle, aus¬ 
spioniert um vermutete nichtöffent¬ 
liche, hoch vertrauliche Kontakte mit 
der Guerilla zur Torpedierung des 
Friedensprozesses, vielleicht aber 
auch zur Ortung von Guerillakom¬ 
mandanten nutzen zu können. Zum 
anderen gab es die Hackeraffäre 
„Sepülveda“ bei der Geheimdienst¬ 
ler und Ex-Präsident Alvaro Uribe 
gemeinsam die Gespräche hinter¬ 
treiben wollten. 

★ 

Ein entscheidendes Element, das 
eine ruhige Verhandlungsführung in 
Havanna verhindert, ist die Tatsache, 
dass inmitten des mit großer Härte 
geführten Krieges geredet wird. Auf 
die Angebote der Guerilla für einen 
Waffenstillstand geht die Regierung 
nicht ein, weil sie glaubt, ohne eini¬ 
ge ihrer Kommandanten seien die 
FARC kopflos. Dann wiederum wird 
verbreitet, einen Waffenstillstand 
nutze die Guerilla, um sich zu sam¬ 
meln und neu auszurüsten. In den 
mehr als 65 Jahren hat es aber nie 
Waffenstillstände gebraucht, damit 
sich die Guerilla koordinieren oder 
bewaffnen konnte - auch hier wird 
die regierende Clique Opfer ihrer ei¬ 
genen Propaganda. Der Kampf der 
Aufständischen ist viel tiefer im Volk 
verwurzelt als die noch Herrschen¬ 
den zugeben mögen. 

Günter Pohl 


Was bislang beschlossen wurde und was aussteht 


Punkt 1 

Das Thema wurde in sechsmonatigen Gesprächen mit „Integra¬ 
le Landreform“ tituliert. Die FARC hatten zuvor einen Vorschlag zur 
ländlichen und agrarischen Entwicklung eingereicht, die in zwölf Ka¬ 
pitel eingeteilten so genannten „100 Mindestvorschläge“. Diese be¬ 
ruhen auf dem „Revolutionären Agrarprogramm“, das Grundlage der 
FARC-Vorstellungen für ein revolutionär umgestaltetes Kolumbien ist. 
Vereinbart wurde die Einrichtung eines Landfonds von „einigen Mil¬ 
lionen Hektar“ sowie eine Sondersubvention und ein Sonderkredit¬ 
wesen für den Landkauf. Auch soll es für Vertriebene oder Haushalte, 
denen Frauen vorstehen, Wohnungs- und Bildungsprogramme und 
technische Hilfeleistung geben. Den Bauern sollen Landbesitztitel 
verliehen werden. Das Kataster wird aktualisiert und eine progressive 
Besteuerung auf Landbesitz eingeführt. 

Die Rückgabe von geraubtem Land wird in Punkt 5 besprochen. 
Keine Einigkeit gibt es bislang über: Besitzgrenzen beim Großgrund¬ 
besitz; Erwerb von Land durch ausländische Konsortien; Bergbau; 
so genannte Biokraftstofflandwirtschaft; Neuverhandlung der be¬ 
stehenden Freihandelsverträge; Finanzierung der Entwicklung des 
ländlichen und agrarischen Raums; Schaffung eines Nationalen Ter¬ 
ritorienrats sowie über das tatsächliche Recht auf Oberfläche des 
besessenen Lands. 


Punkt 2 

Die „Politische Teilhabe“ wurde ebenfalls sechs Monate lang dis¬ 
kutiert. Die FARC hatten auch hier „100 Mindestvorschläge“ einge¬ 
bracht. Dazu gehörte auch die Idee einer Nationalen Verfassungge¬ 
benden Versammlung für Frieden und wirkliche Demokratisierung 
und Versöhnung. 

Vereinbart wurde, dass die Regierung mit einer Kommission, zu der 
Parteien und eingetragene Bewegungen gehören werden, ein Garan¬ 
tiestatut zur Ausübung einer Oppositionsrolle herausgibt. Dazu ge¬ 
hört ein „Integrales Sicherheitssystem“, das im Rahmen der Debatte 
von Punkt 3 beraten wird. Das Recht auf Versammlungsfreiheit und 
Protest wird gewährleistet und ein Fernsehkanal mit Zugang für die 
Opposition eingerichtet. 


Uneinig bliebe man sich bei: Politische Reform des Staates; Demokra¬ 
tisierung des Wahlrechts; Reform der Teilhabemechanismen; Verbot 
der Behandlung sozialer Proteste mit dem Kriegsrecht; freie Wahl des 
Staatsbevollmächtigten, des Rechnungsprüfers, des Generalstaats¬ 
anwalts und des Menschenrechtsverteidigers; Mitentscheidung des 
Volkes bei Außenpolitik, Sicherheit und Justizverwaltung; Demokra¬ 
tisierung des Zugangs zu Medien. 

Punkt 3 

„Ende des Konflikts“; wird mit Punkt 6 erfasst. 

Punkt 4 

Zum Thema „Lösung des Problems der illegalen Drogen“ hatten die 
FARC „50 Mindestvorschläge“ eingebracht, die auf der Grundlage 
der Beschlüsse der Guerillero-Nationalversammlung 1993 basieren, 
wonach es sich hier um ein gesellschaftliches Problem handelt, das 
nicht militärisch zu lösen ist. 

Es geht um die Suche nach Gründen und Konsequenzen dieses Phä¬ 
nomens, mit der Konsumfrage als gesundheitlichem Ansatz und 
Kampf gegen die organisierte Kriminalität. Der Anbau ist ein trans¬ 
nationales Problem. Die Drogenanbaugebiete müssen lohnende Er¬ 
satzbepflanzungen bekommen. Die Regierung verpflichtet sich dabei, 
das Strafmaß wegen illegaler Anbauten zu verringern. 

Die FARC fordern die Einstellung der Besprühungen mit Glifosat und 
die Entschädigung von deren Opfern sowie eine Nationalkonferenz 
zum Kampf gegen die Drogen. 

Punkt 5 

Das Thema „Opfer und Wiedergutmachung“ wird derzeit diskutiert. 

Punkt 6 

„Umsetzung und Gültigkeit der Vereinbarungen“ wäre die konkrete 
Umsetzung. Die geschichtlichen Vorerfahrungen lassen diesen Punkt 
als besonders heikel erscheinen. 

Für alle erreichten Ergebnisse gilt der Grundsatz: nichts ist vereinbart, 
bis alles vereinbart ist. 


Verfassungsversammlung für den Frieden 

Auf Initiative von „Marcha Patriötica“ in Europa findet vom 13. bis 15. November in Bilbao 
(baskischer Teil Spaniens) ein Treffen von Exilkolumbianer/inne/n statt. Sie wollen die in Ko¬ 
lumbien überall stattfindenden Treffen für eine neue verfassungsrechtliche Grundlage Ko¬ 
lumbiens in einer erhofften Nachkriegsphase aufgreifen, damit auch die durch den Konflikt 
Vertriebenen in Europa ihre Stimme erheben können. 

Als ins Exil Gezwungene ist es ihnen wichtig, zu den Gesprächen in Havanna beizutragen, 
denn die Regierung verschweigt innerhalb Kolumbiens gern dieses Thema und hebt die in¬ 
ländischen Vertreibungen hervor, die „dem Terrorismus“, also den FARC oder - wenn es nicht 
anders geht - auch den Paramilitärs zur Last gelegt werden, jedoch ohne die Beziehungen 
des staatlichen Militärs zu den Todesschwadronen zu erwähnen. Auch wollen die nach Eu¬ 
ropa Vertriebenen ihre Arbeit mit den gesellschaftlichen Prozessen in Kolumbien verknüpfen 
sowie zu einer Friedensbewegung beitragen, die im Ausland wirksame Aktionen durchführen 
soll. In drei Arbeitskommissionen wird zudem über die juristische Situation der ins Ausland 
vertriebenen Opfer des Krieges geredet, Vorschläge und Initiativen zur Übermittlung nach 
Havanna gesammelt und eine Resolution der Friedensversammlung ausgearbeitet. 
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Ausbildungsabbau 
bei Siemens! 

Outing-Aktion der SDAJ München 


Der Siemens-Vorstandschef Joe Kaeser 
hat Anfang des Jahres weitere Einspa¬ 
rungen im Siemens-Konzern ange¬ 
kündigt. Über 11 600 Stellen sollen in 
Deutschland eingespart werden, das ist 
jeder zehnte Arbeitsplatz. Damit soll 
rund eine Milliarde Euro Gewinn er¬ 
zielt werden - obwohl 2013 bereits über 
4,2 Milliarden Euro an Gewinnen er¬ 
zielt worden sind. Allein in den ersten 
neun Monaten dieses Geschäftsjahres 
wurden vier Milliarden Euro als Ge¬ 
winn eingefahren. 



In vielen Pressestatements wurde 
angekündigt, dieses Programm zur Ge¬ 
winnmaximierung würde „sanft“ ange¬ 
wendet und betriebsbedingte Kündi¬ 
gungen ausgeschlossen. Der IG Me¬ 
tall versicherte der Konzern, es würde 
keine betriebsbedingten Kündigungen 
geben. Doch auch wenn sich dies be¬ 
wahrheiten sollte, bedeutet gleich viel 
Arbeit auf weniger Schultern immer 
noch mehr Arbeitsstress und Druck 
durch die Chefs. An unserer Ausbil¬ 
dung wird auf jeden Fall gespart. Wir 
können die Auswirkungen bereits ab- 
sehen: 2012 durften noch 2 350 neue 
Azubis eine Ausbildung bei Siemens 
beginnen, 2013 nur noch 2 200 und am 
1. September diesen Jahres begannen 
nur noch 2 000 ihre Ausbildung. Doch 
nicht nur uns treffen die Einsparun¬ 
gen: Siemens bildet für andere Firmen 
ebenfalls Auszubildende aus, die wie¬ 
derum entweder Tochterfirmen von 
Siemens oder enge Geschäftspartner 
sind. Beim Leuchtmittelhersteller OS¬ 
RAM, der eine 100-prozentige Toch¬ 
ter der Siemens AG war, werden wei¬ 
tere 7 800 Arbeitsplätze gestrichen - 
allein in Augsburg bis zu 400. Das 
heißt für die Auszubildenden: Keine 
Chance auf Übernahme und eine un¬ 
sichere Zukunft! 

Aus diesem Grund führten wir, die 
SDAJ München, im Rahmen unserer 
bundesweiten Kampagne „Unsere Zu¬ 
kunft statt eure Profite“ eine Outing- 
aktion vor dem Siemens werk in Neu- 


perlach (München) durch, um den Stel¬ 
lenabbau und die unsichere Zukunft 
für Auszubildende oder Beschäftigte 
bei Siemens öffentlich anzuprangern. 
Dort vor Ort verteilten wir Flyer an die 
Beschäftigten sowie an vorübergehen¬ 
de Passanten, um diese über die Situati¬ 
on vor Ort aufzuklären oder ihnen Per¬ 
spektiven aufzuzeigen, wie man sich ge¬ 
gen die Maßnahmen von Siemens zur 
Wehr setzen kann. 

Die Beschäftigten meldeten sich 
mit Rückmeldungen wie „Super Ak¬ 
tion! Weiter so!“ positiv zurück und 
einige holten sich interessiert gleich 
mehrere Flyer, um diese an ihre Kol¬ 
leginnen und Kollegen weiterzugeben. 
Ebenso informierten wir über unsere 
derzeit laufende Kampagne „Unsere 
Zukunft statt eure Profite“, welche auf 
unserem 21. Bundeskongress im Okto¬ 
ber 2013 beschlossen worden ist. Ziel 
ist es, bundesweit in verschiedenen 
Betrieben die schlechten Arbeits- und 
Ausbildungsbedingungen öffentlich¬ 
keitswirksam in Form von Outingak- 
tionen anzuprangern und dazu aufzu¬ 
rufen, sich als Azubi, Arbeiterin oder 
Arbeiter zu organisieren, ob in der 
Gewerkschaft oder in der örtlichen 
SDAJ-Gruppe, um gemeinsam mit 
anderen arbeitenden Jugendlichen 
für die gemeinsamen Interessen ein¬ 
zutreten und seine Rechte trotz des 
Widerstands der Herrschenden zu 
erkämpfen. Hierbei fordern wir auch 
die Umsetzung eines von uns erstell¬ 
ten Ausbildungsgesetzes, welches un¬ 
ter anderem einen garantierten Aus¬ 
bildungsplatz oder eine fürs Leben 
ausreichende Vergütung enthält. 

Ein von uns gefordertes Ausbil¬ 
dungsgesetz wird uns jedoch nicht 
einfach gegeben werden und auch der 
Stellenabbau lässt sich nicht mithilfe 
von Beschwerden verhindern. All dies 
muss von uns hart erkämpft werden 
und jede noch so kleine Verbesserung 
steht immer wieder unter Beschuss. 
Nur wenn wir gemeinsam und orga¬ 
nisiert gegen die Methoden der Un¬ 
ternehmen zur Aufhebung oder Ver¬ 
schlechterung unserer Rechte und Ar¬ 
beitsbedingungen vorgehen, können 
wir auch Erfolge erzielen oder Maß¬ 
nahmen wie die der Siemens AG ver¬ 
hindern. 

Wir wollen diesen Streichungsplä¬ 
nen nicht länger zuschauen! Wir wol¬ 
len nicht mit Unsicherheit, Stress auf 
der Arbeit und immer mehr Leistungs¬ 
druck für den Profit des Siemens-Clans 
und der Aktionäre bezahlen. Deshalb 
demonstrieren wir am 6. Dezember vor 
der Siemens-Zentrale in München und 
klagen diese Ausbeuter an! 
Organisiere dich in der IG Metall! 
Werde mit deiner JAV gegen die Stel¬ 
lenstreichungen aktiv! 

Mach mit bei der Aktion am 6. Dezem¬ 
ber! 

SDAJ München 



Solidarität ist unsere Kraft! 

Auf der Kundgebung der streikenden Beschäftigten der AWO in NRW am 10.10.2014 auf dem Dr.-Ruer-Platz in Bochum (die 
UZ berichtete) bekundete die SDAJ ihre Solidarität. 


Hände weg von Rojava und Kobane! 



Am Samstag demonstrierten mehrere 
Hundert Menschen in München ihre 
Solidarität mit den Kurdinnen in Ro¬ 
java. Ein breites Bündnis von Veran¬ 
staltern rief zu der Kundgebung am 
Rindermarkt auf. Ebenso vielfältig 
waren die Reden von u.a. SDS, DIDF, 
SDAJ, Solid, Rio, Antifa-Stammtisch 
und der Partei „Die Linke“. Insbeson¬ 
dere Nicole Gohlke, MdB, betonte, dass 
in Rojava nicht nur die Menschen, die 
dort leben, verteidigt werden, sondern 
ein Projekt für Freiheit und Gleichbe¬ 
rechtigung. 

Nicole Gohlke hielt am Ende ihrer 
Rede das Symbol der kurdischen Frei¬ 


heitskämpferinnen hoch und forderte, 
das Verbot der PKK muss endlich fallen. 
Dies hatte zur Folge, dass sie von der Po¬ 
lizei festgehalten und erkennungsdienst¬ 
lich behandelt wurde. Man darf gespannt 
sein, wie sich das auf ein Mitglied des 
deutschen Bundestages auswirkt. 

Im Prinzip wissen alle, die an dem 
Krieg mehr oder weniger beteiligt sind, 
dass die konsequentesten Kämpferin¬ 
nen aus dem Umfeld der PKK-nahen 
Organisationen kommen, weshalb es 
kaum Unterstützung im Kampf gegen 
den IS gibt. 

Die Forderungen, die sich in den 
meisten Ansprachen wiederfanden, sind: 


Die sofortige Einrichtung eines Hilfs¬ 
korridors nach Kobane, d.h. Öffnung 
der Grenze von der Türkei für die Un¬ 
terstützer des Kampfes und für Flücht¬ 
linge, aber Schließung der Grenzen in 
die Türkei für IS-Leute. 

Anerkennung der demokratischen 
Selbstverwaltungsstrukturen in Rojava. 
Sanktionen gegen die Türkei und alle 
weiteren IS-Unterstützerstaaten. 
Aufhebung des PKK-Verbots. 

In dem breit gefächerten Veranstal¬ 
terkreis kam auch die Sicht der kurdi¬ 
schen Frauen zu Wort: „Die Revolution 
in Kobane ist eine Frauenrevolution.“ 

S0SCH 


Mauer, Stasi, alles grau? 

Veranstaltung der SDAJ mit Patrik Köbele zur DDR 


Vor allem Jugendliche hatten den 
Weg in die Hoffungsstraße in Essen 
gefunden. Die SDAJ Essen hatte zu 
einer Veranstaltung mit Patrik Köbe¬ 
le, dem Vorsitzenden der DKP, einge¬ 
laden. Passend zum aktuellen Jahrestag 
der Konterrevolution sollte es um die 
Frage gehen, was an der verordneten 
Sichtweise in der BRD über die DDR 
dran ist. Wirklich alles nur trist, ohne 
Meinungsfreiheit und Bananen? Eben 
nicht. 

Anhand von plastischen Bei¬ 
spielen wurde diese einseitige Sicht 
auf die DDR widerlegt. Mit ihren 
Errungenschaften setzte die DDR 
Standards, z.B. im Gesundheits- und 
Bildungssystem, die weltweit aus¬ 
strahlten - und auch im Westen da¬ 
für sorgten, dass manche Reform 
z.B. für die Gewerkschaften leichter 
durchsetzbar war. Während heute 
Ausbildungsplatzmangel und Leihar¬ 


beit herrschen, war in der DDR das 
Grundrecht auf Arbeit verwirklicht. 


Aber auch die Debatte über Fehler, 
Schwierigkeiten und Probleme kam 


nicht zu kurz. Als besonders wichtig 
kristallisierte sich in der Diskussi¬ 
on die vor allem in den 1980er Jah¬ 
ren mangelnde Nutzung der durchaus 
vorhandenen Strukturen der Mitbe¬ 
stimmung. Es gelang nicht mehr, den 
Großteil der Bevölkerung in die Ent¬ 
scheidungsprozesse einzubinden. „Ich 
war auf eine FD J-Voll Versammlung 
in einem Betrieb eingeladen, aber die 
Veranstaltung war nur für eine Stun¬ 
de angesetzt, mit einer Viertelstunde 
Diskussion“, so Patrik Köbele. Klar, 
dass so kein Raum dafür ist, vorhan¬ 
dene Probleme gründlich zu diskutie¬ 
ren und nach Lösungen zu suchen. Die 
Möglichkeit hätte bestanden. Anders 
als im Kapitalismus, wo die Demokra¬ 
tie am Werkstor endet, waren die Be¬ 
schäftigten in der DDR im Wortsinn 
„Die Arbeiterklasse an der Macht“. 
„Die Gewerkschaften wurden nicht 
nur angehört, ohne ihre Zustimmung 


fiel keine Entscheidung“, berichtete 
der DKP-Vorsitzende aus seinen eige¬ 
nen Erfahrungen. Und dennoch: „Der 
Sozialismus war am Ende zu schwach, 
trotz all seiner Errungenschaften. Es 
nützt nichts, das dem Imperialismus 
anzulasten. Er macht nur seinen Job. 
Für uns bietet die Auseinandersetzung 
mit der DDR einen enorm wichtigen 
Erfahrungsschatz - zum Lernen für 
den Kampf für einen stärkeren So¬ 
zialismus. Diese Veranstaltungen der 
SDAJ und die neue Broschüre der 
SDAJ ,Ein anderes Deutschland war 
möglich. Wir, die DDR und eine Zu¬ 
kunft ohne Kapitalismus 4 sind wichtig, 
um diesen Schatz zu heben und deut¬ 
lich zu machen: Wenn auch nicht per¬ 
fekt, die DDR hat gezeigt, dass eine 
Gesellschaft ohne Ausbeutung, Krieg 
und Kapitalismus möglich ist“, so Kö¬ 
bele in seinem Schlusswort. 

SDAJ Essen 
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Die DKP Rheinland-Westfalen 
lädt ein zum 

Pille-Empfang 

am 16. November 2014 von 11.00 bis 16.00 Uhr 

in der Karl-Liebknecht-Schule. 

Begrüßung: Klaus Stein 
Referat zu „TTIP und Bayer“ mit Diskussion 
Gemütliches Beisammensein und Diashow vom Pressefest 
Um Kuchenspenden wird gebeten! 


DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
LLL-Wochenende in Berlin 
am 10./11. Januar 2015 

Jetzt anmelden! 

Wir organisieren die gemeinsame Hin- und Rückfahrt sowie 
- nach Bedarf - die Unterkunft. 

DKP Rheinland-Westfalen .Am Stadtpark68.51373 Leverkusen 
E-Mail: sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 


LLL-Treffen und Demo 

in Berlin 


Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer / 85,- Einzelzimmer (Hotel Kolumbus) 

Samstag, 10. Januar 2015 

Abfahrt 6.30 Duisburg, 7.00 Essen, 7.45 Dortmund 
Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstr. 18,45127 Essen, 

Tel.: 0201 225147 Fax: 0201 2698038 
E-Mail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 


Wi* SÄhrctt! 

DKP Ruhr-Westfalen 



JUMP UP Aktuell Oktober 2014 


Frisch eingetroffen bei JUMP UP 


Pete Seeger: 

America *s StoryteHer Nq. 1 - JO CÖS tUR I4 r 5ö 
Woody Suthrre: 

Amt Hcü's Folk Idol No. ! - 10 CDs EUR 14/50 
Modena City Gambiers ^ 

Venfi: In Concerto A Bologna, Estragon 2014 
Ooppal CD - DVD EUR 24,00 



u 


www.jump-up.de // info@jumpcrp.de 


^chollplaTfeiwersaneT Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 
_ Tel/Fax: 0421/4968535 (A&) _ 


Die DKP-Hamburg lädt herzlich ein zur 
Bezirksmitgliederversammlung. 

Tagesordnung: 

1. ) Eröffnung und Begrüßung 

2. ) Konstituierung 

3. ) Berichte der Bezirksgremien 

4. ) Diskussion und Beschlussfassung zu Anträgen 

5. ) Wahlen zu bezirklichen Gremien 

6. ) Schlusswort 

Die BMV findet statt 

am Freitag und Samstag, den 28. und 29. November 2014 

im Gemeindesaal der Christuskirche, Bei der Christuskirche 2 
(gegenüber U-Christuskirche) 

Freitag, den 28.11., Einlass ab 17.30 Uhr, Beginn um 18.00 Uhr 
Ende (vorauss.) 20.30 Uhr 

Samstag, den 29.11., Einlass ab 09.00 Uhr, Beginn um 09.30 Uhr 
Ende (vorauss.) 17.30 Uhr 

Für die Verpflegung ist gesorgt. Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 



Studienreise 

Vietnam und Kambodscha 

28.12.14 bis 12.1.15 oder 19.1.15 

Kennenlernen von Kultur, Land und Menschen. 
Besuch in Hilfsprojekten. 

Noch 4 Plätze frei! Weitere Informationen: 

Tel: 0641 82149, Mail: fg-vietnam@t-online.de 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam (www.fg-vie 


Liebe Genossinnen und Genossen, 
bitte nutzt noch die 


UZ-Extra 



„Ausbildung - Übernahme - Zukunft: 
Dafür lohnt es sich zu kämpfen!“ 


Diese UZ-Extra eignet sich für die Verteilung 
vor Berufsschulzentren und Betrieben, aber 
auch für Infotische. 

Es handelt sich also um ein Material mit 
längerer Haltbarkeit! 

Das Leitmotiv der Ausgabe lautet „Ausbil¬ 
dung - Übernahme - Zukunft: Dafür lohnt 
es sich zu kämpfen!“ 

Dabei wird mit möglichst vielen O-Tönen 
Arbeiterjugendlicher gearbeitet. 


Kostenbeteiligungen: 

Stück - Preise 
70- 10.-€ 

140- 14.-€ 

200 - 20 .-€ 

300 - 25.-€ 

400 - 30.-€ 

650 - 40.-€ 

1300 - 75.-€ 

2000 - 110 .-€ 


Bestellungen an: vertrieb@unsere-zeit.de, Tel.: 0201 177889-23 
oder Gustl Ballin 0911 8 019991 



■ j ?r K€ - 

Entschleunigung; 


Ituhe &. K&IU t äüEI im MÜriU- 
rCiLliüitulpurk. 2 F*Wt> je 2-3 
H&JisjöJhrcK In 

I Ipvel & 1 iflvclsKn, DocH & Red. 

IzlId: www.trizLoggm.d* 
TeJ.: iAB) 


C 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

S_ J 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

V_ s 


19. Linke Literaturmesse 







K Iflift-tCrtrnSg!? 



Die Wohnungsfrage ist eine Klassenfrage 

Vorstellung und Diskussion der Broschüre „Die Wohnungsfrage 
ist eine Klassenfrage“ in der sowohl die Erfahrungen von 
Aktivistinnen als auch theoretische Beiträge vereint sind. 

Mit Wolfgang Richter (Dortmund) 

Linke Literatur Messe in Nürnberg „K4“ Königstr. 93 
Samstag,1 .November, 17.00 Uhr im Komm-Kino 


nürnb 31 9 lQ.-02.11.Z014 

Künstler haus im kunslfcullurquartier I konigstrafte 93 


wwwJinke-Literaturmesse.org 


Wnstljuf .'f>cimcä sp '“ 


Inhaber: 

»ans-Gearg Miilfer 
Pauplslrafte 1 
57392 Schrnullenberg- 

Grclschrt 

HochsäLerlüiid 

Tel.: D2972-97EÜ-Ü 
Fax.: QZD72 97BÜ97 
Restaurant; 

Dienstag Ruhetag 

frfausprospelct W 
anfördem V 


in unmittelbarer Hätte des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasflnüf. Wie m JanmvWerten sorgt auch heut« Oer Wirt 
personi icn für das Wtfil der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepfleglE Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusehe, WC, 
Telefon. Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hoteibereich twtindei 1 sich Lifi, Saune, Solar um. Niche 
raucherzimrr>er und Kamin. Kinderspieiraum, SaJalbüflüt, 
Fnübsiücksbüifet. Auch Seniore^Püflionen. 

Übernachtung/Frühstück 39.■ bis € p,P. 

HP 15,5® £ p.P * VP. 22.- € u.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnlahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisoii preise. 

Sei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatl. 


mail@gaslhoMisimes.de • www.gasthof-heimes.de 


ES Shop 


Aktionstasche 

uz - unsere zeit 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

15,- € 

Kapuzenpullover 

Rosa + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

22,- € 

Kapuzenpullover 

Che + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

22,- € 

T-Shirt 

Rosa + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

12,- € 

T-Shirt 

Che + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

12,- € 

T-Shirt 

UZ-Pressefest 

(Roter Aufdruck auf Grau) 

10,- € 

T-Shirt 

Free the Cuban 5 

(Bunter Aufdruck auf Grau) 

10,- € 

Fahne (groß) 

Thälmann + DKP 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

20,- € 

Fahne (klein) 

DKP-Logo 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

15,- € 

Schal 

DKP 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

10,- € 

Schal 

Trotz alledem! 

(Weißer Aufdruck auf Rot) 

10,- € 

Mütze 

DKP 

(Grauer Aufdruck auf Schwarz) 

5,- € 

(Warn-)Weste 

UZ-Zeitung der DKP (Weißer Aufdruck auf Rot) 

10,- € 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Alle Preise inkl MWSt. + 2,- Porto (auf die gesamte Bestellung) 



- unsere zeit“ 

it Schulterriemen, 

ier, zum Teil mit 




I 


o DEUTSCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI 
^ www.dkp.de 


<01 



*4 


Trotz alledem! 
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Aufgewertet 

Betreff: „Großdemonstration 
in Nürnberg gegen die EU- 
Krisenpolitik“ 

UZ vom 10.10.2014, S 15 

Es freut mich, dass das Nürnberger So¬ 
zialforum am 4. Oktober eine respekta¬ 
ble Demonstration von „etwa 600 Men¬ 
schen“ auf die Beine gestellt hat. Wie¬ 
so dies aber in der UZ-Überschrift zur 
„Großdemonstration“ aufgewertet wird, 
erschließt sich mir beim besten Willen 
nicht. Was war dann bspw. die Solidari¬ 
tätsdemonstration für Kobane mit über 
20 000 Teilnehmenden am 11. Oktober? 
Will sagen: Gerade angesichts der derzei¬ 
tigen Schwäche der linken und revoluti¬ 
onären Kräfte sollten wir auf realistische 
Einschätzungen und Berichterstattungen 
achten, damit wir positive Entwicklungen 
auch tatsächlich erkennen, würdigen und 
einordnen können. 

Heinz- W. Hammer ; Essen 

ln die Hose gegangen 

Betreff: „Wie hältst Du’s mit der 
DDR?“, UZ vom 17.10.2014, S. 5 

Markus Bernhardt beschreibt in der UZ 
vom 17.10. was ein Herr Gauck so alles 
von sich gegeben hat, als er den 9. Okto¬ 
ber in Leipzig feierte. Von diesem Herrn 
ist nichts anderes zu erwarten. Als sog. 
„Bürgerrechtler“ war er ohnehin feige. 
Doch der Tag des „Lichtfestes“ hatte es 
schon in sich. Da ging es nicht nur um die 


Scharfschützen auf der Leipziger Oper, 
nicht nur um die Massenhypnose vermit¬ 
tels teuerster Elektronik (Leipzig hat es 
ja...), sondern auch um eine Situation, die 
scharfmacherischer und gespenstiger gar 
nicht sein konnte. 

Egal welches Interesse das Gros der 
Leipziger Öffentlichkeit an dem Spekta¬ 
kel zeigte - die Hetze gegen die DDR 
überschlägt sich. 

In einem Punkt ist die Regie aller¬ 
dings gründlich in die Hose gegangen. 
Man wollte, obwohl die Veranstalter gar 
nichts davon verstanden (wie sollten sie 
auch), den „Aufruf der Sechs“ vom 9. Ok¬ 
tober 89, verkündet über den Stadtfunk, 
gründlich im antikommunistischen Sinn 
im Gewandhaus ausschlachten. Und so 
lud man von den Sechs nur Drei ein - 
die Parteifunktionäre der SED blieben 
außen vor (eigentlich ein Glück für sie). 
Die Absicht war so durchsichtig, dass 
der academixer Bernd-Lutz Lange, der 
eingeladen war, aus Protest gegen diese 
Geschichtsverfälschung demonstrativ der 
Veranstaltung fern blieb. 

Doch was an diesem Tage flankie¬ 
rend zum Auftritt der als „friedliche 
Revolutionäre“ getarnten Aufpeitscher 
noch geschah - und den Gauck so rich¬ 
tig ergänzte - war der Auftritt des Rico 
Gebhardt, Landesvorsitzender der Partei 
„Die Linke“ in Sachsen. Es tagte nämlich 
eine Regionalkonferenz zur Auswertung 
der Landtagswahlen, die selbstredend das 


Ziel hatte, die Genossen auf die Leerfor¬ 
mel vom „Unrechtsstaat“ einzuschwören, 
denn man könne ja den Kindern gar nicht 
in die Augen sehen, wenn die Koalition 
in Thüringen nicht zustande käme. Der 
„MDR Sachsenspiegel“ vom 13.10. be¬ 
richtete kurz. Da ist dann zu sehen und 
zu hören, wie ein Genosse aus gegebe¬ 
nem Anlass direkt darauf hinwies, dass 
gerade in diesem Augenblick im Stadt¬ 
zentrum beim „Lichtfest“ die Konterre¬ 
volution gefeiert wird, worauf Gebhardt, 
der „Die Linke“ als Mittelstandspartei 
sieht, jede Passung verlor und geifernd 
den Begriff Konterrevolution zurückwies. 

Der Moderator meinte moderat, wie 
es seine Aufgabe ist, das war ein „fried¬ 
licher Umsturz“ und wer das anders 
sehe, gehöre nicht in die Partei. Es sei 
auch egal, schrie Gebhardt, der offenbar 
Angst hatte, dass die Situation kippen 
könne, „wer was wollte“. Dieser Abstieg, 
den die Genossen der Linken mit ihrer 
Partei erleben, ist weitaus dramatischer 
als das erwartete Geschwafel von Gauck. 
Was nicht heißen soll, dass der kalte anti¬ 
kommunistische Putsch in der Linkspar¬ 
tei eine Überraschung ist. 

Herbert Münchow 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Die Kraft der Schwachen 

Der deutsche Filmemacher Tobias Kriele stellt seinen neuen Film in Havanna vor 


Am Anfang des Lilms sieht man Babyfo¬ 
tos. Besonders beeindrucken die schwarz¬ 
weißen. Sie fokussieren den Blick rascher 
auf das Wesentliche: eine unnatürliche 
Körperhaltung, ein verdrehtes Auge. Eine 
Nahaufnahme verursacht beim Betrach¬ 
ter Gänsehaut. Was mag sie damals bei 
den Eltern ausgelöst haben? Die Diagno¬ 
se „Beidseitige spastische Lähmung“ wird 
nicht bei der Geburt gestellt. Der Säug¬ 
ling wird, scheinbar gesund, mitsamt der 
Mutter nach Hause entlassen. Es verge¬ 
hen Wochen, bis in den Eltern der schlim¬ 
me Verdacht reift: Irgend etwas stimmt 
nicht mit dem Jungen. 

Jorgito, eigentlich Jorge Enrique Je¬ 
rez Belisario, wird vor 20 Jahren - mit¬ 
ten in der Sonderperiode - in Camagüey 
geboren. 

Er sperrt sich zunächst rigoros ge¬ 
gen jede Lorm von Therapie. Die durch¬ 
geführten Behandlungen (Physiothera¬ 
pie, Sprachtherapie u.a.) finden in Ha¬ 
vanna statt. Ein Umzug von Mutter und 
Sohn dorthin wird notwendig. Der Vater 
kommt jedes Wochenende mit dem Auto 
aus Camagüey - 550 km hin und 550 km 
zurück. Nach einer zermürbenden Zeit 
lernt Jorgito laufen und sich zu artiku¬ 
lieren. 


Ein erster Höhepunkt seines jungen 
Lebens ist eine Rede auf dem Kongress 
der Pioniere, als er - vierzehnjährig - zu¬ 
nächst stockend und dann immer flüssi¬ 
ger eine Danksagung an Kuba hält für 
alles, was er trotz schwierigster Voraus¬ 
setzungen durch die Eürsorge des Landes 
erreicht hat. Am Ende ist der halbe Kon¬ 
gress in Tränen aufgelöst und Präsident 
Raul Castro spendet stehend Applaus. 

Jorgito stellt sich selbst immer neue 
Herausforderungen. Wenn er sie gemeis¬ 
tert hat, sucht er sich weitere. 

Schon seit seinem achten Lebensjahr 
widmet er sich mit Leib und Seele dem 
Kampf für die Befreiung der Lünf. 

Einem Lilm über sich stimmt er auch 
nur unter der Bedingung zu, dass die 
Hälfte des Lilms die Lünf zum Thema hat. 
Dass am Ende nicht 50 Prozent der Doku, 
sondern, wie Tobias Kriele ausgerechnet 
hat, nur 37 Prozent von den Cuban Live 
handeln, kann er schließlich akzeptieren, 
weil der Lilm zu 100 Prozent sein Kuba 
und das der Lünf zeigt. 

Dem Lilmemacher gelingt es mit sei¬ 
ner Dokumentation, die Magie dieses 
Jungen einzufangen, der unter großen 
Anstrengungen seine Träume verwirkli¬ 
chen kann und der stolz auf das ist, was 


er erreicht hat. Er zeigt einen Jungen, 
der, geborgen in seiner Lamilie und sei¬ 
ner Stadt, zu einem jungen Mann heran¬ 
wächst in einem Land, das ihm alle Hilfe 
gibt, die er braucht - und er brauchte da¬ 
von eine ganze Menge. 

Tobias Kriele stellte seinen Lilm „Die 
Kraft der Schwachen“ am Mittwoch im 
Kubanischen Institut für Völkerfreund¬ 
schaft (ICAP) in Havanna vor. In seinen 
einleitenden Worten sagte er, dass er bei 
der Uraufführung in Camagüey über¬ 
rascht gewesen sei, wie das kubanische 
Publikum den Lilm aufgenommen habe. 
Er sei nämlich nicht für Kuba konzipiert, 
sondern für den Einsatz außerhalb Ku¬ 
bas, besonders in den Vereinigten Staa¬ 
ten. Dort soll er den Lall der Lünf in Krei¬ 
se hineintragen, die bisher noch nicht da¬ 
von gehört haben. Zunächst aber wird er 
in neun deutschen Kinos gezeigt werden. 
Neben Tobias Kriele wird auch Jorgito 
den Lilm vorstellen. 

An der Veranstaltung nahmen außer 
Tobias Kriele, Jorgito und seiner Lami¬ 
lie auch der 1. Vizepräsident des ICAP 
Elio Gämez, der Vizepräsident Lernando 
Gonzalez (einer der Lünf), die Direktorin 
für Europa Gladys Ayön und Angehörige 
der Lünf teil. Renate Fausten 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 25. OKT 


Wuppertal: „Kapitalismuskritik im An¬ 
schluss an Erich Fromm“ mit Beiträgen von 
Prof. Burkhard Bierhoff (Cottbus), Dr. Hel¬ 
mut Johach (Nürnberg) und Jürgen Meier 
(Hildesheim). Veranstalter: Marx-Engels- 
Stiftung und Internat. Erich-Fromm-Gesell- 
schaft. Alte Feuerwache, Gathe 6,11.00 Uhr 
bis 17.00 Uhr. 


SO ★ 26. OKT 


Dortmund: „Gedenken an die Opfer des Na¬ 
ziaufmarsches von 1932!“ Nordmarkt, Stele, 
15.00 Uhr._ 

Siegen: ,„Wir dienen Deutschland 1 - Bür¬ 
gerlicher Nationalismus und die internati¬ 
onalistische Antwort der Arbeiterjugendbe¬ 
wegung.“ Bildungsveranstaltung der SDAJ 
Siegen mit Jürgen Lloyd. VEB Politik, Kunst 
und Unterhaltung, Marienborner Straße 16, 
11.00 Uhr. 


MO ★ 27. OKT 


Darmstadt: „Gedenken an Georg Fröba aus 
Anlass des 70. Jahrestages seiner Ermor¬ 
dung.“ Veranstaltung der DKP Darmstadt- 
Dieburg und der VVN-BdA Kreisvereinigung 
Südhessen. Treffpunkt: Alter Friedhof, Ein¬ 
gang Herdweg, 16.00 Uhr. 


Dl ★ 28. OKT 


Aachen: „Mehr sozialer Wohnraum ist nö¬ 
tig“ , Stammtisch der DKP. Zum neuen Eck, 
Adalbertsteinweg 238,19.00 Uhr. 

Bremen: Mitgliederversammlung DKP Bre¬ 
men-Nord. Gustav-Heinemann-Bürgerhaus 
Vegesack, Raum E3,19.30 Uhr. 


Ml ★ 29.0KT 


Marburg: „Die gegenwärtige Lage Russ¬ 
lands und seine Außenpolitik“, Diskussions¬ 
veranstaltung der DKP Marburg-Biedenkopf 
mit Dr. Gert Meyer. DGB-Haus, Bahnhofstra¬ 
ße 6, Käte-Dinnebier-Saal, 19.30 Uhr. 

Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP Darmstadt-Bergstraße zu Branchen- 
Tarifverträgen und 30-Stunden-Woche. 
LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Philipps- 
Anlage 32,19.00 Uhr. 


DO ★ 30. OKT 


Dortmund: „65 Jahre DDR“ Veranstaltung 
der DKP mit Nina Hager, stellvertretende 
Vorsitzende der DKP. Z, Oesterholzstraße 
27,19.00 Uhr._ 

Lüdinghausen: „TTIP, CETA, TiSA: Schutz¬ 
rechte verteidigen - gegen den Ausverkauf 
unserer Republik!“ Veranstaltung des DGB- 
Kreisverbandes Coesfeld und der DGB-Orts- 
verbände Coesfeld, Dülmen und Lüdinghau¬ 
sen mit Gabriele Preuß, MdEP. Gaststätte 
„Zur Mühle“ Mühlenstraße 88,18.00 Uhr. 


SA ★ 1. NOV 


Neubrandenburg: „Die DKP nach dem 20. 
Parteitag“, Veranstaltung des Rotfuchs mit 


Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP. Post¬ 
straße 4,10.00 Uhr. 

München: DKP München gedenkt der er¬ 
mordeten Antifaschistinnen. Perlacher 
Friedhof, 11.00 Uhr. 


MO ★ 3. NOV 


Hamburg: „Doch ob sie mich erschlügen: 
Sich fügen heißt lügen!“ Öffentlicher Grup¬ 
penabend der DKP Langenhorn-Fuhlsbüttel 
zur Erinnerung an Erich Mühsam. Bürger¬ 
haus Langenhorn, Tangstedter Landstra¬ 
ße 41 (gegenüber U.-Bahn Langenhorner- 
Markt), 19.00 Uhr. 


Ml ★ 5. NOV 


München: „Demokratie als revolutionäre 
Methode“ (Alvaro Garcia Linera, Vizepräsi¬ 
dent Boliviens). KommTreff, Holzapfelstraße 
3,19.00 Uhr._ 

Stadtlohn: Mitgliederversammlung der DKP 
im Kreis Borken. Parteiraum, Vredenerstraße 
54 beiTenbusch, 19.15 Uhr. 


FR ★ 7. NOV 


Regensburg: „Imperialistische Kriegspo¬ 
litik, aktuelle Gefahren, Anforderungen an 
Partei und Friedensbewegung“, Mitglieder¬ 
versammlung der DKP mit Hans-Peter Bren¬ 
ner. Büro „Die Linke“, Obermünsterstraße 
5,19.00 Uhr. 

Esther Bejarano und 
Microphone Mafia auf Tour 
Oktober 

25.10. Paderborn 

31.10. Rosenheim 
November 

6.11. Hamburg 

7.11. Essen 

8.11. Bocholt 

10.11. Lünen 

14.11. Aschersleben 

16.11. Bremen 

21.11. Wiesbaden 

22.11. Eckental/Erlangen 

27.11. Berlin 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnung¬ 
straße 18,45127 Essen. 


Spendet für das UZ- 
Pressefest 2014 ! 

Das Pressefest-Konto: 

DKP Parteivorstand, 

Kto.-Nr. 400 248 7501 bei der GLS 
Bank Bochum, BLZ 430 60 g 67 . 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Die Tür ohne Wiederkehr... 



...,The Door of No Return durchschritten die Sklaven Afrikas, bevor 
sie auf Boote verladen und an die Schiffe gebracht wurden, die 
sie zu ihren Bestimmungsorten brachten. Solche Türen gab es 
in zahlreichen Sammelpunkten für Sklaven, in denen diese in 
fürchterlicher Enge gehalten wurden. Die Sammelpunkte waren 
zumeist innerhalb der Forts, die die weißen Sklavenjäger zahl¬ 
reich an der Westküste Afrikas errichtet hatten. Direkt über den 
Elendsquartieren lebten sie mit allem Komfort. Nachts ließen sie 
sich Sklavinnen zuführen. 

Heute sind die Türen oft Bestandteil von Gedenkstätten. Vor etwa 
einem Jahr durchschritt Barack Obama symbolisch eine solche 
Tür bei einem Besuch auf Goree Island, Senegal. Unser aktuelles 
Foto zeigt die Tür ohne Wiederkehr im Fort Säo Jorge da Mina, das 
die Portugiesen 1482 errichteten. 1637 wurde es von den Nieder¬ 
ländern erobert, bis es 1872 in den Besitz Großbritanniens kam. 

Da war der Sklavenhandel (seit 1814) offiziell beendet. 

Fort Säo Jorge da Mina wurde von der ghanaischen Regierung 
renoviert und ist seit 1979 Weltkulturerbe. 1987 diente es als 
Kulisse für Werner Herzogs Film „Cobra Verde“. 


„Arbeiter!" 

150 Jahre Inauguraladresse 


Vom 21. bis 27. Oktober 1864 verfasste 
Karl Marx im Auftrag der gerade ge¬ 
gründeten Internationalen Arbeiter- 
Assoziation (I. Internationale) deren 
Inauguraladresse (Einführungsbot¬ 
schaft) und ihre Provisorischen Sta¬ 
tuten. Die Adresse beginnt mit einem 
einfachen „Arbeiter!“ - und wendet 
sich an nicht weniger als die Lohnab¬ 
hängigen der ganzen Welt. 

Seit dem revolutionären Jahre 1848 
waren 16 Jahre der Reaktion vergan¬ 
gen. In einem Brief an Engels bedauer¬ 
te Marx, nicht mehr die kraftvolle Spra¬ 
che von einst (des Kommunistischen 
Manifestes) verwenden zu können. 
Gleichwohl beeindruckt die Balan¬ 
ce zwischen wissenschaftlich exakter 
Darstellung der Lage und eindring¬ 
licher bildhafter Sprache noch heute. 
Marx nahm die Arbeiterklasse auch 
und gerade in der direkten Ansprache 
so ernst, wie sie es verdient. 

Die Adresse beschäftigt sich zu¬ 
nächst mit dem schreienden Wider¬ 
spruch zwischen der wirtschaftlichen 
Prosperität des Kapitals, deren pro¬ 
pagandistischer Darstellung einerseits 
und andererseits der andauernden Ver¬ 
elendung der Arbeiterklasse, des Schei- 
terns emanzipatorischer politischer 
Projekte - vor allem in Großbritannien. 

Doch Marx erwähnt auch die 
„Lichtseite“. Als Beispiele führt er die 
„Zehnstundenbill“ und die „Koopera¬ 
tivbewegung“ an. Aus einer kritischen 
Betrachtung der letzteren entwickelt 
er „en passant“ die nächsten Aufga¬ 
ben: „Um die arbeitenden Massen zu 
befreien, bedarf das Kooperativsystem 
der Entwicklung auf nationaler Stufen¬ 
leiter und der Eörderung durch natio¬ 


nale Mittel ... Politische Macht zu er¬ 
obern ist daher jetzt die große Pflicht 
der Arbeiterklassen.“ 

Die Existenzberechtigung der In¬ 
ternationalen Arbeiterassoziation be¬ 
gründet Marx in einfachen Worten: 
„Ein Element des Erfolgs besitzt sie 
[die Arbeiterklasse], die Zahl. Aber 
Zahlen fallen nur in die Waagscha¬ 
le, wenn Kombination sie vereint und 
Kenntnis sie leitet.“ In diesem Zusam¬ 
menhang erinnert er an vergangenen 
Mißerfolg, wenn das Band der „Brü- 
derlichtkeit, welches die Arbeiter der 
verschiedenen Länder verbinden und 
sie anfeuern sollte“ fehlt. 

Der Text war ein „großer Wurf“, den 
zu lesen noch heute lohnt. AR 


ADDRESS 

AND 

PROVISIONAL RÜLES 

OF THE 

WORKING MEN S 
INTERNATIONAL ASSOCIATION, 

E*TA»LlSHID Stm*D£R 2 », 3 08*, 

AT A PUBLIC MEETING HELD Kt IT. MaRIÜI'S 
HALL, LOflO ACRE, LONDON. 

mCE ONE PENNY. 


PftlNTED AT THE *'8EE-HIYE” NEWePAFER QFFiCE, 
BÜLT COURT, FLEET STREET. 

IBM. 


Meine progressive Woche 

Vom ii. bis 17 . Oktober 


Dienstag 

Frauen sind der CDU/CSU irgendwie 
ein Dorn im Auge. Jetzt soll die Einfüh¬ 
rung einer Frauenquote in Unterneh¬ 
mensvorständen mit einem „ wirtschafts¬ 
politischen Entlastungsprogramm “ ver¬ 
bunden werden. Das fordern Michael 
Grosse-Brömer und Gerda (Schande 
über dich) Hasselfeldt. 

In den Vorständen wird man jetzt 
sagen: „Die verstehen etwas von freiem 
Unternehmertum .“ Und wahrscheinlich 
nicht wissen, dass Mafia-Boss Meyer- 
Lansky genau das vor bereits 60 Jahren 
über Kubas Diktator Batista gesagt hat. 

Mittwoch 

Facebook und Apple dagegen lieben 
Frauen. Die US-Konzerne wollen ihren 
Mitarbeiterinnen neuerdings ermögli¬ 
chen, „ungehindert Karriere machen 
zu können “ 20 000 Dollar Prämie wer¬ 
den ausgezahlt, wenn die jungen Karri¬ 
eristinnen in spe ihre Eizellen einfrieren 
lassen. Das „ Social Freezing“kostet ein¬ 


malig 10 000 Dollar, die Aufbewahrung 
der Eizelle 500 Dollar jährlich. 

Ursprünglich habe man diese Tech¬ 
nik entwickelt, um Frauen zu helfen, die 
wegen einer Krebsbehandlung fürchten 
müssen, später nicht mehr fruchtbar zu 
sein, sagt der Mediziner Michael von 
Wolff der dieses Verfahren in Deutsch¬ 
land anwendet. Er warnt vor medizini¬ 
schen Risiken und berichtet, dass ihm 
hierzulande kein Fall bekannt sei, in 
dem wegen der Karriere der Kinder¬ 
wunsch nach hinten geschoben worden 
sei. 

Vor diesem Hintergrund erweist sich 
die „ Sozialmaßnahme “ von Facebook 
und Apple eher als Erpressungsma¬ 
növer. Da es in den USA keinen Kün¬ 
digungsschutz bei Schwangerschaft 
gibt, können Mitarbeiterinnen, die das 
„großzügige“ Angebot nicht anneh¬ 
men, bei Schwangerschaft mit verstärk¬ 
ter Missbilligung des Konzerns, sprich 
der Kündigung rechnen. Vor uns sehen 
wir nichts anderes als eine weitere Facet¬ 
te der Unmenschlichkeit kapitalistischer 


Arbeitsverhältnisse. Allerdings eine be¬ 
sonders perfide. 

Donnerstag 

Impulse für die Konjunktur, größere Si¬ 
cherheit, Planungssicherheit und verbes¬ 
serte Infrastruktur. Diese schönen Worte 
von Verkehrsminister Dobrindt kosten 
uns Steuerzahler in den nächsten fünf 
Jahren 28 Mrd. Euro - als Finanzspritze 
für eine Bahn AG, die uns Kunden Jahr 
für Jahr eine saftige Preiserhöhung un¬ 
ter den Weihnachtsbaum legt. 

Die 28 Mrd. sind mindestens 8,5 
Mrd. mehr als eigentlich vorgesehen 
waren. Das Geld soll vornehmlich in 
Wartung und Erhaltung des Schienen¬ 
netzesfließen. Das wiederum ist herun¬ 
tergekommen, weil die Bahn AG auch 
in diesem Bereich spart und spart - zu 
Lasten von Pünktlichkeit und Sicher¬ 
heit. Die Anfälligkeit bei „ Wetter“ ist 
kein Zufall. Die Privatisierung hat bis¬ 
her nur eins bewirkt: Bahnfahren wird 
immer teuer und ineffektiver. 

Adi Reiher 


Ein Fechter für eine bessere Welt 


Jeremias Gotthelf us‘ m Emmental 


Er kritisierte die „Kurzsichtigkeit und 
Engherzigkeit der Regierenden“. Sei¬ 
ne Berufung zum Schreiben führte er 
auf den Einfluss des Zeitgeistes zurück. 
„Die Welt und nicht Ehrgeiz und Fleiß 
haben mich zum Schriftsteller gemacht. 
Sie drückte so lange auf mich, bis sie 
Bücher mir aus dem Kopf drückte, um 
sie ihr an die Köpfe zu werfen.“ So ver¬ 
stand er sich nicht als passiver Beob¬ 
achter, sondern als Streiter für eine 
bessere Welt, wenn er hinzufügte, „es 
kömmt mir aber immer vor, als sei mein 
Schaffen kein Schreiben, sondern ein 
Fechten.“ 

Jeremias Gotthelf, der eigentlich 
Albert Bitzius hieß, wurde am 4. Ok¬ 
tober 1797 in der Ortschaft Murten im 
Schweizer Emmental geboren. Unter 
dem Einfluss der Französischen Revo¬ 
lution kam es auch in seiner Heimat 
zu heftigen politischen und sozialen 
Auseinandersetzungen. Die Helveti¬ 
sche Republik wurde ausgerufen, die 
alte Eidgenossenschaft ging unter und 
aus der revolutionären Bewegung von 
1848/49 ging der neue Bundesstaat mit 
einer liberalen Verfassung hervor. Die¬ 
se Zeit bestimmte Leben und Handeln 
des Schweizer Dichters der Weltlitera¬ 
tur, der ebenso als Theologe, Reformer 
und Politiker wirkte. Als Pädagoge - er 
hatte die Funktion eines Schulcommis- 
särs inne (was heute einem Inspektor 
entspricht), stand er in der Nachfolge 
seines Landsmannes Pestalozzi und 
hatte die Vision einer Gesellschaft, in 
der sich der Mensch frei entwickeln 
und keiner Obrigkeit unterworfen sein 
sollte. 

In Schilderungen von Zeitgenos¬ 
sen als auch späteren Literaturkriti¬ 
kern erscheint Gotthelf als eine schil¬ 
lernde, faszinierende und bis heute 
unnachahmliche Persönlichkeit, als 
scharfer, vor allem aber unbequemer 
Beobachter, Kritiker und Mahner, des¬ 
sen Schriften von tiefem Gefühl zeug¬ 
ten, denen aber auch Humor nicht 
abzusprechen war. Mit scharfer Zun¬ 
ge, die an Thomas Müntzer erinnerte, 
prangerte er die auf Unterwürfigkeit 
erpichte Obrigkeit an, ihre „Advoka¬ 
ten, Juristen und sonstiges Pack“, die 
Gesetze machen, „dass wir die Schwer- 
noth kriegen möchten und der Teufel 
Bauchweh.“ Zum Echo seines Schrei¬ 
bens unter Volk und Regenten hielt 
er fest: „Bin beliebt, verhasst, vielen 
gleichgültig. Der ,Basler Boten 4 schil- 
tet mich unchristlich und warnt die 
Leut vor meinen Büchern.“ 

Als Gotthelf am 22. Oktober 1854 
mit nur 57 Jahren starb, hinterließ er 
ein Werk, dessen Gesamtausgabe auf 
42 Bände anwuchs. Sie enthält alle 
Dichtungen, darunter 13 Romane, 50 
Erzählungen, Briefe, Zeitungsartikel 
und Streitschriften sowie seine Predig¬ 
ten als Pfarrer in Lützlflüh von 1832 
bis zu seinem Tode. Die bedeutends- 



Jeremias Gotthelf (4.10.1797 bis 
22.10.1854) war das Pseudonym des 
Schweizer Schriftstellers und Pfarrers 
Albert Bitzius. 


ten Romane sind: „Der Bauernspiegel 
oder die Lebensgeschichte des Jeremi¬ 
as Gotthelf“ und „Wie Ulli der Knecht 
glücklich wird“, die den deutschspra¬ 
chigen Bauernroman begründeten, 
gefolgt von der Erzählung „Elsi die 
seltsame Magd“, „Leiden und Freuden 
eines Schulmeisters“ sowie „Geld und 
Geist“, die als erste zu nennen wären, 
wenn von seinem Platz in der Weltli¬ 
teratur die Rede ist. Seine populärs¬ 
te Erzählung „Die schwarze Spinne“ 
wurde 15 Mal verlegt und in zahlrei¬ 
che Sprachen übersetzt. Er schrieb so¬ 
wohl in Hochdeutsch als auch in Ber¬ 
ner Mundart. Mehrere seiner Romane 
wurden verfilmt. 

Das Schaffen Gotthelfs, der mit 
Balzac, Thackeray, Walter Scott, Fritz 


Reuter, Hebel und Hebbel und selbst 
mit Rousseau verglichen wurde, wider¬ 
spiegelt neben christlich-konservativen 
Zügen in einem einzigartigen Realis¬ 
mus vor allem seine gesellschaftskri¬ 
tische Haltung gegenüber Heuchelei 
und Lüge, Egoismus und Habsucht. 
Dass sich Gotthelfs Darstellung, wenn 
er vom Kampf zwischen Gut und Böse 
schrieb, zuweilen ins Mystische steiger¬ 
te, tat dem rebellischen Geist seiner 
Gestaltung keinen Abbruch. 

Viele Große der Literatur, Philoso¬ 
phie oder Geschichte haben Gotthelf 
gewürdigt. Gottfried Keller nannte ihn 
„einen vortrefflichen Maler des Volks¬ 
lebens“, der „ohne alle Ausnahme das 
größte epische Talent war, welches 
seit langer Zeit und vielleicht für lan¬ 
ge Zeit lebte.“ Hugo von Hoffmanns- 
thal ging in seinem Briefwechsel auf 
ihn ein und Ricarda Huch widmete 
ihm ein Essay. Ernst Bloch verfasste 
die Betrachtung „Hebel, Gotthelf und 
bäuerliches Tao.“ 

Den gesellschaftlichen Höhepunkt 
seines Schaffens erreichte Gotthelf 
wohl, wenn er im „Schulmeister“ die 
„Kurzsichtigkeit und Engherzigkeit 
der Regierenden“ kritisierte, die „gar 
nichts mehr sehen und schmöcken, als 
wer von ihnen sich beuge, ihnen ,ja, ja 4 
sage mit demütiger Gebärde.“ An an¬ 
derer Stelle fragt er, ob „wohl der Staat 
um des einzelnen Willen da oder der 
einzelne um des Staates Willen? Ist die 
Vervollkommnung des Menschen oder 
die Ausführung einer Staatsidee Zweck 
des irdischen Lebens?“ 

Gerhard Feldbauer 


Der rote Kanal 


Hut ab, wenn Du küsst, DDR 1971 

Zum 70. Geburtstag von Angelika Wal¬ 
ler („Das Kaninchen bin ich“) bringt 
der mdr diese Komödie um das The¬ 
ma Gleichberechtigung. Der erhobe¬ 
ne Zeigefinger ist nicht zu übersehen, 
dafür entschädigen gute Schauspieler¬ 
leistungen, musikalische Einlagen und 
vor allem Leipzig-Atmosphäre jener 
Zeit in Farbe. 

So., 26 . 10 ., 5 . 40 - 7.05 Uhr, mdr 

Thementag: Picasso 

Von den drei Dokumentationen des 
heutigen Nachmittags befasst sich vor 
allem „Kunst als politische Waffe“ mit 
Picassos Weitsicht. Mit seinem Gemäl¬ 
de ,Guernica 4 bezog er erstmals ein¬ 
deutig Stellung gegen das, was ihn em¬ 
pörte. Er trat für die Spanische Repu¬ 
blik, gegen die Franquisten und gegen 
die Beteiligung der Nazis in diesem 
Krieg ein. Von dieser Einstellung zeugt 
seine gesamte Malerei. Er verarbeite¬ 
te darin die großen historischen Ereig¬ 
nisse seiner Zeit und engagierte sich 
mit Leib und Seele im Kampf gegen 
den Faschismus, als Mitglied der kom¬ 


munistischen Partei Frankreichs oder 
Unterstützer der Friedensbewegung. 

So., 26 . 10 ., 15 . 30 - 18.30 Uhr, arte 

Looking For Picasso, F 2013 

Fortsetzung des Thementages: Als Pi¬ 
casso 1973 starb hinterließ er einen 
Nachlass von tausenden Werken aus 
allen Schaffensperioden. Die Doku¬ 
mentation folgt dem Weg des Maler¬ 
genies aus Spanien entlang dieser Ge¬ 
mälde, Zeichnungen und Skulpturen. 

So., 26 . 10 ., 20 . 15 - 22.05 Uhr, arte 

Akte Grüninger, CH/A 2013 

Der Spielfilm erzählt die wahre Ge¬ 
schichte des Beamten Paul Grüninger. 
Im August 1938 schließt die Schweiz 
ihre Grenze für Flüchtlinge - eine le¬ 
bensgefährliche Katastrophe für Ju¬ 
den aus Deutschland und Österreich. 
Doch nicht alle Beamten halten sich 
an die unmenschliche Weisung. Paul 
Grüninger (Stefan Kurt) nutzt büro¬ 
kratische Lücken und setzt aus mora¬ 
lischer Überzeugung alles auf Spiel. 
Frei., 31 . 10 ., 20 . 15 - 21.45 Uhr, arte 






